
Sozialgesetzbuch VIII
— Kinder- und ..bgendhilfe —

mit eingearbeiteten Änderungen auf der Bas des Gesetz zur
Verbeserung der Unterbringung, Versorgung und Betreuung
audändischer Kinder- und Jigendlicher vom 28.10.2015
(BGR. 1 S 1802)

und

Gesetz zur Kooperation und Information im Klnder&hutz —

ZKKG
vom 22. Dezember 2011 (BGBI. 1 S 2975)

Bngefügt: Entwurf eines Gesetzes zur Särkung von Kindern
und Jigendlichen (Kinder- und Sigendärkungesetz —

KBG) Referatsentwurf: Sand 17.03.2017

Zum beeren Ver&ändnis nd z.T. wesentliche Paagen
der geltenden Faing, die abgelö& werden sollen, blau
unterlegt mit aufgeführt.





Der Referatsentwurf besteht aus:

Artikel 1: Änderung des 8GB VIII

Artikel 2: Änderung des Gesetzes zur Kooperation und
Information im Kinderschutz (KKG)

Artikel 3: Änderung des 6GB V

Artikel 4: Änderung des 8GB X

Artikel 5: Änderung des BGB

Artikel 6: Änderung des Jugendgerichtsgesetzes (JGG)

Artikel 7: Inkrafttreten (im Kern zum 1.1.2018)



Sozialgesetzbuch (5GB)

Achtes Buch (VIII)

Kinder- und Jigendhilfe

1 nhaItsübercht

Erstes Kapitel — Allgemeine Vorschriften ( 1-10)

§ 1 Recht auf Erziehung, Elternverantwortung, Jugendhilfe

§ 2 Aufgaben der Jugend hilfe

§ 3 Freie und öffentliche Jugendhilfe

§ 4 Zusammenarbeit der öffentlichen Jugendhilfe mit der freien
Jugendhilfe

§ 5 Wunsch- und Wahlrecht

§ 6 Geltungsbereich

§ 7 Begriffsbestimmungen

§ 8 Beteiligung von Kindern und Jugendlichen

§ 8a Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung

§ 8b Fichliche BerafJii und BegIeitür4 ±um Schutz ori Kindern
und Jugendlichen

§ 9 Grundrichtung der Erziehung, Gleichberechtigung von Mäd
chen und Jungen

§ 9aOmbudsstellen

§ lOVerhältnis zu anderen Leistungen und Verpflichtungen

Zweites Kapitel — Leistungen der Jugendhilfe ( 11-41)

Erster Abschnitt — Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit,
erzieherischer Kinder- und Jugendschutz ( 11-15)

§ 11 Jugendarbeit

§ 12 Förderung der Jugendverbände

§ 13 Jugendsozialarbeit

§ 14 Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz

§ 15 Landesrechtsvorbehalt



Zweiter Abschnitt — Förderung der Erziehung in der Familie

(% 16-21)

§ 16 Allgemeine Förderung der Erziehung in der Familie

§ 17 Beratung in Fragen der Partnerschaft, Trennung und Schei
dung

§ 18 Beratung und Unterstützung bei der Ausübung der
Personensorge und des Umgangsrechts

§ lgGemeinsameWohnformen für MütterNäter und Kinder

§ 20 Betreuung und Versorgung des Kindes in Notsituationen

§ 21 Unterstützung bei notwendiger Unterbringung zur Erfüllung
der Schulpflicht

Dritter Abschnitt — Förderung von Kindern in Tageseinrich
tungen und in Kindertagespflege ( 22-26)

§ 22 Grundsätze der Förderung

§ 22a Förderung in Tageseinrichtungen

§ 23 Förderung in Kindertagespflege

§ 24 Anspruch auf Förderung in Tageseinrichtungen und in Kinder
tagespflege -

§ 24a Berichtspflicht

§ 25 Unterstützung selbstorganisierter Förderung von Kindern

§ 26 Landesrechtsvorbehalt

Vierter Abschnitt — Hilfe zur Erziehung, Eingliederungshilfe
für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche, Hilfe für
junge Volljährige ( 2741)

Erster Unterabschniff — Hilfe zur Erziehung ( 27-35)

§ 27 Hilfe zur Erziehung

§ 28 Erziehungsberatung

§ 29 Soziale Gruppenarbeit

§ 30 Erziehungsbeistand, Betreuungshelfer

§ 31 Sozialpädagogische Familienhilfe

§ 32 Erziehung in einer Tagesgruppe



§ 33Vollzeitpflege

§ 34 Heimerziehung, sonstige betreute Wohnform

§ 35 Intensive sozialpädagogische Einzelbetreuung

Zweiter Unterabschniff — Eingliederungshilfe für seelisch
behinderte Kinder und Jugendliche ( 35a)

§ 3saEingliederungshilfe für Kinder und Jugendliche mit seelischer
Behinderung oder drohender seelischer Behinderung

Dritter Unterabschniff — Gemeinsame Vorschriften für die Hilfe zur
Erziehung und die Eingliederungshilfe für seelisch behinderte
Kinder und Jugendliche ( 36-40)

§ 36 Mitwirkung, Hilfeplanung

§ 36a Ergänzende Bestimmungen zur Hilfeplanung bei stationä
ren Leistungen

§ 36bÜbergangsmanagement

§ 37 Beratung und Unterstützung der Pflegeperson, örtliche Prü
fu n g
aBeratung—und Unterstützung der Eltern, Zusammenarbeit-
bei stationären Leistungen

§ 38Zulässigkeit von Auslandsmaßnahmen

§ 39 Leistungen zum Unterhalt des Kindes oder des Jugendlichen

§ 40 Kranken hilfe

Vierter Unterabschnitt — Hilfe für junge Volljährige ( 41)

§ 41 Hilfe für junge Volljährige, Nachbetreuung

Drittes Kapitel — Andere Aufgaben der Jugendhilfe ( 42-60)

Erster Abschnitt — Vorläufige Maßnahmen zum Schutz von
Kindern und Jugendlichen ( 42)

§ 42 lnobhutnahme von Kindern und Jugendlichen

§ 42a Vorläufige lnobhutnahme von ausländischen Kindern und
Jugendlichen nach unbegleiteter Einreise



§ 42bVerfahren zur Verteilung unbegleiteter ausländischer Kinder
und Jugendlicher

§ 42cAufnahmequote

§ 42d Übergangsregelung

§ 42eBerichtspflicht

§ 42f Behördliches Verfahren zur Altersfeststellung

Zweiter Abschnitt — Schutz von Kindern und Jugendlichen in
Familienpflege und in Einrichtungen ( 4349)

§ 43 Erlaubnis zur Kindertagespflege

§ 44 Erlaubnis zur Vollzeitpflege

§ 45 Erlaubnis für den Betrieb einer Einrichtung

§ 45a Einrichtung

§ 46 Prüfung

§ 47 Meldepflichten

§ 48Tätigkeitsuntersagung

§ 48a Sonstige betreute Wohnform

§ 48bSchutz von Kindern und Jugendlichen in Einrichtungen der

offenen Jugendarbeit

§ 49 Landesrechtsvorbehalt

Dritter Abschnitt — Mitwirkung in gerichtlichen Verfahren

( 50-52)

§ 50 Mitwirkung in Verfahren vor den Familiengerichten

§ 51 Beratung und Belehrung in Verfahren zur Annahme als Kind

§ 52 Mitwirkung in Verfahren nach dem Jugendgerichtsgesetz

Vierter Abschnitt — Beistandschaft, Pflegschaft und
Vormundschaft für Kinder und Jugendliche, Auskunft über
Nichtabgabe von Sorgeerklärungen ( 52a-58a)

§ 52a Beratung und Unterstützung bei Vaterschaftsfeststellung
und Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen

§ 53 Beratung und Unterstützung von Pflegern und Vormündern

§ 54 Erlaubnis zur Übernahme von Vereinsvormundschaften



§ 55Beistandschaft, Amtspflegschaft und Amtsvormundschaft

§ 56 Führung der Beistandschaft, der Amtspflegschaft und der
Amtsvormundschaft

§ 57 Miffeilungspflicht des Jugendamts

§ S8Gegenvormundschaft des Jugendamts

§ 58a Auskunft über Alleinsorge aus dem Sorgeregister

Fünfter Abschnitt — Beurkundung, vollstreckbare Urkunden

( 59-60)

§ 59 Beurkundung

§ 6OVollstreckbare Urkunden

Viertes Kapitel — Schutz von Sozialdaten ( 61-68)

§ 61 Anwendungsbereich

§ 62Datenerhebung

§ 63 Datenspeicherung

§ 64 Datenübermittlung und -nutzung

§ 65 Besonderer Vertrauensschutz in der persönlichen und erzie
c-herischen Hilfe

§ 66 (weggefallen)

§ 67 (weggefallen)

§ 68 Sozialdaten im Bereich der Beistandschaft, Amtspfiegschaft
und der Amtsvormundschaft

Fünftes Kapitel — Träger der Jugendhilfe, Zusammenarbeit,
Gesamtverantwortung

( 69-81)

Erster Abschnitt — Träger der öffentlichen Jugendhilfe ( 69-
72a)

§ 69 Träger der öffentlichen Jugendhilfe, Jugendämter, Landesju
gendämter

§ 70 Organisation des Jugendamts und des Landesjugendamts

§ 71 Jugendhilfeausschuss, Landesjugendhilfeausschuss



§ 72 Mitarbeiter, Fortbildung

§ 72aTätigkeitsausschluss einschlägig vorbestrafter Personen

Zweiter Abschnitt — Zusammenarbeit mit der freien Jugend
hilfe, ehrenamtliche Tätigkeit ( 73-78)

§ 73 Ehrenamtliche Tätigkeit

§ 74Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe

§ 75 Beteiligung anerkannter Träger der freien Jugendhilfe an der
Wahrnehmung anderer Aufgaben

§ 76 Arbeitsgemeinschaften

§ 76asteuerungsverantwortung

§ 76bErstattung selbstbeschaffler Leistungen

Dritter Abschn itt — Förderung und Finanzierung,
Vereinbarung über Leistungsangebote, Entgelte und
Qualitätsentwicklung ( 77 — 78g)

§ 77 Förderung der freien Jugendhilfe

§ 77a Finanzierung von Tageseinrichtungen für Kinder

§ 78 Vereinbarungen i±er Kostenübernahme und Qualitätsent
wicklung

§ 78aAnwendungsbereich der Entgeltfinanzierung

§ 78bVoraussetzungen für die Übernahme des Leistungsentgelts

§ 78c Inhalt der Leistungs- und Entgeltvereinbarungen

§ 78dVereinbarungszeitraum

§ 78eörtliche Zuständigkeit für den Abschluss von Vereinbarun
gen

§ 78f Rahmenverträge

§ 78gSchiedsstelle



Vierter Abschnitt — Gesamtverantwortung, Jugendhilfepla
nung (% 79-81)

§ 79 Gesamtverantwortung, Grundausstattung

§ 79aQualitätsentwicklung in der Kinder- und Jugendhilfe

§ 8üJugendhilfeplanung

§ 81 Strukturelle Zusammenarbeit mit anderen Stellen und öffent
lichen Einrichtungen

Sechstes Kapitel — Zentrale Aufgaben ( 82-84)

§ 82 Aufgaben der Länder

§ 83 Aufgaben des Bundes, Bundesjugendkuratorium

§ ß4Jugendbericht

Siebtes Kapitel — Zuständigkeit, Kostenerstattung ( 85-89h)

Erster Abschnitt — Sachliche Zuständigkeit ( 85)

§ 85 Sachliche Zuständigkeit

Zweiter Abschnitt — Örtliche Zuständigkeit ( 86-88)

Erster Unterabschnitt — Örtliche Zuständigkeit für Leistungen

( 86-86d)

§ 86 Örtliche Zuständigkeit für Leistungen an Kinder, Jugendliche
und ihre Eltern

§ 86a Örtliche Zuständigkeit für Leistungen an junge Volljährige

§ 86b Örtliche Zuständigkeit für Leistungen in gemeinsamen
Wohnformen für MütterNäter und Kinder

§ 86c Fortdauernde Leistungsverpflichtung und Fallübergabe bei
Zuständigkeitswechsel

§ 86d Verpflichtung zum vorläufigen Tätigwerden



Zweiter Unterabschniff — Örtliche Zuständigkeit für andere
Aufgaben ( 87-87e)

§ 87 Örtliche Zuständigkeit für vorläufige Maßnahmen zum
Schutz von Kindern und Jugendlichen

§ 87a Örtliche Zuständigkeit für Erlaubnis, Meldepflichten und Un
tersagung

§ 87b Örtliche Zuständigkeit für die Mitwirkung in gerichtlichen
Verfahren

§ 87c Örtliche Zuständigkeit für die Beistandschaft, die Amts
pflegschaft, die Amtsvormundschaft und die Bescheinigung
nach § 58a

§ 87d Örtliche Zuständigkeit für weitere Aufgaben im Vormund
schaftswesen

§ 87eÖrtliche Zuständigkeit für Beurkundung und Beglaubigung

Dritter Unterabschniff — Örtliche Zuständigkeit bei Aufenthalt im
Ausland ( 88)

§ 88 Örtliche Zuständigkeit bei Aufenthalt im Ausland-:

Vierter Unterabschnitt — Örtliche Zuständigkeit für vorläufige
Maßnahmen, Leistungen und die Amtsvormundschaft für
unbegleitete ausländische Kinder und Jugendliche ( 88a)

§ 88a Örtliche Zuständigkeit für vorläufige Maßnahmen, Leistun
gen und die Amtsvormundschaft für unbegleitete ausländi
sche Kinder und Jugendliche

Dritter Abschnitt — Kostenerstattung ( 89-89h)

§ 89 Kostenerstattung bei fehlendem gewöhnlichen Aufenthalt

§ 89a Kostenerstattung bei fortdauernder Vollzeitpflege

§ 89b Kostenerstattung bei vorläufigen Maßnahmen zum Schutz
von Kindern und Jugendlichen



§ 89c Kostenerstattung bei fortdauernder oder vorläufiger Leis
tungsverpflichtung

§ 89d Kostenerstattung bei Gewährung von Jugendhilfe nach der
Einreise

§ 89eSchutz der Einrichtungsorte

§ 89f Umfang der Kostenerstattung

§ 89g Landesrechtsvorbehalt

§ 89hÜbergangsvorschrift

Achtes Kapitel — Kostenbeteiligung ( 90-97c)

Erster Abschnitt — Pauschalierte Kostenbeteiligung ( 90)

§ 90 Pauschalierte Kostenbeteiligung

Zweiter Abschnitt — Kostenbeiträge für stationäre und
teilstationäre Leistungen sowie vorläufige Maßnahmen

( 91-94)

§ 91 Anwendungsbereich

§ 92Ausgestaltung derHeranziehung

§ 93 Berechnung des Einkommens -

§ 94 Umfang der Heranziehung

Dritter Abschnitt — Überleitung von Ansprüchen ( 95-96)

§ 95 Überleitung von Ansprüchen

§ 96 (weggefallen)

Vierter Abschnitt — Ergänzende Vorschriften (% 97-97c)

§ 97 Feststellung der Sozialleistungen

§ 97a Pflicht zur Auskunft

§ 97b(weggefallen)

§ 97c Erhebung von Gebühren und Auslagen



Neuntes Kapitel — Kinder- und Jugendhilfestatistik ( 98-
103)

§ 98Zweck und Umfang der Erhebung

§ 99 Erhebungsmerkmale

§ 1 OQHilfsmerkmale

§ 101 Periodizität und Berichtszeitraum

§ 1 O2Auskunftspfiicht

§ 103 Übermittlung

Zehntes Kapitel — Straf- und Bußgeldvorschriften ( 104-
105)

§ 104 Bußgeldvorschriften

§ 1 O5Strafvorschriften

Elftes Kapitel — Schlussvorschriften ( 106)

§ 106 Einschränkung eines Grundrechts



Erstes Kapitel
Allgemeine Vorschriften

§ 1 Recht auf Erziehung, Elternverantwortung, Jugendhilfe

(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf Förderung seiner Entwicklung und auf Erziehung
zu einer möglichst selbstbestimmten, eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen
Persönlichkeit.

(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst
ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft.

(3) Ein junger Mensch hat Teil an der Gesellschaft wenn er in alle ihn betreffenden
Lebensbereiche einbezogen ist; dies ist der Fall, wenn er entsprechend seinem Alter Zugang
zu allen ihn betreffenden Lebensbereichen hat, die Möglichkeit hat, in diesen
Lebensbereichen selbstbestimmt zu interagieren sowie die Möglichkeit zur Interaktion in
einem seinen Fähigkeiten entsprechenden Mindestmaß wahrnimmt (Teilhabe am Leben).

(4) Jugendhilfe soll zur Verwirklichung des Rechts nach Absatz 1 insbesondere
1. junge Menschen in ihrer individuellen und sozialen Entwicklung fördern, ihnen eine

gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft ermöglichen oder erleichtern
und dazu beitragen, Benachteiligungen zu vermeiden oder abzubauen,

2. Eltern und andere Erziehungsberechtigte bei der Erziehung beraten und unterstüt
zen,

3. Kinder und Jugendliche vor Gefahren für ihr Wohl schützen,
4. dazu beitragen, positive Lebensbedingungen für junge Menschen und ihre Familien,

eine kinder- und familienfreundliche Umwelt zu erhalten oder zu schaffen sowie In
klusion für alle jungen Mensch&i zu verwirklichen,

5. unabhängige und fachlich nicht weisungsgebundene ombudschattliche Beratung und
Begleitung für junge Menschen und ihre Familien ermöglichen.

§ 2 Aufgaben der Jugendhilfe

(1) Die Jugendhilfe umfasst Leistungen und andere Aufgaben zugunsten junger Menschen
und Familien.

(2) Leistungen der Jugendhilfe sind:

1. Angebote der Jugendarbeit, der Jugendsozialarbeit und des erzieherischen Kinder-
und Jugendschutzes ( 11 bis 14),

2. Angebote zur Förderung der Erziehung in der Familie ( 16 bis 21),
3. Angebote zur Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Kindertagespfle

ge ( 22 bis 25),
4. Hilfe zur Erziehung und ergänzende Leistungen (5 27 bis 35, 36, 37, 39, 40),
5. Hilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche und ergänzende Leistungen
( 35a bis 37, 39, 40),

6. Hilfe für junge Volljährige und Nachbetreuung ( 41).

(3) Andere Aufgaben der Jugendhilfe sind
1. die Inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen ( 42),



—j

2. die vorläufige lnobhutnahme von ausländischen Kindern und Jugendlichen nach un
begleiteter Einreise ( 42a),

3. die Erteilung, der Widerruf und die Zurücknahme der Pflegeerlaubnis ( 43, 44),
4. die Erteilung, der Widerruf und die Zurücknahme der Erlaubnis für den Betrieb einer

Einrichtung sowie die Erteilung nachträglicher Auflagen und die damit verbundenen
Aufgaben ( 45 bis 47, 48a),

5. die Tätigkeitsuntersagung ( 48, 48a),
6. die Mitwirkung in Verfahren vor den Familiengerichten ( 50),
7. die Beratung und Belehrung in Verfahren zur Annahme als Kind ( 51)‘
8. die Mitwirkung in Verfahren nach dem Jugendgerichtsgesetz ( 52),
9. die Beratung und Unterstützung von Müttern bei Vaterschaftsfeststellung und Gel

tendmachung von Unterhaltsansprüchen sowie von Pflegern und Vormündern

( 52a, 53),
10. die Erteilung, der Widerruf und die Zurücknahme der Erlaubnis zur Übernahme von

Vereinsvormundschaften ( 54),
11. Beistandschaft, Amtspflegschaft, Amtsvormundschaft und Gegenvormundschaft des

Jugendamts ( 55 bis 58),
12. Beurkundung ( 59),
13. die Aufnahme von vollstreckbaren Urkunden ( 60).

§ 3 Freie und öffentliche Jugendhilfe

(1) Die Jugendhilfe ist gekennzeichnet durch die Vielfalt von Trägern unterschiedlicher
Wertorientierungen und die Vielfalt von Inhalten, Methoden und Arbeitsformen.

(2) Leistungen der Jugendhilfe werden von Trägern der freien Jugendhilfe und von Trägern
der öffentlichen Jugendhilfe erbracht. Leistungsverpflichtungen, die durch dieses Buch

begründet werdenrichtn sich an die Träöerdr öffentlichen Jugändhilfe.

(3) Andere Aufgaben der Jugendhilfe werden von Trägern der öffentlichen Jugendhilfe
wahrgenommen. Soweit dies ausdrücklich bestimmt ist, können Träger der freien Jugendhilfe
diese Aufgaben wahrnehmen oder mit ihrer Ausführung betraut werden.

§ 4 Zusammenarbeit der öffentlichen Jugendhilfe mit der freien Jugendhilfe

(1) Die öffentliche Jugendhilfe soll mit der freien Jugendhilfe zum Wohl junger Menschen
und ihrer Familien partnerschaftlich zusammenarbeiten. Sie hat dabei die Selbständigkeit der
freien Jugendhilfe in Zielsetzung und Durchführung ihrer Aufgaben sowie in der Gestaltung
ihrer Organisationsstruktur zu achten.

(2) Soweit geeignete Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen von anerkannten Trägern
der freien Jugendhilfe betrieben werden oder rechtzeitig geschaffen werden können, soll die
öffentliche Jugendhilfe von eigenen Maßnahmen absehen.

(3) Die öffentliche Jugendhilfe soll die freie Jugendhilfe nach Maßgabe dieses Buches
fördern und dabei die verschiedenen Formen der Selbsthilfe stärken.

§ 5 Wunsch- und Wahlrecht

(1) Die Leistungsberechtigten haben das Recht, zwischen Einrichtungen und Diensten
verschiedener Träger zu wählen und Wünsche hinsichtlich der Gestaltung der Hilfe zu
äußern. Sie sind auf dieses Recht hinzuweisen.



(2) Der Wahl und den Wünschen soll entsprochen werden, sofern dies nicht mit
unverhältnismäßigen Mehrkosten verbunden ist. Wünscht der Leistungsberechtigte die
Erbringung einer in § 78a genannten Leistung in einer Einrichtung! mit deren Träger keine
Vereinbarungen nach § 78b bestehen, so soll der Wahl nur entsprochen werden, wenn die
Erbringung der Leistung in dieser Einrichtung im Einzelfall oder nach Maßgabe des
Hilfeplanes ( 36) geboten ist.

§ 6 Geltungsbereich

(1) Leistungen nach diesem Buch werden jungen Menschen, Müttern, Vätern und
Personensorgeberechtigten von Kindern und Jugendlichen gewährt, die ihren tatsächlichen
Aufenthalt im Inland haben. Für die Erfüllung anderer Aufgaben gilt Satz 1 entsprechend!
Umgangsberechtigte haben unabhängig von ihrem tatsächlichen Aufenthalt Anspruch auf
Beratung und Unterstützung bei der Ausübung des Umgangsrechts, wenn das Kind oder der
Jugendliche seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat.

(2) Ausländer können Leistungen nach diesem Buch nur beanspruchen, wenn sie
rechtmäßig oder aufgrund einer ausländerrechtlichen Duldung ihren gewöhnlichen Aufenthalt
im Inland haben. Absatz 1 Satz 2 bleibt unberührt.

(3) Deutschen können Leistungen nach diesem Buch auch gewährt werden, wenn sie ihren
Aufenthalt im Ausland haben und soweit sie nicht Hilfe vom Aufenthaltsland erhalten.

(4) Regelungen des über- und zwischenstaatlichen Rechts bleiben unberührt.

§ 7 Begriffsbestimmungen

(1) Im Sinne dieses Buches ist

I. Kind, wer noch nicht 14 Jahre alt ist, soweit nicht die Absätze 2.bis 4 etwas anderes
bestimmen, -. -.

2. Jugendlicher, wer 14, aber noch nicht 18 Jahre alt ist,
3, junger Volljähriger, wer 18, aber noch nicht 27 Jahre alt ist,
4. junger Mensch! wer noch nicht 27 Jahre alt ist,
5. Personensorgeberechtigter, wem allein oder gemeinsam mit einer anderen Person

nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs die Personensorge zusteht,
6. Erziehungsberechtigter, der Personensorgeberechtigte und jede sonstige Person

über 18 Jahre, soweit sie aufgrund einer Vereinbarung mit dem Personensorgebe
rechtigten nicht nur vorübergehend und nicht nur für einzelne Verrichtungen Aufga
ben der Personensorge wahrnimmt.

(2) Kind im Sinne des § 1 Abs. 2 ist, wer noch nicht 18 Jahre alt ist.

(3) Werktage im Sinne der § 42a bis 42c sind die Wochentage Montag bis Freitag;
ausgenommen sind gesetzliche Feiertage.

(4) Die Bestimmungen dieses Buches, die sich auf die Annahme als Kind beziehen, gelten
nur für Personen, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben.

§ 8 Beteiligung von Kindern und Jugendlichen

(1) Kinder und Jugendliche sind entsprechend ihrem Entwicklungsstand an allen sie
betreffenden Entscheidungen der öffentlichen Jugendhilfe zu beteiligen. Sie sind in geeigneter
Weise auf ihre Rechte im Verwaltungsverfahren sowie im Verfahren vor dem Familiengericht
und dem Verwaltungsgericht hinzuweisen.



(2) Kinder und Jugendliche haben das Recht, sich in allen Angelegenheiten der Erziehung
und Entwicklung an das Jugendamt zu wenden.

(3) Kinder und Jugendliche haben Anspruch auf Beratung ohne Kenntnis des
Personensorgeberechtigten, (...) solange durch die Mitteilung an den
Personensorgeberechtigten der Beratungszweck vereitelt würde. § 36 des Ersten Buches
bleibt unberührt.

§ 8a Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung

(1) Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines
Kindes oder Jugendlichen bekannt, so hat es das Gefährdungsrisiko im Zusammenwirken
mehrerer Fachkräfte einzuschätzen. Soweit der wirksame Schutz dieses Kindes oder dieses
Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird, hat das Jugendamt

1. die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder den Jugendlichen in die
Gefährdungseinschätzung einzubeziehen und, sofern dies nach fachlicher Einschätzung
erforderlich ist,

2. sich dabei einen unmittelbaren Eindruck von dem Kind und von seiner persönlichen
Umgebung zu verschaffen sowie

3. Personen, die dem Jugendamt nach § 4 Absatz 1 des Gesetzes zur Kooperation und Infor
mation im Kinderschutz Daten übermittelt haben, in geeigneter Weise an der Gefährdungsein
schätzung zu beteiligen.

Hält das Jugendamt zur Abwendung der Gefährdung die Gewährung von Hilfen für geeignet
und notwendig! so hat es diese den Erziehungsberechtigten anzubieten.

(2) Hält das Jugendamt das Tätigwerden des Familiengerichts für erforderlich, so hat es das
GeHcFif anzurufen; dies gilt aücti, wenn die Erziehuriberechtigten nicht birÄit oder in der
Lage sind, bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos mitzuwirken. Besteht eine dringende
Gefahr und kann die Entscheidung des Gerichts nicht abgewartet werden, so ist das
Jugendamt verpflichtet, das Kind oder den Jugendlichen in Obhut zu nehmen.

(3) Soweit zur Abwendung der Gefährdung das Tätigwerden anderer Leistungsträger, der
Einrichtungen der Gesundheitshilfe oder der Polizei notwendig ist, hat das Jugendamt auf
die Inanspruchnahme durch die Erziehungsberechtigten hinzuwirken. Ist ein sofortiges
Tätigwerden erforderlich und wirken die Personensorgeberechtigten oder die
Erziehungsberechtigten nicht mit, so schaltet das Jugendamt die anderen zur Abwendung
der Gefährdung zuständigen Stellen selbst ein.

(4) In Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtungen und Diensten, die Leistungen
nach diesem Buch erbringen, ist sicherzustellen, dass

1. deren Fachkräfte bei Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte für die Gefährdung
eines von ihnen betreuten Kindes oder Jugendlichen eine Gefährdungseinschätzung
vornehmen,

2. bei der Gefährdungseinschätzung eine insoweit erfahrene Fachkraft beratend
hinzugezogen wird sowie

3. die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche in die
Gefährdungseinschätzung einbezogen werden, soweit hierdurch der wirksame
Schutz des Kindes oder Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird.



In die Vereinbarungen ist neben den Kriterien für die Qualifikation der beratend
hinzuziehenden insoweit erfahrenen Fachkraft insbesondere die Verpflichtung aufzunehmen,
dass die Fachkräfte der Träger bei den Erziehungsberechtigten auf die Inanspruchnahme
von Hilfen hinwirken, wenn sie diese für erforderlich halten, und das Jugendamt informieren,
falls die Gefährdung nicht anders abgewendet werden kann.

(5) Werden einem örtlichen Träger gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls
eines Kindes oder eines Jugendlichen bekannt, so sind dem für die Gewährung von
Leistungen zuständigen örtlichen Träger die Daten mitzuteilen, deren Kenntnis zur
Wahrnehmung des Schutzauftrags bei Kindeswohlgefährdung nach § 8a erforderlich ist. Die
Mitteilung soll im Rahmen eines Gespräches zwischen den Fachkräften der beiden örtlichen
Träger erfolgen, an dem die Personensorgeberechtigten sowie das Kind oder der
Jugendliche beteiligt werden sollen, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder
des Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird.

§ 8b Fachliche Beratung und Begleitung zum Schutz von Kindern und Jugendlichen

(1) Personen, die beruflich in Kontakt mit Kindern oder Jugendlichen stehen, haben bei der
Einschätzung einer Kindeswohlgefährdung im Einzelfall gegenüber dem örtlichen Träger der
Jugendhilfe Anspruch auf Beratung durch eine insoweit erfahrene Fachkraft.

(2) Träger von Einrichtungen, in denen sich Kinder oder Jugendliche ganztägig oder für
einen Teil des Tages aufhalten oder in denen sie Unterkunft erhalten, und die zuständigen
Leistungsträger, haben gegenüber dem überörtlichen Träger der Jugendhilfe Anspruch auf
Beratung bei der Entwicklung und Anwendung fachlicher Handlungsleitlinien

1. zur Sicherung des Kindeswohls und zum Schutz vor Gewalt sowie
2. zu Verfahren der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen an strukturellen

Entscheidungen in der Einrichtung sowie zu Beschwerdeverfahren in persönlichen
Angelegenheiten.

§ 9 Grundrichtung der Erziehung, Gleichberechtigung von Mädchen und Jungen

Bei der Ausgestaltung der Leistungen und der Erfüllung der Aufgaben sind

1. die von den Personensorgeberechtigten bestimmte Grundrichtung der Erziehung so
wie die Rechte der Personensorgeberechtigten und des Kindes oder des Jugendli
chen bei der Bestimmung der religiösen Erziehung zu beachten,

2. die wachsende Fähigkeit und das wachsende Bedürfnis des Kindes oder des Ju
gendlichen zu selbständigem, verantwortungsbewusstem Handeln sowie die jeweili
gen besonderen sozialen und kulturellen Bedürfnisse und Eigenarten junger Men
schen und ihrer Familien zu berücksichtigen,

3. die unterschiedlichen Lebenslagen von Mädchen und Jungen zu berücksichtigen, die
gleichberechtigte Teilhabe von jungen Menschen mit und ohne Behinderungen um
zusetzen, vorhanderne Barrieren und Benachteiligungen abzubauen und die Gleich
berechtigung von Mädchen und Jungen zu fördern.



§ 9a Ombudsstellen

Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe kann eine ombudschaftliche Beratungsstelle
errichten, an die sich junge Menschen und ihre Familien zur allgemeinen Beratung sowie
Vermittlung und Klärung von Konflikten im Zusammenhang mit Aufgaben der Kinder- und
Jugendhilfe nach § 2 und deren Wahrnehmung durch die öffentliche und freie Jugendhilfe
wenden können.

§ 10 Verhältnis zu anderen Leistungen und Verpflichtungen

(1) Verpflichtungen anderer, insbesondere der Träger anderer Sozialleistungen und der
Schulen, werden durch dieses Buch nicht berührt. Auf Rechtsvorschriften beruhende
Leistungen anderer dürfen nicht deshalb versagt werden, weil nach diesem Buch
entsprechende Leistungen vorgesehen sind.

(2) Unterhaltspflichtige Personen werden nach Maßgabe der § 90 bis 97b an den Kosten
für Leistungen und vorläufige Maßnahmen nach diesem Buch beteiligt. Soweit die Zahlung
des Kostenbeitrags die Leistungsfähigkeit der Unterhaltspflichtigen mindert oder der Bedarf
des jungen Menschen durch Leistungen und vorläufige Maßnahmen nach diesem Buch
gedeckt ist, ist dies bei der Berechnung des Unterhalts zu berücksichtigen.

(3) Die Leistungen nach diesem Buch gehen Leistungen nach dem Zweiten Buch vor.
Abweichend von Satz 1 gehen Leistungen nach § 3 Abs. 2, den § 14 bis 16g, § 19 Absatz 2
in Verbindung mit § 28 Absatz 6 des Zweiten Buches sowie Leistungen nach § 6b Absatz 2
des Bundeskindergeldgesetzes in Verbindung mit § 28 Absatz 6 des Zweiten Buches den
Leistungen nach diesem Buch vor.

(4) Die Leistungen nach diesem Buch gehen Leistungen nach dem Neunten und Zwölften
Buch vor. Abweichend von Satz 1 gehen Leistungen nach §27a Absatz 1 in Verbindung mit

§ 34 Absatz 6 des Zwölften Buches den Leistungen nach diesem Buch vor. Abweichend von
Satz 1 gehen Leistungen nach § 27a Absatz 1 in Verbindung mit § 34 Absatz 6 des Zwölften
Buches und Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem (...) Neunten Buch für junge
Menschen, die körperlich oder geistig behindert oder von einer solchen Behinderung bedroht
sind, den Leistungen nach diesem Buch vor. Landesrecht kann regeln, dass Leistungen der
Frühförderung für Kinder unabhängig von der Art der Behinderung vorrangig von anderen
Leistungsträgern gewährt werden.

(Inkrafttreten dieser Änderung zum 1.1.2020)

Zweites Kapitel
Leistungen der Jugendhilfe

Erster Abschnitt
Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit, erzieherischer Kinder- und Jugendschutz

§ 11 Jugendarbeit

(1) Jungen Menschen sind die zur Förderung ihrer Entwicklung erforderlichen Angebote der
Jugendarbeit zur Verfügung zu stellen. Sie sollen an den Interessen junger Menschen
anknüpfen und von ihnen mitbestimmt und mitgestaltet werden, sie zur Selbstbestimmung



befähigen und zu gesellschaftlicher Mitverantwortung und zu sozialem Engagement anregen
und hinführen.

(2) Jugendarbeit wird angeboten von Verbänden, Gruppen und Initiativen der Jugend, von
anderen Trägern der Jugendarbeit und den Trägern der öffentlichen Jugendhilfe. Sie umfasst
für Mitglieder bestimmte Angebote, die offene Jugendarbeit und gemeinwesenorientierte
Angebote.

(3) Zu den Schwerpunkten der Jugendarbeit gehören:
1. außerschulische Jugendbildung mit allgemeiner, politischer, sozialer, gesundheitlicher,

kultureller, naturkundlicher und technischer Bildung,
2. Jugendarbeit in Sport, Spiel und Geselligkeit,
3. arbeitswelt-, schul- und familienbezogene Jugendarbeit,
4. internationale Jugendarbeit,
5. Kinder- und Jugenderholung,
6. Jugendberatung.

(4) Angebote der Jugendarbeit können auch Personen, die das 27. Lebensjahr vollendet
haben, in angemessenem Umfang einbeziehen.

§ 12 Förderung der Jugendverbände

(1) Die eigenverantwortliche Tätigkeit der Jugendverbände und Jugendgruppen ist unter
Wahrung ihres satzungsgemäßen Eigenlebens nach Maßgabe des § 74 zu fördern.

(2) In Jugendverbänden und Jugendgruppen wird Jugendarbeit von jungen Menschen selbst
organisiert, gemeinschaftlich gestaltet und mitverantwortet. Ihre Arbeit ist auf Dauer angelegt
und in der Regel auf die eigenen Mitglieder ausgerichtet, sie kann sich aber auch an junge
Menschen wenden, die nicht Mitglieder sind. Durch Jugendverbände und flire
Zusammenschlüsse werden Anliegen und Interessen junger Menschen zum Ausdruck
gebracht und vertreten.

§ 13 Jugendsozialarbeit

(1) Jungen Menschen, die zum Ausgleich sozialer Benachteiligungen oder zur Überwindung
individueller Beeinträchtigungen in erhöhtem Maße auf Unterstützung angewiesen sind,
sollen im Rahmen der Jugendhilfe sozialpädagogische Hilfen angeboten werden, die ihre
schulische und berufliche Ausbildung, Eingliederung in die Arbeitswelt und ihre soziale
Integration fördern.

(2) Soweit die Ausbildung dieser jungen Menschen nicht durch Maßnahmen und
Programme anderer Träger und Organisationen sichergestellt wird, können geeignete
sozialpädagogisch begleitete Ausbildungs- und Beschäftigungsmaßnahmen angeboten
werden, die den Fähigkeiten und dem Entwicklungsstand dieser lungen Menschen Rechnung
tragen.

(3) Jungen Menschen kann während der Teilnahme an schulischen oder beruflichen
Bildungsmaßnahmen oder bei der beruflichen Eingliederung Unterkunft in sozialpädagogisch
begleiteten Wohnformen angeboten werden. In diesen Fällen sollen auch der notwendige
Unterhalt des jungen Menschen sichergestellt und Krankenhilfe nach Maßgabe des § 40
geleistet werden.



(4) Die Angebote sollen mit den Maßnahmen der Schulverwaltung, der Bundesagentur für
Arbeit, der Träger betrieblicher und außerbetrieblicher Ausbildung sowie der Träger von
Beschäftigungsangeboten abgestimmt werden.

§ 14 Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz

(1) Jungen Menschen und Erziehungsberechtigten sollen Angebote des erzieherischen
Kinder- und Jugendschutzes gemacht werden.

(2) Die Maßnahmen sollen
1. junge Menschen befähigen, sich vor gefährdenden Einflüssen zu schützen und sie zu

Kritikfähigkeit, Entscheidungsfähigkeit und Eigenverantwortlichkeit sowie zur Verant
wortung gegenüber ihren Mitmenschen führen,

2. Eltern und andere Erziehungsberechtigte besser befähigen, Kinder und Jugendliche
vor gefährdenden Einflüssen zu schützen.

Von diesen Maßnahmen ist auch die Vermittlung von Medienkompetenz umfasst.

§ 15 Landesrechtsvorbehalt

Das Nähere über Inhalt und Umfang der in diesem Abschnitt geregelten Aufgaben und Leis
tungen regelt das Landesrecht.

Zweiter Abschnitt
Förderung der Erziehung in der Familie

§ 16 Allgemeine Förderung der Erziehung in der Familie

(1) Müttern, Vätern, anderen Erziehungsberechtigten und jungen Menschen sollen Leistungen
der allefriinen Förderung der Eiehung in der Familie ingeboten werden. ie olen dazu
beitragen, dass Mütter, Väter und andere Erziehungsberechtigte ihre Erziehungsverantwortung
besser wahrnehmen können. Sie sollen auch Wege aufzeigen, wie Konfliktsituationen in der
Familie gewaltfrei gelöst werden können.

(2) Leistungen zur Förderung der Erziehung in der Familie sind insbesondere
1. Angebote der Familienbildung, die auf Bedürfnisse und Interessen sowie auf Erfah

rungen von Familien in unterschiedlichen Lebenslagen und Erziehungssituationen
eingehen, die Familien in ihrer Gesundheitskompetenz stärken, die Familie zur Mitar
beit in Erziehungseinrichtungen und in Formen der Selbst- und Nachbarschaftshilfe
besser befähigen sowie junge Menschen auf Ehe, Partnerschaft und das Zusammen
leben mit Kindern vorbereiten,

2. Angebote der Beratung in allgemeinen Fragen der Erziehung und Entwicklung junger
Menschen,

3. Angebote der Familienfreizeit und der Familienerholung, insbesondere in belasten
den Familiensituationen, die bei Bedarf die erzieherische Betreuung der Kinder ein
schließen.

(3) Müttern und Vätern sowie schwangeren Frauen und werdenden Vätern sollen Beratung
und Hilfe in Fragen der Partnerschaft und des Aufbaus elterlicher Erziehungs- und
Beziehungskompetenzen angeboten werden.

(4) Das Nähere über Inhalt und Umfang der Aufgaben regelt das Landesrecht.

(5) (weggefallen)



§ 17 Beratung in Fragen der Partnerschaft, Trennung und Scheidung

(1) Müller und Väter haben im Rahmen der Jugendhilfe Anspruch auf Beratung in Fragen
der Partnerschaft, wenn sie für ein Kind oder einen JugendliGhen zu sorgen haben oder
tatsächlich sorgen. Die Beratung soll helfen,

1. ein partnerschaftliches Zusammenleben in der Familie aufzubauen,
2. Konflikte und Krisen in der Familie zu bewältigen,
3. im Fall der Trennung oder Scheidung die Bedingungen für eine dem Wohl des Kindes

oder des Jugendlichen förderliche Wahrnehmung der Elternverantwortung zu schaf
fen.

(2) Im Fall der Trennung und Scheidung sind Eltern unter angemessener Beteiligung des
betroffenen Kindes oder Jugendlichen bei der Entwicklung eines einvernehmlichen Konzepts
für die Wahrnehmung der elterlichen Sorge und der elterlichen Verantwortung zu
unterstützen; dieses Konzept kann auch als Grundlage für einen Vergleich oder eine
gerichtliche Entscheidung im familiengerichtlichen Verfahren dienen.

(3) Die Gerichte teilen die Rechtshängigkeit von Scheidungssachen, wenn
gemeinschaftliche minderjährige Kinder vorhanden sind, sowie Namen und Anschriften der
beteiligten Eheleute und Kinder dem Jugendamt mit, damit dieses die Eltern über das
Leistungsangebot der Jugendhilfe nach Absatz 2 unterrichtet.

§ 18 Beratung und Unterstützung bei der Ausübung der Personensorge und des
Umgangsrechts

(1) Mütter und Väter, die allein für ein Kind oder einen Jugendlichen zu sorgen haben oder
tatsächlich sorgen, haben Anspruch auf Beratung und Unterstützung

1. bei der Ausübung der Personensorge einschließlich der Geltendmachung von Unter
halts=-oder Unterhaltsersatzansprüchen des Kindes-oder Jugendlichen,

2. bei der Geltendmachung ihrer Unterhaltsansprüche nach § 16151 des Bürgerlichen Ge
setzbuchs.

(2) Mütter und Väter, die mit dem anderen Elternteil nicht verheiratet sind, haben Anspruch
auf Beratung über die Abgabe einer Sorgeerklärung und die Möglichkeit der gerichtlichen
Übertragung der gemeinsamen elterlichen Sorge.

(3) Kinder und Jugendliche haben Anspruch auf Beratung und Unterstützung bei der
Ausübung des Umgangsrechts nach § 1684 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs. Sie sollen
darin unterstützt werden, dass die Personen, die nach Maßgabe der § 1684, 1685 und
1 686a des Bürgerlichen Gesetzbuchs zum Umgang mit ihnen berechtigt sind, von diesem
Recht zu ihrem Wohl Gebrauch machen. Eltern, andere Umgangsberechtigte sowie
Personen, in deren Obhut sich das Kind befindet, haben Anspruch auf Beratung und
Unterstützung bei der Ausübung des Umgangsrechts. Bei der Befugnis, Auskunft über die
persönlichen Verhältnisse des Kindes zu verlangen, bei der Herstellung von
Umgangskontakten und bei der Ausführung gerichtlicher oder vereinbarter
Umgangsregelungen soll vermittelt und in geeigneten Fällen Hilfestellung geleistet werden.

(4) Ein junger Volljähriger hat bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres Anspruch auf
Beratung und Unterstützung bei der Geltendmachung von Unterhalts- oder
Unterhaltsersatzansprüchen.



§ 19 Gemeinsame Wohnformen für MütterNäter und Kinder

(1) Müller oder Väter, die allein für ein Kind unter sechs Jahren zu sorgen haben oder
tatsächlich sorgen, sollen gemeinsam mit dem Kind in einer geeigneten Wohnform betreut
werden, wenn und solange sie aufgrund ihrer Persönlichkeitsentwicklung dieser Form der
Unterstützung bei der Pflege und Erziehung des Kindes bedürfen. Die Betreuung schließt
auch ältere Geschwister ein, sofern die Mutter oder der Vater für sie allein zu sorgen hat.
Eine schwangere Frau kann auch vor der Geburt des Kindes in der Wohnform betreut
werden.

(2) Während dieser Zeit soll darauf hingewirkt werden, dass die Mutter oder der Vater eine
schulische oder berufliche Ausbildung beginnt oder fortführt oder eine Berufstätigkeit
aufnimmt.

(3) Die Leistung soll auch den notwendigen Unterhalt der betreuten Personen sowie die
Krankenhilfe nach Maßgabe des § 40 umfassen.

§ 20 Betreuung und Versorgung des Kindes in Notsituationen

(1) Fällt der Elternteil, der die überwiegende Betreuung des Kindes übernommen hat, für die
Wahrnehmung dieser Aufgabe aus gesundheitlichen oder anderen zwingenden Gründen
aus, so soll der andere Elternteil bei der Betreuung und Versorgung des im Haushalt
lebenden Kindes unterstützt werden, wenn

1. er wegen berufsbedingter Abwesenheit nicht in der Lage ist, die Aufgabe wahrzu
nehmen,

2. die Hilfe erforderlich ist, um das Wohl des Kindes zu gewährleisten,
3. Angebote der Förderung des Kindes in Tageseinrichtungen oder in Kindertagespflege

nicht ausreichen.

(2) Fällt ein allein erziehender Elternteil oder fallen beide Elternteile aus gesundheitlichen
oder anderen zwingenden Gründen aus, so soll unter der Voraussetzung des Absatzes 1
Nr. 3 das Kind im elterlichen Haushalt versorgt und betreut werden, wenn und solange es für
sein Wohl erforderlich ist.

§ 21 Unterstützung bei notwendiger Unterbringung zur Erfüllung der Schulpflicht

Können Personensorgeberechtigte wegen des mit ihrer beruflichen Tätigkeit verbundenen
ständigen Ortswechsels die Erfüllung der Schulpflicht ihres Kindes oder Jugendlichen nicht si
cherstellen und ist deshalb eine anderweitige Unterbringung des Kindes oder des Jugendli
chen notwendig, so haben sie Anspruch auf Beratung und Unterstützung. In geeigneten Fällen
können die Kosten der Unterbringung in einer für das Kind oder den Jugendlichen geeigneten
Wohnform einschließlich des notwendigen Unterhalts sowie die Krankenhilfe übernommen
werden. Die Leistung kann über das schulpflichtige Alter hinaus gewährt werden, sofern eine
begonnene Schulausbildung noch nicht abgeschlossen ist, längstens aber bis zur Vollendung
des 21. Lebensjahres.

Dritter Abschnitt
Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Kindeftagespflege

§ 22 Grundsätze der Förderung

(1) Tageseinrichtungen sind Einrichtungen, in denen sich Kinder für einen Teil des Tages oder
ganztägig aufhalten und in Gruppen gefördert werden. Kindertagespflege wird von einer



geeigneten Tagespflegeperson in ihrem Haushalt, ( im Haushalt des
Erziehungsberechtigten oder in anderen geeigneten Räumen geleistet. Das Nähere über die
Abgrenzung von Tageseinrichtungen und Kindertagespflege regelt das Landesrecht. (...)
(2) Tageseinrichtungen für Kinder und Kindertagespflege sollen

1. die Entwicklung des Kindes zu einer möglichst eigenverantwortlichen, (...) gemein
schaftsfähigen und selbstbestimmten Persönlichkeit fördern,

2. die Erziehung und Bildung in der Familie unterstützen und ergänzen,
3. den Eltern dabei helfen, Erwerbstätigkeit, (...) Kindererziehung und familiäre Pflege

besser miteinander vereinbaren zu können.

Hierzu sollen sie den Erziehungsberechtigten einbeziehen und, sofern sie Kinder mit und
ohne Behinderung gemeinsam betreuen, mit dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe, ande
ren beteiligten Rehabilitationsträgern und anderen Personen, Diensten oder Einrichtungen
zusammenarbeiten, die bei der Leistungserbringung für das Kind tätig werden.

(3) Der Förderungsauftrag umfasst Erziehung, Bildung und Betreuung des Kindes und
bezieht sich auf die soziale, emotionale, körperliche und geistige Entwicklung des Kindes. Er
schließt die Gesundheitsförderung, die sprachliche Bildung sowie die Vermittlung
orientierender Werte und Regeln ein. Die Förderung soll sich am Alter und
Entwicklungsstand, den sprachlichen und sonstigen Fähigkeiten, der Lebenssituation sowie
den Interessen und Bedürfnissen des einzelnen Kindes orientieren und seine ethnische
Herkunft berücksichtigen.

(4) Sprachliche Bildung soll alltagsintegriert den Erwerb von Sprachkompetenzen des Kin
des sicherstellen.

§ 22aFörderung in Tageseinrichtungen

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen die Qualität der Förderung in ihren
Einrichtungen durch geeignete Maßnahmen sicherstellen und weiterentwickeln. Dazu gehören
die Entwicklung und der Einsatz einer pädagogischen Konzeption als Grundlage für die
Erfüllung des Förderungsauftrags sowie der Einsatz von Instrumenten und Verfahren zur
Evaluation der Arbeit in den Einrichtungen.

(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen sicherstellen, dass die Fachkräfte in ihren
Einrichtungen zusammenarbeiten

1. mit den Erziehungsberechtigten und Tagespflegepersonen zum Wohl der Kinder und
zur Sicherung der Kontinuität des Erziehungsprozesses,

2. mit anderen kinder- und familienbezogenen Institutionen und Initiativen im Gemein
wesen1 insbesondere solchen der Familienbildung und -beratung,

3. mit den Schulen, um den Kindern einen guten Übergang in die Schule zu sichern und
um die Arbeit mit Schulkindern in Horten und altersgemischten Gruppen zu unterstüt
zen.

Die Erziehungsberechtigten sind an den Entscheidungen in wesentlichen Angelegenheiten
der Erziehung, Bildung und Betreuung zu beteiligen.

(3) Das Angebot soll sich pädagogisch und organisatorisch an den Bedürfnissen der Kinder
und ihrer Familien orientieren. Werden Einrichtungen in den Ferienzeiten geschlossen, so hat
der Träger der öffentlichen Jugendhilfe für die Kinder, die nicht von den
Erziehungsberechtigten betreut werden können, eine anderweitige Betreuungsmöglichkeit
sicherzustellen.



(4) Kinder mit und ohne Behinderung sollen, gemeinsam gefördert werden. Die besonderen
Bedürfnisse von Kindern mit Behinderungen und von Kindern, die von Behinderung bedroht
sind, sind zu berücksichtigen.

(5) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen die Realisierung des Förderungsauftrags
nach Maßgabe der Absätze 1 bis 4 in den Einrichtungen anderer Träger durch geeignete
Maßnahmen sicherstellen.

§ 23 Förderung in Kindertagespflege

(1) Die Förderung in Kindertagespflege nach Maßgabe von § 24 umfasst die Vermittlung
des Kindes zu einer geeigneten Tagespflegeperson, soweit diese nicht von der
erziehungsberechtigten Person nachgewiesen wird, deren fachliche Beratung, Begleitung
und weitere Qualifizierung sowie die Gewährung einer laufenden Geldleistung an die
Tagespflegeperson.

(2) Die laufende Geldleistung nach Absatz 1 umfasst
1. die Erstattung angemessener Kosten, die der Tagespflegeperson für den Sachauf

wand entstehen,
2. einen Betrag zur Anerkennung ihrer Förderungsleistung nach Maßgabe von Absatz

2a,
3. die Erstattung nachgewiesener Aufwendungen für Beiträge zu einer angemessenen

Unfallversicherung sowie die hälftige Erstattung nachgewiesener Aufwendungen zu ei
ner angemessenen Alterssicherung der Tagespflegeperson und

4. die häufige Erstattung nachgewiesener Aufwendungen zu einer angemessenen Kran
ken- (...) und Pflegeversicherung.

(2a)Die Höhe der laufenden Geldleistung wird von den Trägern der öffentlichen Jugendhilfe
festgelegt, soweit Landesrecht nicht etwas aRderes bestimmt. Der Betrag zur Anerkennung.
der Förderungsleistung der Tagespflegeperson ist leistungsgerecht auszugestalten. Dabei
sind der zeitliche Umfang der Leistung und die Anzahl sowie der Förderbedarf der betreuten
Kinder zu berücksichtigen.

(3) Geeignet im Sinne von Absatz 1 sind Personen, die sich durch ihre Persönlichkeit,
Sachkompetenz und Kooperationsbereitschaft mit Erziehungsberechtigten und anderen
Tagespflegepersonen auszeichnen und über kindgerechte Räumlichkeiten verfügen. Sie
sollen über vertiefte Kenntnisse hinsichtlich der Anforderungen der Kindertagespflege
verfügen, die sie in qualifizierten Lehrgängen erworben oder in anderer Weise nachgewiesen
haben.

(4) Erziehungsberechtigte und Tagespflegepersonen haben Anspruch auf Beratung in allen
Fragen der Kindertagespflege. Für Ausfallzeiten einer Tagespflegeperson ist rechtzeitig eine
andere Betreuungsmöglichkeit für das Kind sicherzustellen. Zusammenschlüsse von
Tagespflegepersonen sollen beraten, unterstützt und gefördert werden.

§ 24 Anspruch auf Förderung in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege

(1) Ein Kind, das das erste Lebensjahr noch nicht vollendet hat, ist in einer Einrichtung oder
in Kindertagespflege zu fördern, wenn

1. diese Leistung für seine Entwicklung zu einer möglichst eigenverantwortlichen, (...)
gemeinschaftsfähigen und selbstbestimmten Persönlichkeit geboten ist oder

2. die Erziehungsberechtigten



a) einer Erwerbstätigkeit nachgehen, eine Erwerbstätigkeit aufnehmen oder Arbeit
suchend sind,

b) sich in einer beruflichen Bildungsmaßnahme, in der Schulausbildung oder Hoch-
schulausbildung befinden oder

c) Leistungen zur Eingliederung in Arbeit im Sinne des Zweiten Buches erhalten.

Lebt das Kind nur mit einem Erziehungsberechtigten zusammen, so tritt diese Person an die
Stelle der Erziehungsberechtigten. Der Umfang der täglichen Förderung richtet sich nach
dem individuellen Bedarf.

(2) Ein Kind, das das erste Lebensjahr vollendet hat, hat bis zur Vollendung des dritten
Lebensjahres Anspruch auf frühkindliche Förderung in einer Tageseinrichtung oder in
Kindertagespflege. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.

(3) Ein Kind, das das dritte Lebensjahr vollendet hat, hat bis zum Schuleintritt Anspruch auf
Förderung in einer Tageseinhchtung. Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben darauf
hinzuwirken, dass für diese Altersgruppe ein bedarfsgerechtes Angebot an Ganztagsplätzen zur
Verfügung steht. Das Kind kann bei besonderem Bedarf oder ergänzend auch in
Kindertagespflege gefördert werden.

(4) Für Kinder im schulpflichtigen Alter ist ein bedarfsgerechtes Angebot in Tageseinrichtungen
vorzuhalten. Absatz 1 Satz 3 und Absatz 3 Satz 3 gelten entsprechend.

(5) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe oder die von ihnen beauftragten Stellen sind
verpflichtet, Eltern oder Elternteile, die Leistungen nach den Absätzen 1 bis 4 in Anspruch
nehmen wollen, über das Platzangebot im örtlichen Einzugsbereich und die pädagogische
Konzeption der Einrichtungen zu informieren und sie bei der Auswahl zu beraten.
Landesrecht kann bestimmen, dass die erziehungsberechtigten Personen den zuständigen
Trägrder öffentlichen Jgndhilfe oder die beauft.tpgte Stelle innerhalb ejner bestimmten
Frist vor der beabsichtigten Inanspruchnahme dei Leistung in Kenntnis setzen.

(6) Weitergehendes Landesrecht bleibt unberührt.

§ 24a Berichtspflicht

Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bundestag jährlich einen Bericht über den
quantitativen und qualitativen Stand des Förderangebots für Kinder in Tageseinrichtungen
und in der Kindertagespflege vorzulegen.

§ 25 Unterstützung selbstorganisierter Förderung von Kindern

Mütter, Väter und andere Erziehungsberechtigte, die die Förderung von Kindern selbst orga
nisieren wollen, sollen beraten und unterstützt werden.

§ 26 Landesrechtsvorbehalt

Das Nähere über Inhalt und Umfang der in diesem Abschnitt geregelten Aufgaben und Leis
tungen regelt das Landesrecht. Am 31. Dezember 1990 geltende landesrechtliche Regelun
gen, die das Kindergartenwesen dem Bildungsbereich zuweisen, bleiben unberührt.



Vierter Abschnitt
Hilfe zur Erziehung, Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und
Jugendliche, Hilfe für junge Volljährige

Erster Unterabschnitt
Hilfe zur Erziehung

§ 27 Hilfe zur Erziehung

(1) Ein Personensorgeberechtigter hat bei der Erziehung eines Kindes oder eines
Jugendlichen Anspruch auf Hilfe (Hilfe zur Erziehung), wenn eine dem Wohl des Kindes oder
des Jugendlichen entsprechende Erziehung nicht gewährleistet ist und die Hilfe für seine
Entwicklung geeignet und notwendig ist.

(2) Hilfe zur Erziehung wird insbesondere nach Maßgabe der § 28 bis 35 gewährt. Art und
Umfang der Hilfe richten sich nach dem erzieherischen Bedarf im Einzelfall; dabei soll das
engere soziale Umfeld des Kindes oder des Jugendlichen einbezogen werden. Die Hilfe ist in
der Regel im Inland zu erbringen; sie darf nur dann im Ausland erbracht werden, wenn dies
nach Maßgabe der Hilfeplanung zur Erreichung des Hilfezieles im Einzelfall erforderlich ist.

(2a)lst eine Erziehung des Kindes oder Jugendlichen außerhalb des Elternhauses
erforderlich, so entfällt der Anspruch auf Hilfe zur Erziehung nicht dadurch, dass eine andere
unterhaltspflichtige Person bereit ist, diese Aufgabe zu übernehmen; die Gewährung von
Hilfe zur Erziehung setzt in diesem Fall voraus, dass diese Person bereit und geeignet ist, den
Hilfebedarf in Zusammenarbeit mit dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe nach Maßgabe
der § 36 und 37 zu decken. -

(3) Hilfe zur Erziehung umfasst insbesondere die Gwährung pädagogisch& und damit
verbundenertherapeutischer Leistungen. Sie soll bei Bedarf Ausbildungs- und
Beschäftigungsmaßnahmen im Sinne des § 13 Abs. 2 einschließen.

(4) Wird ein Kind oder eine Jugendliche während ihres Aufenthaltes in einer Einrichtung
oder einer Pflegefamilie selbst Mutter eines Kindes, so umfasst die Hilfe zur Erziehung auch
die Unterstützung bei der Pflege und Erziehung dieses Kindes.

§ 28 Erziehungsberatung

Erziehungsberatungsstellen und andere Beratungsdienste und -einrichtungen sollen Kinder,
Jugendliche, Eltern und andere Erziehungsberechtigte bei der Klärung und Bewältigung indi
vidueller und familienbezogener Probleme und der zugrunde liegenden Faktoren, bei der Lö
sung von Erziehungsfragen sowie bei Trennung und Scheidung unterstützen. Dabei sollen
Fachkräfte verschiedener Fachrichtungen zusammenwirken, die mit unterschiedlichen me
thodischen Ansätzen vertraut sind.

§ 29 Soziale Gruppenarbeit

Die Teilnahme an sozialer Gruppenarbeit soll älteren Kindern und Jugendlichen bei der Über
windung von Entwicklungsschwierigkeiten und Verhaltensproblemen helfen. Soziale Grup
penarbeit soll auf der Grundlage eines gruppenpädagogischen Konzepts die Entwicklung äl
terer Kinder und Jugendlicher durch soziales Lernen in der Gruppe fördern.



§ 30 Erziehungsbeistand, Betreuungshelfer

Der Erziehungsbeistand und der Betreuungshelfer sollen das Kind oder den Jugendlichen
bei der Bewältigung von Entwicklungsproblemen möglichst unter Einbeziehung des sozialen
Umfelds unterstützen und unter Erhaltung des Lebensbezugs zur Familie seine Verselbstän
digung fördern.

§ 31 Sozialpädagogische Familienhilfe

Sozialpädagogische Familienhilfe soll durch intensive Betreuung und Begleitung Familien in
ihren Erziehungsaufgaben, bei der Bewältigung von Alltagsproblemen, der Lösung von Kon
flikten und Krisen sowie im Kontakt mit Ämtern und Institutionen unterstützen und Hilfe zur
Selbsthilfe geben. Sie ist in der Regel auf längere Dauer angelegt und erfordert die Mitarbeit
der Familie.

§ 32 Erziehung in einer Tagesgruppe

Hilfe zur Erziehung in einer Tagesgwppe soll die Entwicklung des Kindes oder des Jugendli
chen durch soziales Lernen in der Gruppe, Begleitung der schulischen Förderung und El
ternarbeit unterstützen und dadurch den Verbleib des Kindes oder des Jugendlichen in sei
ner Familie sichern. Die Hilfe kann auch in geeigneten Formen der Familienpflege geleistet
werden.

§ 33 Vollzeitpflege

Hilfe zur Erziehung in Vollzeitpflege soll entsprechend dem Alter und Entwicklungsstand des
Kindes oder des Jugendlichen und seinen persönlichen Bindungen sowie den Möglichkeiten
der Verbesserung der Erziehungsbedingungen in der Herkunftsfamilie Kindern und Jugendli
chen in einecanderen Familie eine 2eitlich befristete Erziehungshilfe oder eine auf Dauerangelegte

Lebensform bieten. Fü besonders entwicklungsbeeinträchtigte Kind& und Ju
gendliche sind geeignete Formen der Familienpflege zu schaffen und auszubauen.

§ 34 Heimerziehung, sonstige betreute Wohnform

Hilfe zur Erziehung in einer Einrichtung über Tag und Nacht (Heimerziehung) oder in einer
sonstigen betreuten Wohnform soll Kinder und Jugendliche durch eine Verbindung von All
tagserleben mit pädagogischen und therapeutischen Angeboten in ihrer Entwicklung fördern.
Sie soll entsprechend dem Alter und Entwicklungsstand des Kindes oder des Jugendlichen
sowie den Möglichkeiten der Verbesserung der Erziehungsbedingungen in der Herkunftsfa
milie

1. eine Rückkehr in die Familie zu erreichen versuchen oder
2. die Erziehung in einer anderen Familie vorbereiten oder
3. eine auf längere Zeit angelegte Lebensform bieten und auf ein selbständiges Leben vor

bereiten.
Jugendliche sollen in Fragen der Ausbildung und Beschäftigung sowie der allgemeinen Le
bensführung beraten und unterstützt werden.

§ 35 Intensive sozialpädagogische Einzelbetreuung

Intensive sozialpädagogische Einzelbetreuung soll Jugendlichen gewährt werden, die einer
intensiven Unterstützung zur sozialen Integration und zu einer eigenverantwortlichen Le
bensführung bedürfen. Die Hilfe ist in der Regel auf längere Zeit angelegt und soll den indivi
duellen Bedürfnissen des Jugendlichen Rechnung tragen.



Zweiter Unterabschnitt
Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche

§ 3saEingliederungshilfe für Kinder und Jugendliche mit seelischer Behinderung oder
drohender seelischer Behinderung

(1) Kinder oder Jugendliche haben Anspruch auf Eingliederungshilfe, wenn
1. ihre seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate von

dem für ihr Lebensalter typischen Zustand abweicht, und
2. daher ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt ist oder eine solche

Beeinträchtigung zu erwarten ist.
Von einer seelischen Behinderung bedroht im Sinne dieses Buches sind Kinder oder Ju
gendliche, bei denen eine Beeinträchtigung ihrer Teilhabe am Leben in der Gesellschaft
nach fachlicher Erkenntnis mit hoher Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist. § 27 Abs. 4 gilt ent
sprechend.

(1 a)Hinsichtlich der Abweichung der seelischen Gesundheit nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 hat
der Träger der öffentlichen Jugendhilfe die Stellungnahme

1. eines Arztes für Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie,
2. eines Kinder- und Jugendpsychotherapeuten oder
3. eines Arztes oder eines psychologischen Psychotherapeuten, der über besondere

Erfahrungen auf dem Gebiet seelischer Störungen bei Kindern und Jugendlichen ver
fügt,

einzuholen. Die Stellungnahme ist auf der Grundlage der Internationalen Klassifikation der
Krankheiten in der vom Deutschen Institut für medizinische Dokumentation und Information
herausgegebenen deutschen Fassung zu erstellen. Dabei ist auch darzulegen, ob die Ab-

weichung Krnk.hitswert hat oder auf jqer Krankheit beruht. Die Hilfe soll nicht von der
Person oder dem Dienst oder der Einhchtung, der die Person angehört, die die Stellung
nahme abgibt, erbracht werden.

(2) Die Hilfe wird nach dem Bedarf im Einzelfall
1. in ambulanter Form,
2. in Tageseinrichtungen für Kinder oder in anderen teilstationären Einrichtungen,
3. durch geeignete Pflegepersonen und
4. in Einrichtungen über Tag und Nacht sowie sonstigen Wohnformen geleistet.

(3) Aufgabe und Ziel der Hilfe, die Bestimmung des Personenkreises sowie Art und Form
der Leistungen richten sich nach Kapitel 6 des Teil 1 des Neunten Buches sowie § 90 und
den Kapiteln 3 bis 6 des Teil 2 des Neunten Buches, soweit diese Bestimmungen auch auf
Personen mit seelischer Behinderung oder auf von einer solchen Behinderung bedrohte Per
sonen Anwendung finden.

(Inkrafttreten dieser Änderung zum 1.1.2020)

(4) Ist gleichzeitig Hilfe zur Erziehung zu leisten, so sollen Einrichtungen, Dienste und
Personen in Anspruch genommen werden, die geeignet sind, sowohl die Aufgaben der
Eingliederungshilfe zu erfüllen als auch den erzieherischen Bedarf zu decken. Sind
heilpädagogische Maßnahmen für Kinder, die noch nicht im schulpflichtigen Alter sind, in
Tageseinrichtungen für Kinder zu gewähren und lässt der Hilfebedarf es zu, so sollen
Einrichtungen in Anspruch genommen werden, in denen behinderte und nicht behinderte
Kinder gemeinsam betreut werden.



Dritter Unterabschnift
Gemeinsame Vorschriften für die Hilfe zur Erziehung und die Eingliederungshilfe für
seelisch behinderte Kinder und Jugendliche

§ 36 Mitwirkung, Hilfeplan

(1) Der Personensorgeberechtigte und das Kind oder der Jugendliche sind vor der
Entscheidung über die Inanspruchnahme einer Hilfe und vor einer notwendigen Änderung
von Art und Umfang der Hilfe zu beraten und auf die möglichen Folgen für die Entwicklung
des Kindes oder des Jugendlichen hinzuweisen. (...)

Gestrichen Satz 2-5. Vor und während einer langfristig zu leistenden Hilfe außerhalb der
eigenen Familie ist zu prüfen, ob die Annahme als Kind in Betracht kommt. Ist Hilfe
außerhalb der eigenen Familie erforderlich, so sind die in Satz 1 genannten Personen bei
der Auswahl der Einrichtung oder der Pflegestelle zu beteiligen. Der Wahl und den
Wünschen ist zu entsprechen, sofern sie nicht mit unverhältnismäßigen Mehrkosten
verbunden sind. Wünschen die in Satz 1 genannten Personen die Erbringung einer in § 78a
genannten Leistung in einer Einrichtung, mit deren Träger keine Vereinbarungen nach § 78b
bestehen, so soll der Wahl nur entsprochen werden, wenn die Erbringung der Leistung in
dieser Einrichtung nach Maßgabe des Hilfeplans nach Absatz 2 geboten ist.“

(2) Die Entscheidung über die im Einzelfall angezeigte Hilfeart soll, wenn Hilfe
voraussichtlich für längere Zeit zu leisten ist, im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte
getroffen werden. Als Grundlage.für die Ausgestaltun; der Hilfe sollen sie zusammen mit
dem Personensorgeberechtiten und dem Kind oder dem Jugendlichen einin Hilfeplan
aufstellen, der Feststellungen über den Bedarf, die zu gewährende Art der Hilfe sowie die
notwendigen Leistungen enthält; sie sollen regelmäßig prüfen, ob die gewählte Hilfeart
weiterhin geeignet und notwendig ist. Werden bei der Durchführung der Hilfe andere
Personen, Dienste oder Einrichtungen tätig, so sind sie oder deren Mitarbeiter an der
Aufstellung des Hilfeplans und seiner Überprüfung zu beteiligen. Erscheinen Maßnahmen
der beruflichen Eingliederung erforderlich, so sollen auch die für die Eingliederung
zuständigen Stellen beteiligt werden.

(3) Erscheinen Hilfen nach § 35a erforderlich, so soll bei der Aufstellung und Änderung des
Hilfeplans sowie bei der Durchführung der Hilfe die Person, die eine Stellungnahme nach

§ 35a Abs. la abgegeben hat, beteiligt werden.

(4) Vor einer Entscheidung über die Gewährung einer Hilfe, die ganz oder teilweise im
Ausland erbracht wird, soll zur Feststellung einer seelischen Störung mit Krankheitswert die
Stellungnahme einer in § 35a Abs. la Satz 1 genannten Person eingeholt werden.

§ 36a Ergänzende Bestimmungen zur Hilfeplanung bei stationären Leistungen

(1) Gegenstand der Hilfeplanung bei stationären Leistungen ist in Ergänzung der
Planungsgegenstände nach § 36 die Klärung, ob die Leistung

1. zeitlich befristet sein soll oder

2. eine auf Dauer angelegte Lebensform bieten soll.



(2) Maßgeblich bei der Perspektivklärung nach Absatz 1 ist, ob durch Leistungen nach
diesem Abschnitt die Entwicklungs-, Teilhabe- oder Erziehungsbedingungen in der
Herkunftsfamilie innerhalb eines im Hinblick auf die Entwicklung des Kindes oder
Jugendlichen vertretbaren Zeitraums so weit verbessert werden, dass sie das Kind oder den
Jugendlichen wieder selbst erziehen, betreuen und fördern kann. Ist eine nachhaltige
Verbesserung der Entwicklungs-, Teilhabe- oder Erziehungsbedingungen in der
Herkunftsfamilie innerhalb eines im Hinblick auf die Entwicklung des Kindes oder
Jugendlichen vertretbaren Zeitraums nicht erreichbar, so soll mit den beteiligten Personen
eine andere, dem Wohl des Kindes oder Jugendlichen förderliche und auf Dauer angelegte
Lebensperspektive erarbeitet werden. In diesem Fall ist vor und während der Gewährung
einer stationären Hilfe insbesondere zu prüfen, ob die Anrufung des Familiengerichts
notwendig ist oder die Annahme als Kind in Betracht kommt.

(3) Der Leistungsberechtigte nach § 27 und das Kind oder der Jugendliche, der
Leistungsberechtigte nach § 35a und sein Erziehungsberechtigter oder der
Leistungsberechtigten nach § 41 sind bei der Auswahl der Einrichtung oder der Pflegestelle
zu beteiligen. Der Wahl und den Wünschen der Leistungsberechtigten ist zu entsprechen,
sofern sie nicht mit unverhältnismäßigen Mehrkosten verbunden sind. Wünschen die in Satz
1 ge-nannten Personen die Erbringung einer in § 78a genannten Leistung in einer
Einrichtung, mit deren Träger keine Vereinbarungen nach § 78b bestehen, so soll der Wahl
nur entsprochen werden, wenn die Erbringung der Leistung in dieser Einrichtung nach
Maßgabe des Hilfeplans geboten ist.

(4) Im Hilfeplan sind in Ergänzung der Inhalte nach § 36 Absatz 2 Satz 2

1. die Perspektivklärung nach Absatz 1,

2. die Feststellung einer auf Dauer angelegten Lebensform im Falle des Absatzes 2 Satz 2,

3. das Erebnis der Prüfung nach Absatz 2 Satz 3,

4. die Art und Weise der Zusammenarbeit der Pflegeperson oder der in der Einrichtung für
die Förderung des Kindes oder Jugendlichen verantwortlichen Personen und der Eltern nach

§ 37a Absatz 2 sowie die damit im Einzelfall verbundenen Ziele,

5. der vereinbarte Umfang der Beratung und Unterstützung der Eltern nach § 37a Absatz 1
und

6. bei Vollzeitpflege nach § 33 oder § 35a Absatz 2 Nummer 3 der vereinbarte Umfang der
Beratung und Unterstützung der Pflegeperson nach § 37 Absatz 1 sowie die Höhe der
laufenden Leistungen zum Unterhalt des Kindes oder Jugendlichen nach § 39 zu
dokumentieren.

(5) Die Pflegeperson oder die in der Einrichtung für die Förderung des Kindes oder
Jugendlichen verantwortlichen Personen sind an der Aufstellung des Hilfeplans zu beteiligen.

(6) Die regelmäßige Überprüfung des Hilfeplans nach § 36 Absatz 2 Satz 2 ist an einem im
Hinblick auf die Entwicklung des Kindes oder Jugendlichen vertretbaren Zeitraum
auszurichten. Eine Abweichung von den im Hilfeplan getroffenen Feststellungen ist nur bei
einer Änderung des Hilfebedarfs und entsprechender Änderung des Hilfeplans auch bei
einem Wechsel der örtlichen Zuständigkeit zulässig.

§ 36 b Übergangsmanagement
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(1) Spätestens ab Vollendung des 17. Lebensjahres ist Gegenstand der Hilfeplanung die
Klärung, ob Hilfen nach diesem Abschnitt geeignet und notwendig sind, um das Ziel der
Verselbständigung nach Vollendung des 18. Lebensjahres zu erreichen.

(2) Sind Hilfen nicht nach der Maßgabe des Absatzes 1 geeignet und notwendig, sind andere
Sozialleistungs- oder Rehabilitationsträger, die nach fachlicher Einschätzung des Trägers
der öffentlichen Jugendhilfe ab diesem Zeitpunkt für die Hilfe zuständig werden, in die
Hilfeplanung einzubeziehen.

(3) Im Rahmen des Hilfeplans sind Regelungen zur Durchführung des
Zuständigkeitsübergangs zu treffen. Eine Abweichung von den dort getroffenen
Feststellungen ist nur bei einer Änderung des Bedarfs des jungen Volljährigen zulässig.

(4) Absatz 1 bis 3 gilt entsprechend, wenn Hilfen nach diesem Abschnitt auf der Grundlage
des Hilfeplans nach § 36 Absatz 4 beendet werden sollen und nach fachlicher Einschätzung
des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe andere Sozialleistungs- oder Rehabilitationsträger
ab dem Zeitpunkt der Beendigung zuständig werden.

§ 36aSteuerungsverantwortung, Selbstbeschaffung (bisherige Fassung)

(1) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe trägt die Kosten der Hilfe grundsätzlich nur dann,
wenn sie auf der Grundlage seiner Entscheidung nach Maßgabe des Hilfeplans unter
Beachtung des Wunsch- und Wahlrechts erbracht wird; dies gilt auch in den Fällen, in denen
Eltern durch das Familiengericht oder Jugendliche und junge Volljährige durch den
Jugendrichter zur Inanspruchnahme von Hilfen verpflichtet werden. Die Vorschriften über die
Heranziehung zu den Kosten der Hilfe bleiben unberührt.

(2) Abweichend.von Absatz 1 solIder-Träger der öffentlichen-Jugendhilfe die .. r..‘. -

niedrigschwellige

unmittelbare Inanspruchnahme von ambulanien Hilfen, insbesondere der
Erziehungsberatung, zulassen. Dazu soll er mit den Leistungserbringern Vereinbarungen
schließen, in denen die Voraussetzungen und die Ausgestaltung der Leistungserbringung
sowie die Übernahme der Kosten geregelt werden.

(3) Werden Hilfen abweichend von den Absätzen 1 und 2 vom Leistungsberechtigten selbst
beschafft, so ist der Träger der öffentlichen Jugendhilfe zur Übernahme der erforderlichen
Aufwendungen nur verpflichtet, wenn

1. der Leistungsberechtigte den Träger der öffentlichen Jugendhilfe vor der Selbstbeschaf
fung über den Hilfebedarf in Kenntnis gesetzt hat,

2. die Voraussetzungen für die Gewährung der Hilfe vorlagen und
3. die Deckung des Bedarfs

a) biszu einer Bflscheidung desTrägers der öffentlichen digendhilfe über die Gewährung der
Leiung oder

b) bis zu einer &ftscheidung über ein Rechtsmittel nach einer zu Unrecht abgelehnten Lei&ung
keinen zeitlichen Aufsohub geduldet hat.

War es dem Leiungerechtigten unmöglich, den Träger der öffentlichen Jigendhilfe rechtzeitig über
den Hilfebedarf in Kenntniszu tzen, so hat er dies unverzüglich nach Wegfall des Hinderungsgrundes
nachzu holen.

§ 37 Zummenarbeit bei Hilfen außerhalb der eigenen Familie (biierige Faing)

(1) Bei Hilfen nach § 32 bis 34 und § 35a Abs 2 Nr.3 und 4 soll darauf hingewirkt werden, dadie
Pflegeperson oder die in der Enrichtung für die Eziehung verantwortlichen Personen und die Stern zum



Wohl desKindesoder desdigendlichen zusemmenarbeiten. Durch Beratung und Unterstützung sollen
die &ziehungsbedingungen in der Herkunftamilie innerhalb eines im Hinblick auf die Bitwicklung des
Kindes oder Jjgendlichen vertretbaren Zeitraums so weit verbessert werden, dass e das Kind oder den
Jigendlichen wieder selbst erziehen kann. Während dieser Zeit soll durch begleitende Beratung und
Unterstützung der Familien darauf hingewirkt werden, dassdie Beziehung des Kindesoder Jigendlichen
zur Herkunft&amilie gefördert wird. Ist eine nachhaltige Verbesserung der B%iehungedingungen in der
Herkunftsfamilie innerhalb dieses Zeitraums nicht erreichbar, so soll mit den beteiligten Personen eine
andere, dem Wohl des Kindes oder des Jjgendlichen förderliche und auf Dauer angelegte
Lebensperspektive erarbeitet werden.

(2) Die Rlegeperson hat vor der Aufnahme des Kindes oder Jigendlichen und während der Dauer des
PflegeverhältniesAnspruch auf Beratung und Unterstützung: diesgilt auch in den Fällen, in denen für
das Kind oder den ..bgendlichen weder Hilfe zur B‘ziehung noch Bngliederungshilfe gewährt wird oder
die Pflegeperson nicht der Biaubniszur Vollzeitpflege nach § 44 bedarf. Lebt das Kind oder der
Jigendliche bei einer Rlegeperson außerhalb des Bereichs des zuständigen Trägers der öffentlichen
Jigendhilfe, so nd ortsnahe Beratung und Unterstützung cherzustellen. Der zuständige Träger der
öffentlichen Jigendhilfe hat die aufgewendeten Kosten einsohließiich der Verwaltungskosten auch in den
Fällen zu erstatten, in denen die Beratung und Unterstützung im Wege der Amtstiilfe geleistet wird. § 23
Abtz 4 Satz 3 gilt entsprechend.

(2a) DieArt und Weise der Zusemmenarbeit sowie die damit im Bnzelfall verbundenen Ziele nd im
Hilfeplan zu dokumentieren. Bei Hilfen nach den § 33, 35a Absetz 2 Nummer 3 und § 41 zählen dazu
auch der vereinbarte Umfang der Beratung der Riegeperson sowie die Höhe der laufenden Leistungen
zum Unterhalt des Kindes oder Jgendlichen. Hne Abweichung von den dort getroffenen Feststellungen
ist nur bei einer Änderung des Hilfebedarfs und entsprechender Anderung des Hilfeplans zuläig.

(3) DasJigendamt soll den &fordernin desBnzeiflsentsprechend an Ort und Seile überprüfen, ob
die Riegeperson eine dem Wohl des Kindes oder des Jigendlichen förderliche Eziehung gewährleistet.
Die Pflegeperson hat das Jigendamt über wichtige &eignisse zu unterrichten, die das Wohl des Kindes
oderdesjjgendliöhelibetreffen.

§ 37 Beratung und Unterstützung der Pflegeperson, örtliche Prüfung

(1) Die Pflegeperson hat vor der Aufnahme des Kindes oder Jugendlichen und während der Dauer
des Pflegeverhältnisses Anspruch auf Beratung und Unterstützung: dies gilt auch in den Fällen, in de
nen für das Kind oder den Jugendlichen weder Hilfe zur Erziehung noch Eingliederungshilfe gewährt
wird oder die Pflegeperson nicht der Erlaubnis zur Vollzeitpflege nach § 44 bedarf. Lebt das Kind oder
der Jugendliche bei einer Pflegeperson außerhalb des Bereichs des zuständigen Trägers der öffentli
chen Jugendhilfe, so sind ortsnahe Beratung und Unterstützung sicherzustellen. Der zuständige Trä
ger der öffentlichen Jugendhilfe hat die aufgewendeten Kosten einschließlich der Verwaltungskosten
auch in den Fällen zu erstatten, in denen die Beratung und Unterstützung im Wege der Amtshilfe ge
leistet wird. § 23 Absatz 4 Satz 3 gilt entsprechend.

(2) Sofern der Inhaber der Personensorge durch eine Erklärung nach § 1688 Absatz 3 Satz 1 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs die Vertretungsmacht der Pflegeperson soweit einschränkt, dass dies eine
dem Wohl des Kindes oder des Jugendlichen förderliche Entwicklung nicht mehr ermöglicht, sowie bei
sonstigen Meinungsverschiedenheiten sollen die Beteiligten das Jugendamt einschalten.

(3) Das Jugendamt soll den Erfordernissen des Einzelfalls entsprechend an Ort und Stelle überprüfen,
ob eine dem Wohl des Kindes oder des Jugendlichen förderliche Entwicklung bei der Pflegeperson
gewährleistet ist. Die Pflegeperson hat das Jugendamt über wichtige Ereignisse zu unterrichten, die
das Wohl des Kindes oder des Jugendlichen betreffen.



§ 37a Beratung und U nterützung der Stern, Zusammenarbeit bei ationären Leiungen

(1) Bei Hilfen nach § 32 bis 34 und § 35a Absatz 2 Nummer 3 und 4 sollen durch Beratung und
Unterützung der Stern nach Maßgabe von § 27a Absatz 2 die Bitwickl ungs-, Teilhabe- oder
Eziehungedingungen in der Herkunftäfamilie innerhalb eines im Hinblick auf die BMwicklung des
Kindes oder Jigendlichen vertretbaren Zeitraums so weit verbessert werden, dass sie das Kind oder den
Jigendlichen wieder selb erziehen kann. Während dieser Zeit soll darauf hingewirkt werden! dass die
Beziehung des Kindes oder Jigendlichen zur HerkunfWamilie gefördert wird. l eine nachhaltige
Verbesserung der Eitwicklungs-, Teilhabe- oder &ziehungsbedingungen in der Herkunftsfamilie
innerhalb dieses Zeitraums nicht erreichbar! dient die Beratung und Unterützung der Stern der
9-arbeitung und Scherung einer anderen! dem Wohl des Kindes oder .bgendlichen förderlichen und auf
Dauer angelegten Lebenerektive.

(2) Bei den in Absatz 1 Satz 1 genannten Hilfen soll darauf hingewirkt werden, dass die Pflegeperson
oder die in der Enrichtung für die Förderung des Kindes oder Jigendlichen verantwortliche Person und
die Stern zum Wohl des Kindes oder Jigendlichen zusammenarbeiten. Der Träger der öffentlichen
.Lgendhilfe ellt dies durch eine abgeimmte Wahrnehmung der Aufgaben nach Absatz 1 und § 37
sicher.

§ 38 Vermittlung bei der Aubung der Personensorge (bieri Fasing)

Sfern der Inhaber der Personensorge durch eine Bklärung nach § 1688 Abs 3 Satz 1 des Bürgerlichen
Gesatzbuchs die Veflretungnacht der Pflegeperson soweit einschränkt. d dies eine dem Wohl des
Kindes oder des Jigendl ichen förderliche 9-ziehung nicht mehr ermöglicht, sowie bei sonigen Mei
nungerschiedenheiten sollen die Beteiligten das digendamt einschalten.

38 ZuIägkeit von Auandsnaßnahmen

(1) Hilfen nach dieri Äbschnitt snd in der Rege im Inland zu erbringen, e dürfen nur dann im AUI

land erbracht werden, wenn dem Bedarf des Kindes oder des Jigendlichen im Enzeifall nur dadurch ent
rochen werden kann. Diesi im Hilfeplan darzulegen.

(2) Der Träger der öffentlichen J.igendhilfe soll vor der Eitscheidung über die Gewährung einer Hilfe. die
ganz oder teilweise im Ausiand erbracht wird!

1. zur Feellung einer seelischen aörung mit Krankheitswert die Rellungnahme einer in § 35a
Absatz la Satz 1 genannten Person einholen,

2. scherellen, dass

(a) der Leiungserbringer über eine Be{riebserlaubnis nach § 45 für eine Snrichtung im Inland
verfügt, in der Hilfe zur 9-ziehung erbracht wird und die Gewähr dafür bietet, dass er die Rechtsvor
schriften desAufenthaltsiandeseinhält und mit den Behörden des Aufenthaltsiandes sowie den deut
schen Vertretungen im Ausiand zusammenarbeitet,

(b) mit der Stringung der Hilfen nur Fachkräfte nach § 72 Absatz 1 betraut werden,

(c) die Überprüfung und Fortschreibung des Hilfeplans unter Beteiligung des Kindes oder .Lgend
lichen in der Regel am Ort der Leiungserbringung erfolgt,

(d) mit dem Leiungserbringer über die Qualität der Maßnahme eine Vereinbarung abgeschlossen
wird; dabei sind die fachlichen Handlungsieitlinien des überörtlichen Trägers anzuwenden.

3. die Sgnung der mit der Leiungserbringung zu betrauenden Snrichtung oder Person an Ort und
SeIle überprüfen und



4. der erlaubniserteilenden Behörde unverzüglich Angaben zum Leiungserbringer, zu Beginn und
Bide der Leiungserbringung im Ausiand wwie zum Aufenthaltrt des Kindes oder .bgendl ichen mel
den.

§ 39 Wungen zum Unterhalt des Kindes oder desWgendlichen

(1) Wird Hilfe nach den § 32 bis35 oder nach § 3SaAbs 2 Nr.2 bis4 gewährt, i auch der
notwendige Unterhalt des Kindes oder Jigendlichen außerhalb des Eternhauses sicherzuellen. E
umfa die Koen für den chaufwand wie für die Pflege und &ziehung des Kindes oder
.bgendlichen.

(2) Der gesamte regelmäßig wiederkehrende Bedarf all durch laufende Leiungen gedeckt werden. Se
umfaen außer im Fall des § 32 und des § 35a Abs 2 Nr. 2 auch einen angemessenen Barbetrag zur
persönlichen Verfügung des Kindes oder des Jigendlichen. Die Höhe des Betrages wird in den Fällen der
§34, 35, 35aAbs 2 Nr.4 von der nach Lande&echtzuändigen Behörde fegesetzt; die Beträge allen
nach Altersgruppen geaffelt sein. Die laufenden Leiungen im Rahmen der Hilfe in Vollzeitpflege ( 33)
oder bei einer geeigneten Pflegeperson ( 35a Abs 2 Nr. 3) sind nach den Abtzen 4 bis6 zu bemen.

(3) Enmalige Beihilfen oder Zuahü können insbesondere zur Estausstattung einer Pflegestelle, bei
wichtigen persönlichen Anlässen sowie für Urlaubs- und Ferienreisen des Kindes oder des Jgendlichen
gewährt werden.

(4) Dielaufenden Leistungen sollen auf derGrundlagedertatchlichen Kosten gewährtwerden, sofern
sie einen angemessenen Umfang nicht übersteigen. Die laufenden Leistungen umfassen auch die
B-stattung nachgewiesener Aufwendungen für Beiträge zu einer Unfallversicherung sowie die hälftige
Estattung nachgewiesener Aufwendungen zu einer angemenen Alterssicherung der Pflegeperson. Se
sollen in einem monatlichen Pausohalbetrag gewährt werden, soweit nicht nach der Besonderheit des
Hnzelfalls abweichende Leistungen geboten sind. Ist die Pflegeperson in gerader Linie mit dem Kind oder
Jigendlichen verwandt und kann sie diesem unter Berückchtigung ihrer sonstigen-Verpflichtungen und
ohne Gefährdung ihres angemenen Unterhalts Unterhalt gewähren, so kann der Teil des monatlichen
Pausohalbetrage der die Kosten für den chaufwand des Kindes oder Jigendlichen betrifft, angemen
gekürzt werden. Wird ein Kind oder ein Jigendlicher im Bereich eines anderen Jigendamts
untergebracht, so soll sich die Höhe deszu gewährenden Pausohalbetrages nach den Verhältnien
richten, die am Ort der Pflegestelle gelten.

(5) Die Pausohalbeträge für laufende Leistungen zum Unterhalt sollen von den nach Landesrecht
zuständigen Behörden festgesetzt werden. Dabei ist dem alter±edingt unterhiedlichen
Unterhalttedarf von Kindern und J.igendlichen durch eine Saffelung der Beträge nach Altersgruppen
Rechnung zu tragen. Das Nähere regelt Landesecht.

(6) Wird das Kind oder der J.igendliche im Rahmen des Familienleistungsauagleichs nach § 31 des
Hnkommen&euergesslzesbei der Pfiegeperson berücksichtigt, so ist ein Betrag in Höhe der Hälftedes
Betrages der nach § 66 des Bnkommensteuergesetzesfür ein erstes Kind zu zahlen ist, auf die laufenden
Leistungen anzurechnen. Ist das Kind oder der ..bgendliche nicht das älteste Kind in der Pflegefamilie, so
ermäßigt sich der Anrechnungsbetrag für dieses Kind oder diesen J.igendlichen auf ein Viertel des Betrages,
der für ein erstes Kind zu zahlen ist.

(7) Wird ein Kind oder eine Jigendliche während ihres Aufenthaltes in einer Enrichtung oder einer
Pflegefamilie selbst Mutter eines Kindes so ist auch der notwendige Unterhalt dieses Kindes
sicherzustellen.

§ 40 Krankenhilfe

Wird Hilfe nach den § 33 bis 35 oder nach § 35a Abs 2 Nr.3 oder 4 gewährt, so ist auch Krankenhilfe
zu leisten; für den Umfang der Hilfe gelten die § 47 bis 52 des Zwölften Buches entqrechend. Kranken-



hilfe muss den im Enzelfall notwendigen Bedarf in voller Höhe befriedigen. Zuzahlungen und Egenbe
teiligungen sind zu übernehmen. Dasiigendamt kann in geeigneten Fällen die Beiträge für eine freiwilli
ge Krankenversicherung übernehmen, sweit sie angemessen sind.

Vierter U nterabschnift
Hilfe für junge Volljährige

§ 41 Hilfe für junge Volljährige, Nachbetreuung

(1) Snem jungen Volljährigen wll Hilfe für die Pers5nlichkeitsentwicklung und zu einer
eigenverantwortlichen Lebenührung gewährt werden, wenn und alange die Hilfe aufgrund der
individuellen Stuation desjungen Menschen notwendig ia Die Hilfe wird in der Regel nur biszur
Vollendung des2l. Lebenahres gewährt; in begründeten Enzelfällen soll sie für einen begrenzten
Zeitraum darüber hinausfortgesetzt werden. Ene Beendigung der Hilfe schließt eine erneute Gewährung
einer erforderlichen Hilfe nicht aus

(2) Für die Auestaltung der Hilfe gelten § 27 Abs 3 und 4 sowie die § 28 bis 30, 33 bis 36, 39 und
40 entqrechend mit der Maßgabe, dass an die Seile des Personensorgeberechtigten oder des Kindes
oder des Jigendlichen der junge Volljährige tritt.

(3) Der junge Volljährige soll auch nach Beendigung der Hilfe bei der Ve-selbstäidigung im
notwendigen Umfang beraten und unterstützt werden.

o riffes Kapitel
Andere Aufben der JjndhiIfe

bsterAbszhnitt -

Vorläufige Maßnahmen zum &hutz von Kindern und Jigendlichen

§ 42 lnobhutnahme von Kindern und Jigendlichen

(1) Dasdigendamt ist berechtigt und verpflichtet, ein Kind oder einen Jugendlichen in seine Obhut zu
nehmen, wenn

1. das Kind oder der digendliche um Obhut bittet oder
2. eine dringende Gefahr für das Wohl des Kindes oder des J.igendlichen die lnobhutnahme erfor

dert und
a) die Personensorgeberechtigten nicht widerrechen oder
b) einefwniliengerichtliche Bitscheidung nicht rechtzeitig eingeholt werden kann oder

3. ein ausländisches Kind oder ein ausländischer .tigendhcher unbegleitet nach Deutschland
kommt und sich weder Personensorge- noch &ziehung±erechtigte im Inland aufhalten.

Die Inobhutnahme umfasst die Befugnis% ein Kind oder einen digendlichen bei einer geeigneten Person,
in einer geeigneten nrichtung oder in einer sonstigen Wohnform vorläufig unterzubringen; im Fall von
Satz 1 Nr. 2 auch ein Kind oder einen J.igendlichen von einer anderen Person wegzunehmen.

(2) Das Jigendamt hat während der lnobhutnahme die Stuation, die zur lnobhutnahme geführt hat,
zusemmen mit dem Kind oder dem Jigendlichen zu klären und Möglichkeiten der Hilfe und Unterstützung
aufzuzeigen. Dem Kind oder dem .hgendlichen ist unverzüglich Gelegenheit zu geben, eine Person
seines Vertrauens zu benachrichtigen. Das bgendant hat während der lnobhutnahme für dasWohl des
Kindes oder desJigendlichen zu sorgen und dabei den notwendigen Unterhalt und die Krankenhilfe
sicherzustellen; § 39 Absetz 4 Satz 2 gilt entqrechend. Das Jgendamt ist während der lnobhutnahme
berechtigt, alle Rechtslandlungen vorzunehmen, die zum Wohl des Kindes oder Jjgendlichen



notwendig sind; der mutmaßliche Wille der Personensorge- oder der Bziehungsi,erechtigten i& dabei
angemen zu berücksichtigen.

(3) Dasligendamt hat im Fall desAbtzes 1 tz 1 Nr 1 und 2 die Personensorge- oder
&ziehung&,erechtigten unverzüglich von der lnobhutnahmezu unterrichten und mit ihnen das
Gefährdungslsiko abzuhätzen. Widersprechen die Personensorge- oder &ziehungeberechtigten der
lnobhutnahme, so hat das Jigendamt
unverzüglich

1. das Kind oder den Jigendlichen den Personensorge- oder Bziehungsierechtigten zu übergeben,
sofern nach der Bns±ätzung des ligendamts eine Gefährdung des Kindeswohls nicht beeht
oder die Personensorge- oder Eziehungerechtigten bereit und in der Lage sind, die Gefähr
dung abzuwenden oder

2. eine Eitsheidung des Familiengerichts über die erforderlichen Maßnahmen zum Wohl des Ki n
des oder des Jigendlichen herbeizuführen.

Snd die Personensorge- oder Eziehung±erechtigten nicht erreichbar, so gilt tz 2 Nr. 2 entsprechend.
Im Fall desAbtzes 1 tz 1 Nr. 3 i unverzüglich die Beellung einesVormundsoder Rlegerszu ver
anlasn. Widersprechen die Personensorgeberechtigten der lnobhutnahme nicht, so i unverzüglich ein
Hilfeplanverfahren zur Gewährung einer Hilfe einzuleiten.

(4) Die lnobhutnahme endet mit
1. der Übergabe des Kindes oder ..Lgendlichen an die Personensorge- oder Bziehungeberechtigten,
2. der Bitscheidung über die Gewährung von Hilfen nach dat SDzialgetzbuch.

(5) Freiheitntziehaide Maßnahmen im Rahmen da lnobhutnahme sind nur zulässig! wenn und soweit
sie erforderlich sind, um eine Gefahr für Leib oder Leben des Kindesoder desdigendlichen oder eine
Gefahr für Leib oder Leben Dritter abzuwenden. Die Reiheiteentziehung i ohne gerichtliche
Eitscheidung spateens mit Ablauf des Tages nach ihrem Beginn zu beenden.

(6) l& bei der Inobhutnahme die Anwendung unmittelbaren Zwangs erforderlich, so sind die dazu
befugten alßn hinzuzuziehen. - . -

§ 42a Vorläufige lnobhutnahme von auändischen Kndern und Jigendlichen nach unbeqeiteter
6 n rel

(1) Das..bgendamt i berechtigt und verpflichte, ein ausiändisches Kind oder einen ausiändischen Jj
gendlichen vorläufig in Obhut zu nehmen, sobald den unbegleite Bnrei nach Deutschland fege
ellt wird. § 42 Absstz 1 tz 2, Abtz 2 Satz 2 und 3. Abtz 5 sowie 6 gilt entsprechend.

(2) Das Jigendamt hat während der vorläufigen lnobhutnahme zussmmen mit dem Kind oder dem Ii

gendlichen einzuschätzen,

1. ob das Wohl des Kindes oder des Jigendlichen durch die Durchführung des Verteilungsverfäh
rensgefährdat würde,

2. ob sich eine mit dem Kind oder dem Jigendlichen verwandte Person im Inland oder im Ausiand
aufhält,

3. ob das Wohl des Kindes oder des .bgendlichen eine gemeinme Inobhutnahme mit Geschwis
tern oder anderen unbegleiteten ausiändischen Kindern oder J.igendlichen erfordert und

4. ob der Gewndheituand des Kindes oder des Jigendlichen die Durchführung des Verteilungs
verfahrens innerhalb von 14 Werktagen nach Beginn der vorläufigen lnobhutnahme ausschließt;
hierzu soll eine ärztliche Sellungnahme eingeholt werden.

Auf der Grundlage des S-gebnis der Enschätzung nach tz 1 entscheidet das Jigendamt über die
Anmeldung des Kindes oder des Jugendlichen zur Verteilung oder den Ausschluss der Verteilung.



(3) Das Jigendamt i während der vorläufigen lnobhutnahme berechtigt und verpflichtet, alle Rechts
handlungen vorzunehmen, die zum Wohl des Kindes oder des .bgendlichen notwendig sind. Dabei i
das Kind oder der Jigendliche zu beteiligen und der mutmaßliche Wille der Personen- oder der Ezie
hung±erechtigten angemen zu berücksichtigen.

(4) Das J.igendamt hat der nach Lande&echt für die Verteilung von unbegleiteten ausiändischen Ki n
dem und Jigendlichen zuständigen Seile die vorläufige lnobhutnahrne des Kindes oder des .hgendlichen
innerhalb von sieben Werktagen nach Beginn der Maßnahme zur Erfüllung der in § 42b genannten Auf
gaben mitzuteilen. Zu diesem Zweck sind auch die &gebni der Enhätzung nach Absetz 2 tz 1
mitzuteilen. Die nach Landesrecht zuständige Seile hat gegenüber dem Bundesieiwaltungmt inner
halb von drei Werktagen das Kind oder den ligendlichen zur Verteilung anzumelden oder den Aus
hlu der Verteilung anzuzeigen.

(5) SDII das Kind oder der Sigendliche im Rahmen einesVerteilungsverfahrens untergebracht werden, so
umfa die vorläufige lnobhutnahme auch die Pflicht,

1. die Begleitung des Kindes oder des Jigendlichen und den Übergabe durch eine insofern ge
eignete Person an dasfür die Inobhulnahme nach § 42 Absatz 1 Sz 1 Nummer 3 zuständige
Jigendamt sicherzustellen sowie

2. dem für die lnobhutnahme nach § 42 Absatz 1 tz 1 Nummer 3 zuständigen .bgendant unver
züglich die personenb&ogenen Daten zu übermitteln, die zur Wahrnehmung der Aufgaben
nach §42 erforderlich sind.

Hält sich eine mit der,‘ Kind oder dem digendlichen verwandte Person im Inland oder im Audand auf,
hat das Jigendamt auf eine Zusammenführung des Kindes oder des .Lgendlichen mit dieser Person hin
zuwirken, wenn diesda Kindes&‘ohl entricht. Das Kind oder der Jigendliche ist an der Übergabe und
an der Btheidung über die Familienzusammenführung angerneen zu beteiligen.

(6) Die vorläufige lnobhutnahme endet mit der Übergabe des Kindes oder des Jigendlichen an die Per
sonensorge- oder ziehungterechtigten oder an das aufgrund der Zuweisungsentscheidung der zustän
digen Landedehörde nach § 88a Absatz 2 tz 1 zuständige J.igendant oder mit der Anzeige nach Ab
satz 4 tz 3 über da, Ausahlusa des Verteilungserfahrens nach § 42b Absatz 4.

§ 42b Verfahren zur Verteilung unbeeiteter auändi&her Knder und Jigendlicher

(1) Das Bundesverwaltungsamt benennt innerhalb von zwei Werktagen nach Anmeldung eines unbe
gleiteten ausiändiachen Kindes oder Jigaidlichen zur Verteilung durch die zuständige Landedle das
zu den Aufnahme verpflichtete Land. Maßgebend dafür ist die Aufnahmuote nach § 42c.

(2) Im Rahmen der Aufnahmequote nach § 42c soll vorrangig daenige Land benannt werden, in des
sen Bereich das ..bgendant liegt, dasdas Kind oder den Jigendlichen nach § 42a vorläufig in Obhut ge
nommen hat. Hat dieses Land die Aufnahmequote nach § 42c bereits erfüllt, soll das nächstgdegene
Land benannt werden.

(3) Die nach Landesecht für die Verteilung von unbegleiteten ausiändihen Kindern oder J.igendlichen
zuständige SeIle des nach Absatz 1 benannten Landesweist das Kind oder den .bgendlichen innerhalb
von zwei Werktagen einem in seinem Bereich gelegenen J.igendamt zur lnobhutnahme nach § 42 Ab
satz 1 tz 1 Nummer 3 zu und teilt dies demjenigen .bgendamt mit, welches das Kind oder den J.igend
lichen nach § 42a vorläufig in Obhut genommen hat. Maßgeblich für die Zuweisung sind die ezifi
achen &hutzbedürfni und Bedarfe unbegleiteter ausiändiacher Minderjähriger. Für dieVerteilung von
unbegleiteten au&ändihen Kindern oder Jigendlichen ist das Landeugendamt zuständig, es sei denn,
da Lande&echt etwas anderes regelt.

(4) Die Durchführung einesVerteilungserfahrens ist bei einem unbegleiteten ausiändischen Kind oder
.Ugendlichen ausgeachlon, wenn

1. dadurch deen Wohl gefährdet würde,



2. dessen Geaindhei&ustand die Durchführung eines Verteilungserfahrens innerhalb von 14
Werktagen nach Beginn der vorläufigen lnobhutnahme gemäß § 42a nicht zulä,

3. dessen Zummenführung mit einer verwandten F‘erwn kurzfristig erfolgen kann, zum Beiiel
aufgrund der Verordnung (W) Nr. 604/2013 des Siropäiachen Parlaments und des Rates vom
26. ..bni 2013 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats der
für die Prüfung einesvon einem Drittstaatsengehörigen oder Saatenlosen in einem Mitgliedstaat
gestellten Antrags auf internationalen &hutz zuständig ist (ABI. L 180 vom 29.6.2013. S 31)!
und dies dem Wohl des Kindes entqxicht oder

4. die Durchführung des Verteilungsi&ahrais nicht innerhalb von einem Monat nach Beginn der
vorläufigen lnobhutnahme erfolgt.

(5) Geschwister dürfen nicht getrennt werden, es sei denn, dass das Kindeswohl eine Trennung erfor
dert. Im Übrigen allen unbegleitete ausiändiahe Kinder oder Jgendliche im Rahmen der Aufnah
mequote nach § 42c nach Durchführung desVerteilungserfahrensgemeinssm nach § 42 in Obhut ge
nommen werden, wenn das Kindesnohl dies erfordert.

(6) Der örtliche Träger stellt durch werktägliche Mitteilungen sicher, dass die nach Landes-echt für die
Verteilung von unbegleiteten ausiandischen Kindern und Jigendlichen zuständige Sellejederzeit über
die für die Zuweisung nach Abtz 3 erforderlichen Angaben unterrichtet wird. Die nach Landes-echt für
die Verteilung von unbegleiteten au&ändihen Kindern oder Jigendlichen zuständige Seile stellt durch
werktägliche Mitteilungen sicher, dass das Bundesvetwaltungnt jederzeit über die Angaben unterrich
tet wird, die für die Benennung des zur Aufnahme verpflichteten Landes nach Absetz 1 erforderlich sind.

(7) Gegen Btheidungen nach dieser Vorschrift findet kein Widerqxuch statt. Die Klage gegen Bit
scheidungen nach dieser Vorschrift hat keine aufschiebende Wirkung.

(8) Das Nähere regelt das Landes-echt.

§ 42c Aufnahmequote .

(1) Die Länder können durch Vereinbarun einen &hlüssel als Grundlage für die Benennung deszur
Aufnahme verpflichteten Landes nach §42b Absstz 1 festlegen. Biszum Zustandekommen dieser Ver
einbarung oder bei deren Wegfall richtet sich die Aufnahmequote für dasjeweilige Kalenderjahr nach
dem von dem Büro der Gemeinsemen Wissenschaftsiwnferenz im Bundesenzeiger veröffentlichten
Shlül, der für das vorangegangene Kaiendeflahr entrechend den Seuereinnahmen und der Bevöl
kerungahl der Länder errechnet worden ist (Königsteiner &hlüs), und nach dem Auleich für den
Bestand der Anzahl unbegleiteter ausiändischer Minderjähriger, denen an 1. November 2015 in den
einzelnen Ländern Jigendhilfe gewährt wird. Bn Land kann iner Aufnahmepfiicht eine höhere Quote
als die Aufnahmequote nach tz 1 oder 2 zugrunde legen; dies ist gegenüber dem Bundewaltungs
amt anzuzeigen.

(2) Ist die Durchführung desVerteilungwerfahrens aueschlossen, wird die Anzahl der im Land ver
bleibenden unbegleiteten ausiändischen Kinder und Jigendlichen auf die Aufnahmequote nach Absetz 1
angerechnet. Gleiches gilt, wenn der örtliche Träger eines anderen Landes die Zuständigkeit für die In
obhutnahme eines unbegleiteten ausländischen Kindes oder .hgendlichen von dem nach § 88a Abtz 2
zuständigen örtlichen Träger übernimmt.

(3) Bis zum 1. Mai 2017 wird die Aufnahmepflicht durch einen Abgleich der aktuellen Anzahl unbe
gleiteter ausländischer Minderjähriger in den Ländern mit der Aufnahmequote nach Absstz 1 werktäglich
ermittelt.



§ 42d Übergangsegelung

(1) Kann ein Land die Anzahl von unbegleiteten ausländischen Kindern oder bgendlichen, die seiner
Aufnahmequote nach § 42c entspricht, nicht aufnehmen, sc kann es dies gegenüber dem Bundesverwal
tungsemt anzeigen.

(2) In diesem Fall reduziert slch für das Land die Aufnahmequote

1. biszum 1. Dezember 2015 um zwei Drittel mwie

2. biszum 1. .änuar 2016 um ein Drittel.

(3) Biszum 31. Dezember 2016 kann die AuhIurW nach § 42b Absetz 4 Nummer 4 um einen
Monat verlängert werden, wenn die zuändige Landesatelle gegenüber dem Bundesveiwaltungmt an
zeigt, da die Durchführung desV&eilungsverfahreris in Bezug auf einen unbegleiteten ausländischen
Minderjährigen nicht innerhalb dieser Fri erfolgen kann. In diesem Fall hat dasJjgendamt nach Ablauf
eines Monats nach Beginn der vorläufigen Inobhutnahme die Beatellung eines Vormunds oder Pflegers
zu veranIan.

(4) Ab dem 1. Augu 2016 iet die Geltendmachung desAnspruchs des örtlichen Trägers gegenüber
dem nach § 89d Absetz 3 eretattungspflichtigen Land auf Eetattung der Koen, die vor dem
1. November 2015 aitetanden slnd, aueschloen. Der Eattungsenspruch des örtlichen Trägers ge
genüber dem nach § 89d Absetz 3 erattungspflichtigen Land verjährt in einem hhr; im Übrigen gilt

§ 113 des Zehnten Buches entsprechend.

(5) Die Geltendmachung des Anspruchs des örtlichen Trägers gegenüber dem nach § 89d Abtz 3er-
&attungspflichtigen Land auf Eattung der Koen, die nach dem 1. November 2015 entanden slnd, iet
aueschlossen. Die Battung dieser Koeten richtet ch nach § 89d Absetz 1.

§ 42e Berichtspflicht

Die Bundeaegierung hat dem Deutschen Bundeag jährlich einen Bericht über die Stuation unbegleite
ter aulän&her Minderjährig& in O&itschland va zuIegn

§ 42f Behördilches Verfahren zur Altersfe&eIlung

(1) Das Jugendamt hat im Rahmen der vorläufigen nobhutnahme der ausländischen Per&n gemäß

§ 42a deren Minderjährigkeit durch Bnslchtnahme in deren Ausweispapiere feetzu&ellen oder hilfsweise
mittels einer qualifizierten Inaugenscheinnahme einzuschätzen und fezusfellen. § 8 Absetz 1 und § 42
Absetz 2 Satz 2 §nd entsprechend anzuwenden.

(2) Auf Antrag des Betroffenen oder seines Vertreters oder von Amts wegen hat das Jigendamt in Zwei
felsfällen eine ärztliche Unteraichung zur Alterdeatimmung zu veranlassen. let eine ärztliche U nters.i
chung durchzuführen, isf die betroffene Perwn durch das Jigendamt umfassend über die Unterai
chungsnethode und über die möglichen Folgen der Alter±eimmung aufzuklären. l die ärztliche
Unters.ichung von Amtswegen durchzuführen, i die betroffene Pern zu&lich über die Folgen einer
Weigerung, ch der ärztlichen Unteraichung zu unterziehen, aufzuklären; die Unteraichung darf nur
mit Snwilligung der betroffenen Perwn und ihres Vertreters durchgeführt werden. Die60, 62 und 65
bis67 des Beten Buches slnd entsprechend anzuwenden.

(3) Widerspruch und Klage gegen die Bitscheidung desd.igendamts. aufgrund der Alterefeetetellung
nach dieser Vorschrift die vorläufige lnobhutnahme nach § 42a oder die lnobhutnahme nach § 42 Ab
setz 1 Satz 1 Nummer 3 abzulehnen oder zu beenden, haben keine aufschiebende Wirkung. Landeecht
kann beetimmen, dagegen diese Eitscheidung Klage ohne Nachprüfung in einem Vorverfahren nach

§ 58 der Verwaltungerichtrdnung erhoben werden kann.



Zweiter Abhnitt
&hutz von Kindern und Jigendlichen in Familienpflege und in Enrichtungen

§ 43 Elaubniszur Kindertageflege

(1) Ene Person, die ein Kind oder mehrere Kinder außerhalb des Haudialtsdes &ziehungsierechtigten
während eines Teils des Tages und mehr als 15 Sunden wöchentlich gegen EMgelt länger als drei
Monate betreuen will, bedarf der Elaubnis

(2) Die B-laubnis ist zu erteilen, wenn die Person für die Kindertageapflege geeignet ist. Geeignet im
Snne des tzes 1 sind Personen, die

1. sich durch ihre Pernlichkeit, chkompetenz und Kooperationsiereitschaft mit Sziehungte
rechtigten und anderen Tagezflegepersonen au&eichnen und

2. über kindgerechte Räumlichkeiten verfügen.
Se sollen über vertiefte Kenntnie hinsichtlich der Anforderungen der Kindeflageflege verfügen, die
sie in qualifizierten Lehrgängen erworben oder in anderer Weise nachgewiesen haben. § 72a Absetz 1
und 5 gilt entrechend.

(3) Die Elaubnis befugt zur Betreuung von bis zu fünf gleichzeitig anwesenden, fremden Kindern. Im
nz&fail kann die Elaubnisfür eine geringere Zahl von Kindern erteilt werden. Landeerecht kann
bestimmen, da die Slaubnis zur Betreuung von mehr als fünf gleichzeitig anwesenden, fremden
Kindern erteilt werden kann, wenn die Person über eine pädagogisoheAusiildung verfügt; in der
Pfiegestelle dürfen nicht mehr Kinder betreut werden als in einer vergleichberen Gruppe einer
Tageseinrichtung. Die &Iaubnis ist auf fünf ..bhre befristet. Se kann mit einer Nebenbestimmung
versehen werden. Die Tagefiegeperson hat den Träger der öffentlichen Lgendhilfe über wichtige
&eignie zu unterrichten, die für die Betreuung des oder der Kinder bedeutsem sind.

(4) 3ziehungaberechtigte und Tagefiegepersonen haben Anwch auf Beratung in allen Fragen der
Kindertageqflege.

(5) DasNähereregeltdasLande&echt. -

§ 44 Erlaubnis zur Vollzeitpflege

(1) Wer ein Kind oder einen Jigendlichen über Tag und Nacht in seinem Hauialt aufnehmen will
(Pflegeperson), bedarf der Erlaubnis Ener Erlaubnis bedarf nicht, wer ein Kind oder einen ..bgendlichen

1. im Rahmen von Hilfe zur Erziehung oder von Engliederungstiilfefür seelisoh behinderte Kinder
und .Ugendliche aufgrund einer Vermittlung durch das bgendanit,

2. aisVormund oder Pfleger im Rahmen nesWirkungreises,
3. als Verwandter oder Versohwägerter bis zum dritten Grad,
4. bis zur Dauer von acht Wochen,

5. im Rahmen eineshüler- oder Jigendaustausche
6. in Adoptionflege ( 1744 des Bürgerlichen Gesetzbuchs)

über Tag und Nacht aufnimmt.

(2) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn dasWohl des Kindes oder desligendlichen in der Pflegestelle
nicht gewährleistet ist. § 72a Abtz 1 und 5 gilt entrechend.

(3) Das Jigendamt soll den Erfordernissen des Enzeifallsentrechend an Ort und 8elle überprüfen, ob
die Voraussetzungen für die Erteilung der Erlaubnisweiter bestehen. Ist das Wohl des Kindes oder des
.bgendlichen in der Pflegestelle gefährdet und ist die Pflegeperson nicht bereit oder in der Lage, die
Gefährdung abzuwenden, so ist die Erlaubnis zurückzunehmen oder zu widerrufen.



(4) Wer ein Kind oder einen Jigendlichen in erlaubniflichtige Familienpfiege aufgenommen hat, hat
das Jigendamt über wichtige Beignisse zu unterrichten, die das Wohl des Kindes oder des .bgendlichen
betreffen.

§ 45 Elaubnisfür den Betrieb einer bnrichtung

(1) Der Träger einer Enrichtung (...) nach § 45 a bedarf für den Betrieb der Enhchtung der Biaubnis
5ner Elaubnis bedarf nicht, wer

1. eine Jjgendfreizeiteinrichtung. eine JgendbiIdungnrichtung. eine digendherberge oder ein
hulIandheim betreibt,

2. ein &hülecheim betreibt, das Iandeesetzlich der &hulaufsicht untersteht,
3. eine Bnrichtung betreibt, die außerhalb der .bgendhilfe liegende Aufgaben für Kinder oder

Jigendliche wahrnimmt, wenn für sie eine entrechende gesetzliche Aufsicht besteht oder im
Rahmen des Hotel- und Gaststättengewerbes der Aufnahme von Kindern oder .bgendlichen
dient.

(2) Die B-laubnis ist zu erteilen, wenn dasWohl der Kinder und Jigendlichen in der Enrichtung
gewährleistet ist. Dies ist in der Regel anzunehmen, wenn

1 .der Träger die für den Betrieb der Hnrichtung erforderliche Zuverlässigkeit besitzt,
2. die dem Zweck und der Konzeption der Enrichtung entrechenden räumlichen, fachlichen,
wirtschaftlichen und personellen Voraussetzungen für den Betrieb erfüllt sind und durch den Träger
gewährleistet werden,
3. die gesellschaftliche und rachliche Integration und ein gesindheit&örderliches Lebensumfeld
in der Hnrichtung unterstützt werden sowie die gesundheitliche Vorsorge und die medizinische
Betreuung der Kinder und Jigendlichen nicht erschwert werden sowie
4. zur Scherung der Rechte von Kindern und .hgendlichen inder Enrichtung geeigneteVatahren
der Beteiligung sowie der Möglichkeit der Beschwerde in pernlichen Angelegenheiten(...) inner
halb und außerhalb der Enrichtung gewährleistet werden.

(3) Zur Prüfung der Voraussetzungen hat der Träger der Enrichtung mit dem Antrag
1. die Konzeption der Enhchtung vorzulegen, die auch Ausiunft über Maßnahmen zur

Qualitätsentwicklung und -sicherung gibt, (...)
2. im Hinblick auf die Egnung des Personals nachzuweisen, dass die Vorlage und Prüfung von

aufgabenspezifischen Auildungsiachweisen sowie von Führung&eugnissen nach § 30 Absetz
5 und § 30a Absetz 1 des Bunde&entralregistergesetzes sichergestellt sind; Führungeugnisse
sind von dem Träger der Enrichtung in regelmäßigen Abständen erneut anzufordern und zu
prüfen sowie

3. nachzuweisen, dass den Grundsätzen einer ordnungemäßen Buch- und Aktenführung
entsprechende Aufzeichnungen über den Betrieb der Enrichtung und deren &gebnisse
angefertigt sowie eine mindestens dreijährige Aufbewahrung dieser Aufzeichnungen
sichergestellt werden. Aus diesen Aufzeichnungen müssen in±esondere

a) für jede Einrichtung gesondert die Nutzungsart, Lage, Zahl und Größe der Räume, die Bele
gung der Einrichtung und die regelmäßigen Arbeitszeiten des in der Einrichtung beschäftigen
Personals und deren Dienstpläne sowie

b) die wirtschaftliche und finanzielle Lage des Trägers

ersichtlich werden.

(4) Die Blaubnis kann mit Nebenbestimmungen versehen werden. Zur (...) Gewährleistung des Wohls
der Kinder und der Jigendlichen können (...) nachträgliche Auflagen erteilt werden.

(5) Besteht für eine erlaubnispflichtige Enrichtung eine Aufsicht nach anderen Rechtsvorschdften, so
hat die zuständige Behörde ihr Tätigwerda zuvor mit der anderen Behörde abzustimmen. Se hat den



Träger der R nri chtung rechtzeitig auf weitergehende Anforderungen nach anderen Rechts,orschriften
hinzuweisen.

(6) Snd in einer Enrichtung Mängel fedgeellt worden, so soll die zuändige Behörde zunäch den
Träger der Enrichtung über die Möglichkeiten zur Beseitigung der Mängel beraten. Wenn ch die
Beseitigung der Mängel auf Bitgelte oder Vergütungen nach § 76 des Zwölften Buches auswirken kann,
so i der Träger der Sjzialhilfe an der Beratung zu beteiligen, mit dem Vereinbarungen nach dieser
Vorschrift beetehen. Werden fege&ellte Mängel nicht behoben, so können dem Träger der Bnrichtung
Auflagen nach Abs 4 Satz 2 erteilt werder« .). Wenn ch eine Auflage auf B-itgelte oder Vergütungen
nach § 76 des Zwölften Buches auswirkt, so entsoheidet die zuändige Behörde nach Anhörung des
Trägers der Szialhilfe, mit dem Vereinbarungen nach dieser Vorsohrift b&ien, über die Eteilung der
Auflage. Die Auflage i nach Möglichkeit in Übereinimmung mit Vereinbarungen nach den § 75 bis
60 des Zwölften Buches au&ugeataiten.

(Inkrafttreten dieser Anderung zum 1.1.2020)

(7) Die Elaubnis iat zurückzunehmen oder zu widerrufen, wenn das Wohl der Kinder oder der
Wgendlichen in der Enrichtung gefährdet und der Träger nicht bereit oder nicht in der Lage ia die
Gefährdung abzuwenden. Se kann zurückgenommen werden, wenn die Vorautzungen für eine
Eteilung nach Absatz 2 nicht oder nicht mehr vorliegen. § 47 Absatz 1 Nummer 2 und Absatz 3 des
Zehnten Buches bleiben unberührt. Widerspruch und Anfechtunglage gegen die Rücknahme oder den
Widerruf der Biaubnis haben keine aufsohiebende Wirkung

§ 45a Snrichtung

Bne Bnrichtung i& eine auf gewisse Dauer angelegte förmliche Verbindung ortsgebundener räumlicher,
personeller und sachlicher Mittel mit dem Zweck der ganztägigen oder über einen Teil desTages
erfolgenden Unterkunftagewährung sowie Betreuung, Beaufsichtigung, Eziehung, Bildung, Auildung

- von Kindern und J.igendhchen außerhalb ihrer Färnilie, wenn der Beand.unabhängig von beirnmten
Kindern und Jgendhchen, den dort tätigen Personen und der Zuordnung beetimmter Kinder und
digendlicherzu beimmten dort tätigen Personen i.

§ 46 Örtliche Prüfung (bisherige Faing)

(1) Die zu&ändige Behörde soll nach den Btordernissen des Enzelfalls an Ort und Seile überprüfen, ob
die Voraussetzungen für die Eteilung der Biaubnis weiter beatehen. Der Träger der Bnrichtung soll bei
der örtlichen Prüfung mitwirken. Se soll das digendamt und einen zentralen Träger der freien
.llgendhilfe. wenn diesem der Träger der Bnrichtung angehört, an der Überprüfung beteiligen.

(2) Die von der zuändigen Behörde mit der Uberprüfung der Bnhchtung beauftragten Personen nd
berechtigt, die für die Bnrichtung benutzten Grundücke und Räume: soweit diese nicht einem
Haus-echt der Bewohner unterliegen, während der Tage&eit zu betreten, dort Prüfungen und
Besichtigungen vorzunehmen, sich mit den Kindern und J.igendlichen in Verbindung zu setzen und die
Behäftigten zu befragen. Zur Abwehr von Gefahren für das Wohl der Kinder und der Lgendlichen
können die Grundücke und Räume auch außerhalb der in tz 1 genannten Zeit und auch, wenn sie
zugleich einem Haus-echt der Bewohner unterliegen, betreten werden. Der Träger der Enrichtung hat
die Maßnahmen nach den Satzen 1 und 2 zu dulden.

§46 Prüfung

(1) Die zuständige Behörde soll nach den Erfordernissen des Einzelfalls überprüfen, ob
die Voraussetzungen für die Erteilung der Erlaubnis weiter bestehen. Sie soll das Jugendamt

und einen zentralen Träger der freien Jugendhilfe, wenn diesem der Träger der Einrichtung
angehört, an der Überprüfung beteiligen. Der Träger der Einrichtung hat der zuständigen
Behörde insbesondere alle für die Prüfung erforderlichen Unterlagen vorzulegen.



(2) Örtliche Prüfungen können jederzeit unangemeldet erfolgen. Der Träger der Einrich
tung soll bei der örtlichen Prüfung mitwirken.

(3) Die von der zuständigen Behörde mit der Überprüfung der Einrichtung beauftragten
Personen sind berechtigt! die für die Einrichtung benutzten Grundstücke und Räume, soweit
diese nicht einem Hausrecht der Bewohner unterliegen, während der Tageszeit zu betreten,
dort Prüfungen und Besichtigungen vorzunehmen sowie mit den Beschäftigten und, wenn
die Personensorgeberechtigten damit einverstanden sind, mit den Kindern und Jugendlichen
Einzelgespräche zu führen. Zur Abwehr von Gefahren für das Wohl der Kinder und Jugendli
chen können die Grundstücke und Räume auch außerhalb der in Satz 1 genannten Zeit und
auch, wenn diese zugleich einem Hausrecht der Bewohner unterliegen, betreten werden so
wie Einzelgespräche mit den Kindern und Jugendlichen ohne Kenntnis der Personensorge-
berechtigten geführt werden. Bestehen Anhaltspunkte dafür, dass das Wohl der Kinder und
Jugendlichen in der Einrichtung nicht gewährleistet ist, können mit diesen Einzelgespräche
ohne Kenntnis der Personensorgeberechtigten geführt werden, wenn dies für die Wirksam
keit der Prüfung im Einzelfall erforderlich ist. Der Träger der Einrichtung hat die Maßnahmen
nach den Sätzen 1 bis 3 zu dulden.

§ 47 Meldepflichten

(1) Der Träger einer erlaubniflichtigen Bnhchtung hat der zuändigen Behörde unverzüglich
1. die Betriebsaufnahme unter Angabe von Name und Anhrift des Trägers Art und aandort der

Bnhchtung, der Zahl der verfügbaren Plätze swie der Namen und der beruflichen Auildung
des Leiters und der Betreuungräfte,

2. &eigni oder BMwicklungen, die geeignet nd, dasWohl der Kinder und Jigendlichen zu be
- einträchtigen, awie - - .- . -

3. die bevorehende ahließung der Hnrichtung -

anzuzeigen. Anderungen der in Nummer 1 bezeichneten Angaben sowie der Konzeption nd der zu
etändigen Behörde unverzüglich, die Zahl der belegten Plätze iet jährlich einmal zu melden.

(2) Der Träger der öffentlichen Jgendhilfe, in den Zuändigkeitabereich erlaubniflichtige En
richtungen liegen oder der die erIaubniflichtige Enrichtung mit Kindern und Jigendlichen belegt, und
die zuändige Behörde haben ch gegenitig über Eeignisse oder Bitwicklungen nach Absatz 1 Num
mer 2 unverzüglich zu informieren.

§ 4$ Tätieitwntering

Die zuändige Behörde kann dem Träger einer erlaubniaflichtigen Enrichtung die weitere Beschäfti
gung des Leiters eines Beschäftigten oder nigen Mitarbeiters ganz oder für beimmte Funktionen oder
Tätigkeiten untersagen, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, da er die für same Tätigkeit erfor
derliche Bgnung nicht betzt.

§ 48a &n4ige betreute Wohnform

(1) Für den Betrieb einer nigen Wohnform, in der Kinder oder Jigendliche betreut werden oder
Unterkunft erhalten, gelten die45 bis4ß entrechend.

(2) l die nige Wohnform organisatorisch mit einer Bnrichtung verbunden, gilt e als Teil der
Enrichtung.

§ 48 b Schutz von Kindern und ligendlichen in Enrichtungen der offenen Wgendarbeit



(1) Für den Träger einer Enrichtung der offenen Jigendarbeit, die nicht der Elaubnis nach § 45 Absatz
1 bedarf, gelten die Meldepflichten nach § 47 entsprechend. Ene Tätigkeitaintersagung kann
entsprechend §48 erfolgen.

(2) Snd in einer Snrichtung der offenen ..Lgendarbeit ausschließlich neben- oder ehrenamtliche
rwnen tätig und wird diese Bnrichtung nicht durch den Träger der öffentlichen Jigendhilfe gefördert,
sjll in Vereinbarungen mit dem Träger dieser Enrichtung §chergeellt werden, dass

1. ein Konzept zur Scherung des Kindes&ohls und zum &hutz vor Gewalt in der Hnrichtung entwickelt
und angewandt wird wie

2. bei gewichtigen Anhaltspunkten für eine KindesNohlgefährdung eine Beratung durch den Träger der
öffentlichen Jigendhilfe in Anspruch genommen wird.

§ 72a Absatz 4 und 5 gilt entsprechend.

§ 49 bndes‘echtssorbelalt

Das Nähere über die in diesem Abschnitt geregelten Aufgaben regelt das Ladesrecht.

Dritter Abschnitt
Mitwirkung in gerichtlichen Verfahren

§ 50 Mitwirkung in Verfahren vor den Familiengerichten

(1) Das .hgendamt unterützt das Familiengericht bei allen Maßnahmen, die die Srge für die PersDn
von Kindern und .hgendlichen betreffen. hat in folgenden Verfahren nach dem Gesetz über das
Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit mitzuwirken:

Kindschaftssachen (162 des Gesetzes über dasVerfahren in Familiensachen und in den Ange
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit),

2. Abammungchen ( 176 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den An
gelegenheiten der freiwilligen Gen chtsbarkeit),

3. Adoptionchen ( 188 Abs. 2, § 189, 194, 195 desGesetzes über dasVerfahren in Familien-
sachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit),

4. Biewohnungssachen ( 204 Abs 2, § 205 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen
und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit) und

5. Gewaltschutzsachen(212, 213 desGesetzesüberdasVerfahren in Familiensachen und in
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit).

(2) Das .bgendamt unterrichtet insbewndere über angebotene und erbrachte Leiungen, legt den Hilfe-
plan nach § 36 Absatz 2 Satz 2 vorbringt erzieherische und wziale Geeichtspunkte zur BMwickl ung des
Kindes oder desJigendlichen ein und wei auf weitere Möglichkeiten der Hilfe hin. In
Kindschaftchen informiert dasJigendamt das Faniliengericht in dem Termin nach § 155 Abs 2 des
Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen
Gerichtsbarkeit über den Sand des Beratungsprozes

(3) Das ..bgendamt, das in Verfahren zur Übertragung der gemeinsamen Srge nach § 1 55a Absatz 4 z
1 und § 162 desGesetzes über dasVerfahren in Fatiliensachen und in den Angelegenheiten der
freiwilligen Gerichtsbarkeit angehört wird oder eich an Verfahren beteiligt, teilt gerichtliche
Bitscheidungen, aufgrund derer die rge gemäß § 1626a Absatz 2 Satz 1 des Bürgerlichen Getzbuchs
den Btern ganz oder zum Teil gemeinsam übertragen wird, dem nach § 870 Absatz 6 Satz 2 zuändigen
Jigendamt zu den in § 58a genannten Zwecken unverzüglich mit. Mitzuteilen nd auch das
Geburtiatum und der Geburtsrt des Kindes oder des .bgendlichen wie der Name, den das Kind oder
der Jigendliche zur Zeit der Beurkundung seiner Geburt geführt hat.



§ 51 Beratung und Belehrung in Verfahren zur Annahme als Knd

(1) Das Jigendamt hat im Verfahren zur B‘setzung der Enwilligung eines Sternteils in die Annahme
nach § 1748 Abs 2 tz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs den Sternteil über die Möglichkeit der
Esetzung der Enwilligung zu belehren. B hat ihn darauf hinzuweisen, da das Familiengericht die
Enwilligung er nach Ablauf von drei Monaten nach der Belehrung ersetzen darf. Der Belehrung bedarf
es nicht, wenn der Sternteil seinen Aufenthaltsort ohne Hinterlassung seiner neuen Anschrift gewechselt
hat und derAufenthaltsDrt vom J.igendamtwährend einesZeitraumsvon drei Monaten trotz
angemener Nachforschungen nicht ermittelt werden konnte; in diesem Fall beginnt die Friet mit der
ereten auf die Belehrung oder auf die Emittlung des Aufenthaltsorts gerichteten Handlung des
digendamts Die Frien laufen frühe&ens fünf Monate nach der Geburt des Kindes ab.

(2) Das .Lgendamt soll den Eternteil mit der Belehrung nach Absetz 1 über Hilfen beraten, die die
Erziehung des Kindes in der eigenen Familie ermöglichen könnten. Bner Beratung bedarf es
iniewndere nicht, wenn das Kind seit längerer Zeit bei den Annehmenden in Familienpflege lebt und
bei seiner Herauabe an den 6ternteil eine achwere und nachhaltige &hädigung des körperlichen und
seelischen Wohlbefindensdeskindeszu erwarten ia Dasligendamt hat dem Familiengericht im
Verfahren mitzuteilen, welche Leiungen erbracht oder angeboten worden §nd oder aus welchem Grund
davon abgesehen wurde.

(3) Seht nicht miteinander verheirateten Btern die elterliche Srge nicht gemeinn zu, so hat das
Jigendamt den Vater bei der Wahrnehmung seiner Rechte nach § 1747 Abs 1 und 3 des Bürgerlichen
Gesetzbuchszu beraten.

§ 52 Mitwirkung in Verfahren nach dem Jigendgerichtesetz

(1) Das Jigendamt hat nach Maßgabe der § 38 und 50 Abs 3 Satz 2 des Jigendgerichtesetzes im
Verfahren nach dem d.1igendgerichtese{z mitzuwirken. Dabei soll das .Lgendamt mit öffentlichen ßn
richtungen und sonigen Seilen, deren Tätigkeit §ch auf die Lebenstuation desdigendlichen oderjun
gen Vol jfährigen auswirkt, zumrnenarbeiten, soweit dieszur Blüllung seiner ihm dabei obliegenden
Aufgaben erforderhch ja Die Zummenarbeit soll im Rahmen von gemeinsamen Konferenzen oder
vergleichbaren gerneinsemen Gremien oder in anderen nach fachlicher 6nschatzung geeigneten Formen
erfolgen.

(2) Das Jugendamt hat frühzeitig zu prüfen, ob für den Jigendlichen oder den jungen Volljährigen
Leiungen der Jigendhilfe oder anderer zia1leiungs- oder Rehabilitationräger in Betracht kommen.
l dies der Fall oder i eine geeignete Leiung bereits eingeleitet oder gewährt worden, so hat das
Jigendamt den Saatsanwalt oder den Rchter umgehend davon zu unterrichten, damit geprüft werde,
kann, ob diese Leiung ein Absehen von der Verfolgung ( 45 GG) oder eine 6nellung desVerfahrens
(47 .EG) ermöglicht.

(3) Der Mitarbeiter des Jigendamts oder des anerkannten Trägers der freien J.igendhilfe, der nach § 38
Abs 2 Satz 2 des Jigendgehchtesetzes tätig wird, soll den Jigendlichen oder den jungen Volljährigen
während des gesamten Verfahrens betreuen.

Vierter Abshnift
Beiandschaft, Pflehaft und Vormundachaft für Knder und Jigendliche, Audunft über Nichtabgabe
von &rgeerkJärungen

§ 52a Beratung und Untertitzung bei Vaterschafte&ellung und Geltendmachung von
U nterhaltnrüchen

(1) Dasligendamt hat unverzüglich nach derGeburt einesKindes dessen fltern nicht miteinander
verheiratet nd, der Mutter Beratung und Unterützung inebesondere bei der Vaterschaftsfeetellung



und der Geltendmachung von Unterhaitsenrüchen des Kindes anzubieten. Hierbei hat es hinzuweisen
auf

1. die Bedeutung der VaterschafWeellung,

2. die Möglichkeiten, wie die Vaterschaft fegeellt werden kann! insbesondere bei welchen Sei

len die Vaterschaft anerkannt werden kann,
3. die Möglichkeit, die Verpflichtung zur Efüllung von Unterhaltsenrüchen nach § 59 Abs 1

tz 1 Nr. 3 beurkunden zu lassen,
4. die Möglichkeit! eine Beiandschaft zu beantragen, scwie auf die Rechtolgen einer scichen

Bei andschafl,
5. die Möglichkeit der gemeinsemen elterlichen &rge.

DasJigendamt hat der Mutter ein peratnliches Gräch anzubieten. DasGerth soll in der Regei in
der pers5nlichen Umgebung der Mutter attflnden, wenn diese eswünscht.

(2) DasAngebot nach Absetz 1 kann vor der Geburt des Kindes erfolgen, wenn anzunehmen i, da
seine Stern bei der Geburt nicht miteinander verheiratet sein werden.

(3) Wurde eine nach § 1592 Nr. 1 oder 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs behende Vaterschaft zu

einem Kind oder Jigendlichen durch eine gerichtliche Eitscheidung beseitigt, so hat das Gericht dem

digendamt Mitteilung zu machen. Absetz 1 gilt entrechend.

(4) Das Sandesemt hat die Geburt eines Kindes, den Stern nicht miteinander verheiratet nd,

unverzüglich deni .Lgendamt anzuzeigen.

§ 53 Beratung und Unteretützung von Pflegern und Vormündern

(1) Das Jigendemt hat dem Faniliengericht Personen und Vereine vorzuschlagen, die ch im Enzeifall

zum Pfleger oder Vormund eignen.

(2) Pfleger und Vormünder haben Anruch auf regeimäßige und dem jeweiligen erzieherischen Bedarf

desMünde1sentrechende Beratung und Unterützung.

(3) DasJigi,damt hat darauf zu khf&i, da die Vormünderu‘Sd Pfleger für die Per93n Je1 Mündel,

insbesondere ihre B‘ziehung und Riege, &rge tragen. hat beratend darauf hinzuwirken, da

featgeetellte Mängel im Envernehmen mit dem Vormund oder dem Pfleger behoben werden. Sweit eine
Behebung der Mängel nicht erfolgt, hat esdies dem Familiengericht mitzuteilen. hat dem

Familiengericht über das pernliche Egehen und die Eitwickiung eines MündelsAu&unft zu erteilen.

&langt das Jigendamt Kenntnis von der Gefährdung des Vermögens eines Münd& so hat es dies dem

Familiengericht anzuzeigen.

(4) Für die Gegenvormundachaft gelten die Abtze 1 und 2 entrechend. l ein Verein Vormund, so

findet Abtz 3 keine Anwendung.

§ 54 &laubniszur Übernahme von Vereinwormundachaften

(1) En rechtsfähiger Verein kann Pflegsohaften oder Vormundschaften übernehmen, wenn ihm das

Lande ugendamt dazu eine Blaubnis erteilt hat. 6‘ kann eine Beiandschaft übernehmen, soweit
bndesrecht dies voreht.

(2) Die Elaubnis ist zu erteilen, wenn der Verein gewährleistet, da er

1. eine auseichende Zahl geeigneter Mitarbeiter hat und diese beaufsichtigen, weiterbilden und

gegen &häden, die diese anderen im Rahmen ihrer Tätigkeit zufügen können, angemeen ver
chern wird,

2. ch planmäßig um die Gewinnung von Hnzelvormündern und Enzelpflegern bemüht und e in

ihre Aufgaben einführt, fortbildet und berät,

3. einen Efahrungsaustausch zwischen den Mitarbeitern ermöglicht.



(3) Die Elaubnis gilt für dasjeweilige Bundedand, in dem der Verein seinen Stz hat. Se kann auf den
Bereich eines Landeugendamts beschränkt werden.

(4) Das Nähere regelt das Landesecht. kann auch weitere Voraussetzungen für die Bleilung der
Elaubnis vorsehen.

§ 55 Beistandschaft, AmtspfIehaft und Amtsiormundwhaft

(1) Das Jigendamt wird Beistand, Pfleger oder Vormund in den durch das Bürgerliche Gesetzbuch
vorgesehenen Fällen (Beistandsohaft, Amtspflegschaft, Amtsvormundschaft).

(2) Das Jigendamt überträgt die Ausübung der Aufgaben des Beistands des Amtspflegers oder des
Amtsvormunds einzelnen seiner Beamten oder Angestellten. Vor der Übertragung der Aufgaben des
Amtspflegers oder des Amtsvormunds soll das Jigendamt das Kind oder den ..bgendlichen zur Auswahl
des Beamten oder Angestellten mündlich anhören, soweit dies nach Alter und aitwicklungand des
Kindes oder J.igendlichen möglich ist. Ene ausiahmsNeise vor der Übertragung unterbliebene Anhörung
ist unverzüglich nachzuholen. Bn vollzeitbeschäftigter Beamter oder Angestellter, der nur mit der
Führung von Vormundschaften oder Pflegschaften betraut ist, soll höchstens 50 und bei gleichzeitiger
Wahrnehmung anderer Aufgaben entsprechend weniger Vormundschaften oder Pflegsohaften führen.

(3) Die Übertragung gehört zu den Angelegenheiten der laufenden Verwaltung. In dem durch die
Übertragung umschriebenen Rahmen ist der Beamte oder Angestellte gesetzlicher Vertreter des Kindes
oder J.igendlichen. Amtspfleger und Amtwormund haben den pernlichen Kontakt zu diesem zu halten
sowie dessen Pflege und Eziehung nach Maßgabe des § 1793 Abtz la und § 1800 des Bürgerlichen
Gesetzbuchsperst5nlich zu fördern und zu gewährleisten.

§ 56 Führung der Beistandschaft, der AmtspfleDhaft und der Amtormundschaft

(1) Auf die Führung der Beistandschaft, der Amtspflegschaft und der Amtsvormundschaft sind die
Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs anzuwenden, soweit dieses Gesetz nicht etwas anderes
bestimmt. .. :...

.

(2) Gegenüber dem .Lgendamt alsAmtsvormund und Amtspfleger werden die Vorschriften des § 1802
Abs 3 und des 1818 desBürgerlichen Gesetzbuchsnicht angewandt. In den Fällen des 1803 Abs 2,
des § 1811 und des § 1822 Nr. 6 und 7 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist eine Genehmigung des
Familiengerichts nicht erforderlich. Landes-echt kann für das Jigendamt alsAmtspfleger oder als
Amtsvormund weitergehende Ausiahmen von der Anwendung der Bestimmungen des Bürgerlichen
Gesetzbuchs über die Vormundschaft über Minderjährige ( 1773 bis 1895) vorsehen, die die Aufsicht
des Familiengerichts in vermögensrechtlicher Hinsicht sowie beim Abschluss von Lehr- und
Arbeitsverträgen betreffen.

(3) Mündelgeld kann mit Genehmigung des Familiengerichts auf mmelkonten des Jigendamts
bereitgehalten und angelegt werden, wenn es den Interessen des Mündels dient und sofern die sichere
Verwaltung, Trennbarkeit und Rechnungsiegung des Geldes einschließlich der Zinsen jederzeit
gewährleistet ist; Landes-echt kann bestimmen, dass eine Genehmigung des Familiengerichts nicht
erforderlich ist. DieAnlegung von Mündelgeld gemäß § 1807 dessürgerlichen Gesetzbuchsist auch bei
der Körperschaft zulässig, die das .llgendamt errichtet hat.

(4) Das Jigendamt hat in der Regel jährlich zu prüfen, ob im Interesse des Kindes oder des ..bgendlichen
seine Etlaing alsAmtspfleger oder Amtsvormund und die Bestellung einer nzeIperson oder eines
Vereins angezeigt ist, und dies dem Familiengericht mitzuteilen.

§ 57 Mitteilungspflicht desJigendamts

Das digendamt hat dem Familiengericht unverzüglich den Entritt einer Vormundschaft mitzuteilen.



§ 58 Gegenvormundachaft desiigendamts

Für die Tätigkeit des .bgendamts als Gegenvormund gelten die § 55 und 56 entrechend.

§ 58a Auskunft über Alleinrge aus dem Srgeregiater

(1) Zum Zwecke der Bteilung der (..) schriftlichen Auskunft nach Absetz 2 wird für Kinder nicht
miteinander verheirateter Stern bei dem nach § 87c Abtz 6 Satz 2 zuändigen .Lgendamt ein
rgeregieter geführt. In das &wgeregister erfolgt jeweils eine Sntragung, wenn

1. rgeerklärungen nach § l626aAbsetz 1 Nummer 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs abgegeben
werden (...)‘

2. aufgrund einer rechtskräftigen gerichtlichen Bitscheidung die elterliche rge den Stern ganz
oder zum Teil gemeinsem übertragen worden i,

3. die elterliche Srge aufgrund einer rechtskräftigen gerichtlichen 6-itscheidung der Mutter ganz
oder zum Teil übertragen worden i.

(2) Liegen keine Entragungen im SDrgeregier vor, w erhält die mit dem Vater des Kindes nicht

verheiratete Mutter auf Antrag hierüber eine (schriftliche Auskunft) von dem nach § 87c Absetz 6 Satz 1
zu&ändigen Jigendamt. Die Mutter hat dafür Geburtiatum und Geburtrt des Kindes oder des
Jigendlichen anzugeben wwie den Namen, den das Knd oder der Jigendliche zur Zeit der
Beurkundung seiner Geburt geführt hat. Bezieht ch die gerichtliche Bitscheidung nach Absetz 1 Satz 2
Nummer 2 oder Nummer 3 nur auf einen Teilbereich der elterlichen rge, ac erhält die mit dem Vater

des Kindes nicht verheiratete Mutter auf Antrag eine schriftliche Auskunft darüber, dass Entragungen nur
in Bezug auf die durch die Bitscheidung betroffenen Teilbereiche der elterlichen Szrge vorliegen. Satz 2
gilt entrechend.

Fünfter Abschnitt
Beurkundung, vollatreckbare Urkunden

§ 59 Beurkundung

(1) Die Urkundern beim .bgendamt i befugt,
1. die 6-klärung, durch die die Vaterschaft anerkannt oder die Anerkennung widerrufen wird, die

Zuimn,ungserklärung der Mutter wie die etwa erforderliche Zuimmung des Mannes, der im
Zeitpunkt der Geburt mit der Mutter verheiratet iet, des Kindes, des ..bgendlichen oder eines ge
setzlichen Vertreters zu einer wIchen 6-klärung (6-klärungen über die Anerkennung der Vater
schaft) zu beurkunden,

2. die 6-klärung, durch die die Mutterschaft anerkannt wird, wwie die etwa erforderliche Zuetim
mung des gesetzlichen Vertreters dec Mutter zu beurkunden ( 44 Abs 2 des Perwnenstandsge
setzes),

3. die Verpflichtung zur 6-füllung von Unterhaltnrüchen einesAbkömmlingsoder seines gesetz
lichen Rechtachfolgerszu beurkunden, wfern der Abkömmling zum Zeitpunkt der Beurkundung
das2l. Lebenahr noch nicht vollendet hat,

4. die Verpflichtung zur 6-füllung von Anirüchen auf Unterhalt ( 16151 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs) zu beurkunden,

5. die Bereiterklärung der Adoptiondewerber zur Annahme eines ihnen zur internationalen Adop
tion vorgeschlagenen Kindes ( 7 Abs 1 desAdoptionSibereinkommens-Auührungesetzes) zu
beurkunden,

6. den Widerruf der Enwilligung des Kindes in dieAnnahme als Kind ( 1746 Abs 2 des Bürgerli
chen Gtzbuchs) zu beurkunden,

7. die 6-klärung, durch die der Vater auf die Übertragung der Srge verzichtet ( 1747 Abs 3 Nr. 2
des Bürgerlichen Gesetzbuchs), zu beurkunden,



8. diergeerklärungen ( l626aAbs 1 Nr. 1 desBürgerlichen Geseftbuchs)sowiedieetwaerfor
derliche Zuimmung desgesetzlichen Vertreters eines beschränkt geschäftsfähigen Bternteils

( 1626c Abs 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) zu beurkunden!
9. eine Eklärung des auf Unterhalt in Anruch genommenen 6ternteils nach § 252 des Gesetzes

über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtar
keit aufzunehmen; § 129a der Zivilprozessordnung gilt entqxechend.

Die Zuändigkeit der Notare! anderer Urkundqersonen oder sniger SeIlen für öffentliche Beurkundun
gen bleibt unberührt.

(2) Die Urkunderson soll eine Beurkundung nicht vornehmen, wenn ihr in der betreffenden
Angelegenheit die Vertretung eines Beteiligten obliegt.

(3) Das .Ligendamt hat geeignete Beante und Angedlte zur Wirnehmung der Aufgaben nach Absatz 1
zu ermächtigen. Die Länder können Näheres hinsichtlich der fachlichen Anforderungen an diese
Personen regeln.

§ 60 Vollreckbare Urkunden

Aus Urkunden, die eine Verpflichtung nach § 59 Abs 1 tz 1 Nr 3 oder 4 zum Gegenand haben und
die von eineni Beamten oder Angeellten des ..bgendamts innerhalb der Grenzen ner Amtsiefugni in
der vorgeschriebenen Form aufgenommen worden sind, findet die Zwangwollreckung att, wenn die Hklä
rung die Zahlung einer beimmten Geldsumme betrifft und der Stuldner sich in der Urkunde der sofor
tigen Zwangwollsfreckung unterworfen hat. Die ZueIlung kann auch dadurch vollzogen werden, da
der Beamte oder Angeellte dem &huldner eine beglaubigte Abschrift der Urkunde ausiiändigt; § 173
tz 2 und 3 der Zivilprozeswrdnung gilt ent,rechend. Auf die Zwangwollreckung sind die Vorschrif
ten, die für die ZwangsvoIlreckung aus gerichtlichen Urkunden nach § 794 Abs 1 Nr. 5 der Zivilpro
zerdnung gelten! mit folgenden Maßgaben entrechend anzuwenden:

1. Die vollreckbare Ausfertigung sowie die Beetätigungen nach § 1079 der Zivilprozessordnung
werden von den Beamten oder Angeellten des ..bgendamts erteilt! denen die Beurkundung der
Verpflichtungserklärung übertragen ia DasGleiche gittfür die Bezifferung einerverpflichtungs
erklärung nach § 790 der Zivilprozessordnung.

2. Über Snwendungen, die die Zulässigkeit der Vollreckungddausel oder die Zulägkeit der Be
zifferung nach § 790 der Zivilprozeswrdnung betreffen! über die Bleilung einer weiteren voll
reckbaren Ausfertigung sowie über Anträge nach § 1081 der Zivilprozerdnung entheidet
das für das Jigendamt zuändige Amtsgericht.

Viertes Kapitel
&hutz von Sozialdaten

§ 61 Anwendungereich

(1) Für den &hutz von Szialdaten bei ihrer &hebung und Verwendung in der bgendhilfe gelten § 35
des Eden Buches, § 67 bis 85a des Zehnten Buches sowie die nachfolgenden Vorschriften. Segelten
für alle SeIlen des Trägers der öffentlichen ügendhilfe, soweit sie Aufgaben nach diesem Buch
wahrnehmen. Für die Wahrnehmung von Aufgaben nach diesem Buch durch kreisangehörige
Gemeinden und Gemeindeverbände! die nicht örtliche Träger sind, gelten die Sätze 1 und 2
entqrechend.

(2) Für den &hutz von Szialdaten bei ihrer Ehebung und Verwendung im Rahmen der Tätigkeit des
J.sgendamtsalsAmtspfleger, Amtsormund, Beiand und Gegenvormund gilt nur § 68.



(3) Werden Bnrichtungen und Dienste der Träger der freien Jigendhilfe in Anruch genommen, so ist
sicherzustellen, dass der &hutz der personenbezogenen Daten bei der 8-hebung und Verwendung in
entrechender Weise gewährlei stet ist.

§ 62 Datenerhebung

(1) SDzialdaten dürfen nur erhoben werden, soweit ihre Kenntniszur 8-füllung derjeweiligen Aufgabe
erforderlich ist.

(2) S,zialdaten sind beim Betroffenen zu erheben. 6- ist über die Rechtsgrundlage der 8-hebung sowie
die Zweckbestimmungen der 8-hebung und Verwendung aufzuklären, soweit diese nicht offenkundig
sind.

(3) Ohne Mitwirkung des Betroffenen dürfen Szialdaten nur erhoben werden, wenn

1. eine gesetzliche Bestimmung dies vorshreibt oder erlaubt oder
2. ihre 6-hebung beim Betroffenen nicht möglich ist oder diejeweilige Aufgabe ihrer Art nach eine

8-hebung bei anderen erfordert, die Kenntnisder Daten aber erforderlich ist für
a) die Feststellung der Voraussetzungen oder für die 8-füllung einer Leistung nach diesem Buch

oder
b) die Feststellung der Vorautzungen für die Estattung einer Leistung nach § 50 des Zehnten

Buches oder
c) die Wahrnehmung einer Aufgabe nach den § 42 bis48a und nach § 52 oder
d) die 8-füllung des hutzauftrages bei KindesNohlgefährdung nach § 8a oder

3. die 8-hebung beim Betroffenen einen unverhältnianäßigen Aufwand erfordern würde und keine
Anhaltzunkte dafür bestehen, dass schutzwürdige lntereen des Betroffenen beeinträchtigt
werden oder

4. die 8-hebung bei dem Betroffenen den Zugang zur Hilfe ernsthaft gefährden würde.

(4) Ist der Betroffene nicht zugleich Leistungeberechtigter oder sonst an der Leistung beteiligt, so dürfen
die Daten auch beim Leistungeberechtigten oder einer anderen FWson die sonst an der Leiung beteiligt
ist, erhoben werd&,, wenn die Kenntnisder Daten für die Gewährungeiner Leistung nach diesem Buch
notwendig ist. tz 1 gilt bei der 8-füllung anderer Aufgaben im Snne des § 2 Abs 3 entwrechend.

§ 63 Dateneicherung

(1) Szzialdaten dürfen geeichert werden, soweit diesfür die 8-füllung derjeweiligen Aufgabe
erforderlich ist.

(2) Daten, die zur 6-füllung untershiedlicher Aufgaben der öffentlichen d.igendhilfe erhoben worden sind,
dürfen nur zusemmengeführt werden, wenn und solange dieswegen eines unmittelbaren
chzusemmenhangs erforderlich ist. Daten, die zu Leistungwecken im Snne des § 2 Abs 2 und
Daten, die für andere Aufgaben im Snne des § 2 Abs 3 erhoben worden sind, dürfen nur
zusemmengeführt werden, soweit dies zur 8-füllung der jeweiligen Aufgabe erforderlich ist.

§ 64 Datenübermiftlung und -nutzung

(1) &zialdaten dürfen zu dem Zweck übermittelt oder genutzt werden, zu dem sie erhoben worden
sind.

(2) Bne Übermittlung für die 8-füllung von Aufgaben nach § 69 desZehnten Buches ist abweichend
von Absetz 1 nur zuläg, soweit dadurch der 8-folg einer zu gewährenden Leistung nicht in Frage
gestellt wird.

(2a) Vor einer Übermittlung an eine Fachkraft, die der verantwortlichen Seile nicht angehört, sind die
zialdaten zu anonymisieren oder zu pseudonymisieren, soweit die Aufgabenerfüllung dies zulä.



(3) zialdaten dürfen beim Träger der öffentlichen bgendhilfe zum Zwecke der Planung im Snne des

§ 80 gespeichert oder genutzt werden; sie sind unverzüglich zu anonymisieren.

§ 65 Besonderer Vertrauenhutz in der pernlichen und erzieherisohen Hilfe

(1) S,zialdaten, die dem Mitarbeiter einesTrägers der öffentlichen bgendhilfe zum Zweck pernIicher
und erzieheriacher Hilfe anvertraut worden sind, dürfen von diesem nur weitergegeben werden

1. mit der Bnwilligung dessen, der die Daten anvertraut hat, oder
2. dem Familiengericht zur Efüllung der Aufgaben nach § 8aAbs 2, wenn angesichts einer Ge

fährdung des Wohls eines Kindes oder eines ..Lgendlichen ohne diese Mitteilung ei ne für die
Gewährung von Leiungen notwendige gerichtliche Bitacheidung nicht ermöglicht werden
könnte, oder

3. dem Mitarbeiter, der aufgrund einesWechseisder Fallzu&ändigkeit im ..bgendamt oder eines
Wechsels der örtlichen Zuändigkeit für die Gewährung oder Ebringung der Leiung verant
wortlich i, wenn Anhaltspunkte für eine Gefährdung des Kndesohls gegeben sind und die Da
ten für eine Abachätzung des Gefährdungsrisikos notwendig sind, oder

4. an die Fachkräfte, die zum Zwecke der Abachätzung des Gefährdungsisikos nach § 8a hinzuge
zogen werden; § 64 Abs 2a bleibt unberührt, oder

5. unter den Voraussetzungen, unter denen eine der in § 203 Abs 1 oder 3 des Srafgesetzbuches
genannten rsonen dazu befugt wäre.

Gibt der Mitarbeiter anvertraute zialdaten weiter, so dürfen sie vom BTipfänger nur zu dem Zweck
weitergegeben werden, zu dem er diese befugt erhalten hat.

(2) § 35 Abs 3 des Ben Buches gilt auch, soweit ein behördeninternesWeitergabeverbot nach Absetz
1 beateht.

§ 66 (weggefallen)

§67 (weggefallen)— -

§ 68 &zialdaten im Bereich der Beiandachaft, Amtspflehaft und der Amtormundachaft

(1) Der Beamte oder Angeellte, dem die Ausübung der Beiandsohaft, Amtspflegschaft oder
Amtsormundschaft übertragen i, darf Szialdaten nur erheben und verwenden, soweit dies zur
Efüllung seiner Aufgaben erforderlich ia Die Nutzung dieser Sjzialdaten zum Zweck der Aufsicht,
Kontrolle oder Rechnungsprüfung durch die dafür zusiändigen SeIlen sowie die Übermittlung an diese
i im Hinblick auf den Enzelfall zulässig.

(2) Für die Lösohung und errung der Daten gilt § 84 Abs 2, 3 und 6 des Zehnten Buches
entsprechend.

(3) Wer unter Beiandachaft, Amtspflegachaft oder Amtsormundachaft geanden hat, hat nach
Vollendung des 18. Lebenahres ein Recht auf Kenntnis der zu seiner Frson gespeicherten
Informationen, soweit nicht berechtigte Interessen Dritter entgegen&ehen. Vor Vollendung des 18.
Lebenflhres können ihm die gespeicherten Informationen bekannt gegeben werden, soweit er die
erforderliche Ensichts- und Urteilafähigkeit besitzt und keine berechtigten Interessen Dritter
entgegenatehen. Nach Beendigung einer Beiandsohaft hat darüber hinausder Eternteil, der die
Beiandachaft beantragt hat, einen Anspruch auf Kenntnis der gespeicherten Daten, solange der junge
Menach minderjährig i und der Sternteil antrag±erechtigt i.

(4) Personen oder Seilen, an die Szialdaten übermittelt worden sind, dürfen diese nur zu dem Zweck
verwenden, zu dem sie ihnen nach Abtz 1 befugt weitergegeben worden sind.

(5) Für die Tätigkeit des .bgendamts als Gegenvormund gelten die Absätze 1 bis 4 entsprechend.



Fünftes Kapitel

Träger der Jigendhilfe, Zusmmenarbeit, Gemtverantwortung

E&er Abschnitt
Träger der öffentlichen Jigendhilfe

§ 69 Träger der öffentlichen .hgendhilfe, Wgendämter, Landeugendämter

(1) Die Träger der öffentlichen J.igendhilfe werden durch Lande&echt beimmt.

(2) (weggefallen)

(3) Für die Wahrnehmung der Aufgaben nach diem Buch errichtet jeder örtliche Träger ein
Jgendamt, jeder überörtliche Träger ein Ländeugendamt.

(4) Mehrere örtliche Träger und mehrere überörtliche Träger können, auch wenn sie verhiedenen
Ländern angehören, zur Durchführung einzelner Aufgaben gemeinme Enrichtungen und Diene

errichten

§ 70 Ornistion des Jigendamts und des bndeugendamts

(1) DieAufgaben desdigendantswerden durch den Lgendhilfeauhuund durch dieVerwaltung

des digendamts wahrgenommen.

(2) Die Gahäfte der laufenden Verwaltung im Bereich der öffentlichen Jigendhilfe werden vom Leiter

der Verwaltung der Gebiatörperschaft oder in inern Auftrag vom Leiter der Verwaltung des

Jigendamts im Rahmen der tzung und der Besthlü der Vertretungsiörperschaft und des
digendhiIfeausschues geführt.

(3) DieAufgaben des Landeugendamtswerden durch den Landeugendhilfeauhu und durch die
-

-. —-Verwaltung des Ländeugendamts im Rahmen -der-&zung und der dem tandeugendamt zur -

Verfügung geatellten Mittel wahrgenommen. Die Geschäfte der laufenden Verwaltung werden von dem

Leiter der Verwaltung des Landeugendamts im Rahmen der tzung und der Beschlü des

Lande ugendhilfeauthus geführt.

§ 71 JJgendhilfeauhu% L.ande5ugendhilfeauhu

(1) Dai Jigendhilfesuhu gehören alsimmberecht4e Mitieder an
1. mit drei Fünfteln des Anteils der Simmen Mitglieder der Vertrungsiörperschaft des Trägers der

öffentlichen Jigendhilfe oder von ihr gewählte Frauen und Männer, die in der Jigendhilfe erfah

ren sind,
2. mit zwei Fünfteln desAnteils der Simmen Frauen und Männer, die aif Vorschlag der im Bereich

desöffentlichen Trägerswirkenden und anerkannten Träger der freien J.igendhilfe von der Vertre
tungsiörperschaft gewählt werden; Vorschläge der digendverbände und der Wohlfahrtsverbände

sind angemen zu berücksichtigen.

(2) Der Jigendhilfeauchu befa sich mit allen Angelegenheiten der Jigendhilfe, inendere mit
1. der Eörterung aktueller Problemlagen junger Menschen und ihrer Familien scwie mit Anregun

gen und Vorschlägen für die Weiterentwicklung der Jigendhilfe,
2. der .tigendhilfeplanung und
3. der Förderung der freien digendhilfe.

(3) E hat Beschlu‘echt in Angelegenheiten der .Ugendhilfe im Rahmen der von der
Vertretungsiörperschaft bereitgeellten Mittel, der von ihr erIanen tzung und der von ihr gefasaten

Beschlüs. E s.,ll vor jeder 6eschluaing der Vertretungsiörperschaft in Fragen der Jigendhilfe und
vor der Berufung eines Leiters des Jigendamts gehört werden und hat das Recht, an die



Vertretungsiärperschaft Anträge zu atellen. E tritt nach Bedarf zusammen und i auf Antrag von
mindeenseinem Fünftel der Simmberechtigten einzuberufen. ineStzungen sind öffentlich, soweit

nicht dasWohl derAllgemeinheit, berechtigte Interessan einzelner Personen oder schutzbedürftiger
Gruppen entgegen&ehen.

(4) Dem LandeugendhiIfeausschuas gehören mit zwei Fünfteln desAnteils der Simmen Frauen und
Männer an, die auf Vorschlag der im Bereich des Landeugendamts wirkenden und anerkannten Träger
derfreien Jigendhilfevon deroberaten Landeugendbehördezu berufen sind. Dieübrigen Mitglieder
werden durch Lande&echt beatimmt. Absatz 2 gilt entsprechend.

(5) Das Nähere regelt das Landeerecht. B regelt die Zugehörigkeit beratender Mitglieder zum
..bgendhilfeausschuss, inesondere auch von salborganisierten Zusammenschlüssan von jungen Men

schen und ihren Familien, die Leiungen der Kinder- und digendhilfe erhalten, oder von Pflegepersonen.
B kann be&immen, da der Leiter der Verwaltung der Gebietsiörperschaft oder der Leiter der

Verwaltung des Jigendamts nach Absatz 1 Nr. 1 &immberechtigt i.

§ 72 Mitarbeiter, Fortbildung

(1) DieTräger der öffentlichen J.igendhilfe sollen bei den Jigendämtern und Landeugendämtern
hauptberuflich nur Personen beschäftigen, die sich für diejeweilige Aufgabe nach ihrer Pernlichkeit
eignen und eine diesar Aufgabe entsprechende Au±ildung erhalten haben (Fachkräfte)
oder aufgrund besonderer Efahrungen in der sozialen Arbeit in der Lage sind, die Aufgabe zu erfüllen.
Sweit die jeweilige Aufgabe dies erfordert, sind mit ihrer Wahrnehmung nur Fachkräfte oder Fachkräfte
mit entsprechender Zusatzau±ildung zu betrauen. Fachkräfte verschiedener Fachrichtungen sollen
zusammenwirken, soweit diejeweilige Aufgabe dies erfordert.

(2) Leitende Funktionen desdigendamtsoder desL ideugendamtssollen in der Regel nur Fachkräften
übertragen werden.

(3) DieTräger der öffentlichen Jigendhilfe haben Fortbildung und Raxieberatung der Mitarbeiter des
Jigendamts und des Landeugendamts sicherzuellenr.- . -

§ 72a Tätigkeitsauhlus einschlägig vorberafter Personen

(1) DieTräger der öffentlichen .hgendhilfe dürfen für die Wahrnehmung der Aufgaben in der Kinder- und
.bgendhilfe keine Person beschäftigen oder vermittein, die rechtwäftig wegen einer araftat nach den § 171,
174 bis 174c, 176 bis 180a, 1 81a. 182 bis 1 84g, 201a Absatz 3, 225,232 bis23ßa, 234,235 oder 236 des
Srafgees(zbuchsverurteilt worden i. Zu diesam Zweck sollen sie sich bei der 6neilung oder Vermittlung
und in regelmäßigen Abänden von den batroffenen Personen ein Führung&eugnis nach § 30 Abs 5 und

§ 3OaAbsatz 1 des Bunde&entralregiergesatzesvodegen lan.

(2) Die Träger der öffentlichen .hgendhilfe sollen durch Vereinbarungen mit den Trägern der freien J.igend
hilfe sicherdlen, dasadiesa keine Person, die wegen einer Sraftat nach Absatz 1 tz 1 rechtsiräftig verur

teilt worden i, beschäftigen.

(3) Die Träger der öffentlichen .bgendhilfe sollen sichereilen, dasa unter ihrer Verantwortung keine neben-
oder ehrenamtlich tätige Person, diewegen einer Sraftat nach Absatz 1 z 1 rechtsiräftig verurteilt worden

i&, in Wahrnehmung von Aufgaben der Kinder- und J.igendhilfe Kinder oder Jigendliche besufsichtigt, be
treut, erzieht oder ausijildet oder einen vergleichbaren Kontakt hat. Hierzu sollen die Träger der öffentlichen
Jigendhilfe über die Tätigkeiten entscheiden, die von den in tz 1 genannten Personen auf Grund von Art,
Intensität und Dauer des Kontaktsdiesar Fsonen mit Kindern und digendlichen nur nach Bnsichtnahme in
das Führung&eugnis nach Absatz 1 t 2 wahrgenommen werden dürfen.

(4) Die Träger der öffentlichen Jigendhilfe sollen durch Vereinbarungen mit den Trägern der freien Jigend
hilfe sowie mit Vereinen im Snne des § 54 sichereilen, da unter deren Verantwortung keine neben- oder
ehrenamtlich tätige Person, die wegen einer Sraftat nach Absatz 1 tz 1 rechtsiwäffig verurteilt worden i, in
Wahrnehmung von Aufgaben der Kinder- und digendhilfe Kinder oder Jigendliche beaufsichtigt, betreut, er-



zieht oder ausiildet oder einen vergleichbare, Kontakt hat. Hierzu sollen die Träger der öffentlichen Jagend
hilfemitden Trägern derfreien JigendhilfeVereinbarungen überdieTätigkdten sohließen, dievon den in
tz 1 genannten Personen auf Grund von Art, Intensität und Dauer deskontakts dier Personen mit Kindern

und Ligendlichen nur nach Bnsichtnahme in das Fühwngeugnis nach Abtz 1 tz 2 wahrgenommen

werden dürfen.

(5) Träger der öffentlichen und freien Jjgendhilfe dürfen von den nach den Abtzen 3 und 4 einghenen

Daten nur den Umdand, da Ensicht in ein Führungeugnisgenommen wurde, das Datum des Führungs
zeugnis und die Information erheben, ob die das RJhrungeugnis betreffende Person wegen einer Sraftät

nach Abastz 1 tz 1 rechtsiwäftig verurteilt worden id. DieTräger der öffentlichen und freien digendhilfedür

fen die erhobenen Daten nur eichern, verändern und nutzen, soweit dieszum Auhluder Personen

von der Tätigkeit, dieAnlzu der Bnsichtnahme in das Führung&eugnis gewen i, erforderlich ia Die

Daten sind vor dem Zugriff Unbefugter zu sohützen. Se sind unverzüglich zu lösohen, wenn im Ansohlu an
die Hnsichtnahme keine Tätigkeit nach Abtz 3 Satz 2 oder AbtZ 4 Satz 2 wahrgenommen wird. Andern

falls sind die Daten mätedensdrei Monate nach der Beendigung einer solchen Tätigkeit zu lösohen.

(5) Träger der öffentlichen und freien digendhilfe dürfen von den nach den Abtzen 3 und 4 einghenen

Daten nur den Umdand der Bnsichtnahme, das Datum des Führung&eugniss und die Information, ob die

das Führungeugnis betreffende Person wegen einer in Abastz 1 Satz 1 genannten Sraftat rechtsiräftig verur

teilt worden id, ‚eichern. Die Träger der öffentlichen und freien Jgendhilfe dürfen dieee Daten nur verän
dern und nutzen, soweit dieszur Rüfung der Sgnung einer Person für die Tätigkeit, die Anlazu der Hn

§chtnahme in das Führungeugnis gesen iat, erforderlich i&. Die Daten sind vor dem Zugriff Unbefugter

zu sohützen. Se sind unverzüglich zu lösohen, wenn im Ansohluasan die Hnsichtnahme keine Tätigkeit nach

Abtz 3 Satz 2 oder Abastz 4 Satz 2 wahrgenommen wird. Andernfalls sind die Daten ätedens chs Mo

nate nach Beendigung einer solchen Tätigkeit zu lösohen.

Zweiter Abshnitt
Zummenarbeit mit der freien Wgendhilfe, ehrenamtliche Tätigkeit

§ 73 Birenamtliche Tätigkeit

In der ligendhilfe ehrenamtlich tätige Personen sollen bei ihrer Tätigkeit angeleitet, beraten und unter

dützt werden.

§ 75 § 74 Anerkennung alsTräger der freien Jigendhilfe

(1) Als Träger der freien Jigendhilfe können juridiache Personen und Personenvereinigungen anerkannt

werden, wenn sie
1. auf dem Gebiet der Jigendhilfe im Snne des § 1 tätig sind,
2. gemeinnützige Ziele verfolgen,
3. aufgrund der fachlichen und personellen Vorautzungen erwarten lan, daas sie einen nicht

unwentlichen Beitrag zur Stüllung der Aufgaben der Jigendhilfe zu leiden imdande sind, und

4. die Gewähr für eine den Zielen des Grundgesetzesförderliche Arbeit bieten.

(2) Enen Anruch auf Anerkennung als Träger der freien ligendhilfe hat unter den Voraussetzungen
desAbsatzes 1, wer auf dem Gebiet der Jigendhilfe mindedens drei .hhre tätig gewesen id.

(3) Die Kirchen und Religionemeinachaften des öffentlichen Rechts sowie die auf Bundesebene
zusemmengesohlonen Verbände der freien Wohlfahrtflege sind anerkannte Träger der freien

Jigendhilfe.



§ 76 § 75 Beteiligung anerkannter Träger der freien ..bgendhilfe an der Wahrnehmung anderer
Aufgaben

(1) Die Träger der öffentlichen .bgendhilfe können anerkannte Träger der freien Jigendhilfe an der

Durchführung ihrerAufgaben nach den §42, 42a, 43,50 bis 52a und 53 Aba 2 bis4 beteiligen oder

ihnen diese Aufgaben zur Auührung übertragen.

(2) Die Träger der öffentlichen Jigendhilfe bleiben für die Blüllung der Aufgaben verantwortlich.

§ 78 § 76 Arbeitemeinshaften

Die Träger der öffentlichen Jigendhilfe sollen die Bildung von Arbeitsgemeinschaften andreben, in de

nen neben ihnen die anerkannten Träger der freien ‚Lgendhilfe sowie die Träger g&örderter Maßnahmen
vertreten bnd. In den Arbeitsgemeinschaften soll darauf hingewirkt werden, dass die geplanten Maß

nahmen aufeinander abgeimmt werden und ch gegenseftig ergänzen.

§ 76a Seuerunerantwortung

(1) Der Träger der öffentlichen Jgendhilfe trägt die Koen einer Leiung nur dann, wenn e auf der

Grundlage seiner Bitscheidung nach Maßgabe des H ilfeplans unter Beachtung des Wunsch- und
Wahlrechts und der Partizipation erbracht wird; dies gilt auch in den Fällen, in denen Stern durch das
Familiengericht zur Geltendmachung eines Leiungsenspruchs ihres Kindes oder junge Volljährige durch

den Jigendrichter zur lnanruchnahme von Leiungen nach diem Gesetz verpflichtet werden. Die
Vorschriften über die Heranziehung zu den Koen der Leiung bleiben unberührt

(2) Abweichend von Absetz 1 trägt der Träger der öffentlichen Jgendhilfe auch die Koen einer Leiung
in Fällen unmittelbarer lnanjruchnahme von niedhgschwelligen ambulanten Hilfen, inewndere nach

§ 28 und 31. Dazu schließt er mit den Leietungserbringern Vereinbarungen, in denen die
Vorautzungen und die Auealtung der Leiungserbringung sowie die Ubernahme der Ko&en
geregelt werden.

§ 76b &attung wllflbeschaffter Leiungen -

(1) l die Leiungserbringung nicht bis zu einer Bitheidung des Trägers der öffentlichen Jjgendhilfe
über die Gewährung der Leiting oder bis zu einer Bitscheidung über ein Recht&nittei nach einer zu
Unrecht abgelehnten Leiung aufschiebbar und beschafft ch der Leiungsberechtigte die Leiung
se1b. so i der Träger der öffentlichen Jigendhilfe zur Eattung der Aufwendungen verpflichtet, wenn

1. der Leiungerechtigte den Träger der öffentlichen Lgendhilfe vor der lbbeschaffung über den
Hilfebedarf in Kenntnis gesetzt hat oder er die lnkenntnissetzung im Falle einer nicht zu vertretenden

Unmöglichkeit unverzüglich nach Wegfall des Hinderungsgrundes nachholt und

2. die Voraussetzungen für die Gewährung der Leiung zum Zeitpunkt der lbbeschaffung vorlagen.

Dritter Abschnitt

Förderung und Finanzierung, Vereinbarungen über Leistungsangebote, Entgelte und

Qualitätsentwicklung

§ 74 § 77 Förderung der freien Wgendhilfe

(1) Die Träger der öffentlichen .Lgendhilfe sollen die freiwillige Tätigkeit auf dem Gebiet der
Jigendhilfe anregen; e sollen e fördern, wenn der jeweilige Träger

1. die fachlichen Vorauzungen für die geplante Maßnahme erfüllt und die Beachtung der Grundt
ze und Maß&äbe der Qualitätsentwicklung und Qualitätcherung nach § 79a geNährleiet,

2. die Gewähr für eine zweckentrechende und wirtschaftliche Verwendung der Mittel bietet,



3. gemeinnützige Ziele verfolgt,

4. eine angemeene Hgenleiung erbringt und

5. die Gewähr für eine den Zielen des Grundgewtzes förderliche Arbeit bietet.

Bne auf Dauer angelegte Förderung tzt in der Regel die Anerkennung als Träger der freien Jigendhilfe

nach § 75 voraus

(2) weit von der freien Jigendhilfe Enrichtungen, Diene und Veranaltungen geachaffen werden,

um die Gewährung von Leiungen nach diem Buch zu ermöglichen, kann die Förderung von der

Bereitschaft abhaigig gemacht werden, diesa Enrichtungen, Diene und Veranattungen nach Maßgabe

der .tigendhilfeplanung und unter Beachtung der in § 9 genannten Grundsätze anzubieten. § 4 Abs 1
bleibt unberührt.

(3) Über die Art und Höhe der Förderung entscheidet der Träger der öffentlichen ligendhilfe im

Rahmen der verfügbaren Hau&ialtm,itt& nach pflichtgemäßet Bmen. B,tsprechendesgilt, wenn

mehrereAntrageller die Förderungsvorautzungen erfüllen und die von ihnen vorgehenen

Maßnahmen gleich geeignet sind, zur Befriedigung des Bedarfsjedoch nur eine Maßnahme notwendig

it Bei der Baiieswng der Sgenleiung sind die unterschiedliche Finanzkraft und die sonigen

Verhältnissa zu berücksichtigen.

(4) Bei son gleich geeigneten Maßnahmen soll solchen der Vorzug gegeben werden, die &ärker an

den lnteren der Betroffenen orientiert sind und ihre Bnfluahme auf dieAueaitung der MInahme

gewährleien.

(5) Bei der Förderung gleichartiger Maßnahmen mehrerer Träger sind unter Berücksichtigung ihrer

6genleiungen gleiche Grundsätze und Maßäbe anzulegen. Werden gleichartige Maßnahmen von der

freien und der öffentlichen Jigendhilfe durchgeführt, so sind bei der Förderung die Grundsätze und

Maßäbe anzuwenden! die für die Finanzierung der Maßnahmen der öffentlichen Jigendhilfe gelten.

(6) Die Förderung von anerkannten Trägern der .bgendhilfe soll auch Mittel für die Fortbildung der

haupt-, neben- und ehrenamtlichen Mitarbeiter sowie im Bereich der J.igendarbeit Mittel für die

Erichtung und Unterhaltung von digendfreizeit- und Jigendbildungtätten einschließen. ‘C.t

§ 74a § 77a Finanzierung von Tageinrichtungen für IKinder

Die Finanzierung von Tagesainrichtungen regelt das Landesrecht. Dabei können alle Träger von Hnrich

tungen, die die rechtlichen und fachlichen Vorautzungen für den Betrieb der Hnrichtung erfüllen, ge

fördert werden. Die Ehebung von Teilnahmebeiträgen nach § 90 bleibt unberührt.

§ 77 § 78 Vereinbarungen über (...$&enübernahme und Qualitätntwicklung

(1) Werden Snrichtungen und Diene der Träger der freien Ligendhilfe in Anspruch genommen, so

sind Vereinbarungen über die Höhe der Koen der Inanspruchnahme sowie über Inhalt, Umfang und

Qualität der Leiung, über Grundsätze und Maß&äbe für die Bewertung der Qualität der Leiung und

über geeignete Maßnahmen zu ihrer Gewährleiung zwischen der öffentlichen und der freien Jigendhil
fe anzureben. Das Nähere regelt das Landesecht. Die § 78a bis 78g bleiben unberührt.

(2) Wird eine Leiung nach § 37 Absatz 1 oder § 37a Absatz 1 erbracht, so i der Träger der öffent
lichen Jgendhilfe zur Ubernahme der Koen der Inanspruchnahme nur verpflichtet, wenn mit den Lei s
tungrbringern Vereinbarungen über Inhalt, Umfang und Qualität der Leiung. über Grundsätze und

Maßabe für die Bewertung der Qualität der Leiung sowie über geeignete Maßnahmen zu ihrer Ge
währleiung geschlon worden sind: § 78e gilt entsprechend.

§ 78a Anwendunereich

(1) Die Regelungen der § 78b bis 78g gelten für die Ebringung von



1. Lei&ungen für Betreuung und Unterkunft in einer sozialpädagogisch begleiteten Wohnform

(13 Abs 3),
2. Leiungen in gerneinsemen Wohnformen für MütterNäter und Kinder ( 19),

3. Leiungen zur Unterützung bei notwendiger Unterbringung des Kindesoder Jigendlichen zur

6-füllung der ahulpflicht ( 21 tz 2),
4. Hilfe zur 6-ziehung

a) in einer Tagesgruppe ( 32),
b) in einen Heim oder einer sonigen betreuten Wohntorm ( 34) sowie

c) in intensiver sozialpädagogischer Snzelbetreuung (35), sofern sie außerhalb der eigenen Fa

milie erfolgt,
d) in soniger teilationärer oder ationärer Form ( 27),

5. Hngliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und .bgendliche in

a) anderen teilationären Enrichtungen ( 35a Abs 2 Nr. 2 Alternative 2),

b) Rnrichtungen über Tag und Nacht sowie sonigen Wohnformen ( 35aAbs. 2 Nr. 4),

6. HilfefürjungeVolljährige(41), sofern dieseden in den Nummern 4 und Sgenannten Leiun

gen entricht, sowie
7. Leiungen zum Unterhalt ( 39). sofern diese im Zusammenhang mit Letungen nach den

Nummern 4 bis6 gewährt werden; § 39 Abs 2 tz 3 bleibt unberührt.

§ 78a Anwendungereich der B-itgeltfinanzierung

(1) Die Regelungen der § 76b bis78g gelten für die Ebringung von Leiungen in teilationärer und

ationärer Form. Auenommen sind Leiungen der Vollzeitpflege

(2) Landes‘echt kann beimmen, dass die § 78b bis 78g auch für andere Leiungen nach diesem Buch

sowie für vorläufige Maßnahmen zum hutz von Kindern und Jigendlichen ( 42, 42a) gelten.

§ 78b Vorautzungen für die Übernahme des Lei&ungsentgelts

(1) Wird die Leiung‘ganz oder teilweise in einer Bnrichtung erbracht-so i der Träger der öffentlichen

digendhilfe zur Übernahme des 5itgelts gegenüber dem Leiungsierechtigten verpflichtet, wenn mit

dem Träger der Bnrichtung oder seinem Verband Vereinbarungen über

1. Inhalt, Umfang und Qualität der LeWungsangebote (LeMungsvereinberung),

2. differenzierte Bitgelte für die Leiungsangebote und die betridsiotwendigen Inveetitionen (Bit
geltvereinbarung) und

3. Grundtze und MaRäbe für die Bewertung der Qualität der Leiungsengebote sowie über ge

eignete Maßnahmen zu ihrer GewährIeiung (Qualität,twicklungsiereinbarung) ghlon

worden sind.

(2) DieVereinbarungen sind mit den Trägern zuschließen, die unter Berücksichtigung der Grundtze

der Leiun$ähieit, Wirtschaftlichkeit und arnkeit zur Ebhngung der Leiung geeignet sind.
Vereinbarungen über die Ebringung von Hilfe zur 6-ziehung im Ausland dürfen nur mit solchen Trägern

abgeschlossen werden, die
1. anerkannte Träger der Jigendhilfe oder Träger einer erlaubniiflichtigen Enrichtung im Inland

sind, in der Hilfe zur 6-ziehung erbracht wird,
2. mit der Ebringung solcher Hilfen nur Fachkräfte im S nne des § 72 Abs 1 betrauen und
3. die Gewähr dafür bieten, dass sie die Rechts,orschriften desAufenthaltsiandes einhalten und mit

den Behörden des Aufenthaltsiandes sowie den deutschen Vertretungen im Ausland zusammen
arbeiten.

(3) l eine der Vereinbarungen nach Absatz 1 nicht abgeschlossen, so i der Träger der öffentlichen
Jjgendhilfe zur Übernahme des Leiatungsentgelts nur verpflichtet, wenn dies inabesondere nach

Maßgabe der Hilfeplanung ( 36) im Bnzelfall geboten i&.



§ 78c Inhalt der Lei4un- und Btgeltvereinbarungen

(1) Die Leiungsvereinbarung muss die wentlichen Leiungsnerkmeie, in±esondere

1. Art, Ziel und Qualität des Leiungngebot

2. den in der Bnrichtung zu betreuenden Pernenkrei

3. die erforderliche chliche und pernelle Auattung,

4. die Qualifikation des PeranaIs &wie

5. die betriebs,otwendigen Anlagen der Enrichtung

felegen. In die Vereinbarung i aufzunehmen, unter weichen Vorau.tzungen der Träger der Enrich

tung sich zur Ebringung von Leiungen verpflichtet. Der Träger mu genährleien, dass die Leiungs

angebote zur Ebhngung von Leiatungen nach § 78a Abs 1 geeignet swie aus-eichend, zweckmäßig

und wirthafthich sind.

(2) Die Bitgelte mün leiungsgerecht in. Grundlage der Bitgeltvereinbarung sind die in der

Leiungs- und der QualitätntwickIungsiereinbarung fegeIegten Leiungs- und Qualitäts‘nerkmale.

Sne -höhung der Vergütung für Inveatitionen kann nur dann verlangt werden, wenn der zuandige

Träger der öffentlichen Jigendhilfe der lnve&itionsiiaßnahme vorher zugeimmt hat. Förderungen aus

öffentlichen Mitteln sind anzurechnen.

§ 78d Vereinbaruneitraum

(1) Die Vereinbarungen nach § 78b Abs 1 sind für einen zukünftigen Zeitraum (Jereinbarungeitraum)

abzuschließen. Nachträgliche Auleiche sind nicht zulässig.

(2) Die Vereinbarungen treten zu dem darin beatimmten Zeitpunkt in Kraft. Wird ein Zeitpunkt nicht

beimmt, sa werden die Vereinbarungen mit dem Tage ihresAbschIusswirkm. Bne Vereinbarung, die

vor diesen Zeitpunkt zurückwirkt, i nicht zuläg; dies gilt nicht für Vereinbarungen vor der &hiedselle

für die Zeit ab Sngang des Antrages bei der ShiedeIle. Nach Ablauf des Vereinbarungeitraums

gelten die vereinbarten Vergütungen biszum Inkrafttreten neuer Vereinbarungen weiter.

—(6) Bei unvorherhbaren-wesentlichen Verändewngen der Annahmen:die-der Bligeltvereinbarung — -

zugrunde lagen, sind die Bitgelte auf Verlangen einer Vertragspartei für den laüfenden

Vereinbarung&eitraum neu zu verhandeln. DieAbtze 1 und 2 gelten entsprechend.

(4) Vereinbarungen überdie&bringungvon Leiungen nach §7SaAbs 1, dievordem 1. .bnuar 1999

abgeschloen worden sind, gelten biszum Inkrafttreten neuer Vereinbarungen weiter

§ 78e Örtliche Zuatändigkeit für den Abachluvon Vereinbarungen

(1) &rneit Landes-echt nicht etwas anderes beimmt, i für den Abschlu von Vereinbarungen nach

§ 78b Abs 1 der örtliche Träger der Jigendhilfezuändig, in den Bereich die Enrichtung gelegen ja

Die von diesem Träger abgeechlossenen Vereinbarungen sind für eile örtlichen Träger bindend.

(2) Werden in der Bnrichtung Leiungen erbracht, für deren Gewährung überwiegend ein anderer

örtlicher Träger zuändig iat, sa hat der nach Abtz 1 zu&ändige Träger diesen Träger zu hören.

(3) Die kommunaien itzenverbände auf Landebene und die Verbände der Träger der freien

Jigendhilfe sawie die Vereinigungen saniger Leiungserbringer im jeweiligen Land können regionale

oder landesneite Kommissionen bilden. Die Kommionen können im Auftrag der Mitglieder der in

tz 1 genannten Verbände und Vereinigungen Vereinbarungen nach § 78b Abs 1 schließen.

Landes-echt kann die Beteiligung der für die Wrnehmung der Aufgaben nach § 85 Abs 2 Nr. 5 und 6
zuändigen Behörde vorsehen.

§ 78f Rahmenverträge

Die kommunalen itzenverbände auf Landesebene schließen mit den Verbänden der Träger der freien

JgendhiIfe und den Vereinigungen sniger Leiungserbringer auf Landesebene Rahmenverträge über



den Inhalt der Vereinbarungen nach § 78b Abs 1. Die für die Wahrnehmung der Aufgaben nach § 85

Abs 2 Nr 5 und 6 zuändigen Behörden sind zu beteiligen.

§ 78g &hiedelIe

(1) In den Ländern sind Shiedsatdlen für Sreit- und Konfliktfälle einzurichten. Se sind mit einem

unparteii&zhen Vorsitzenden und mit einer gleichen Zahl von Vertretern der Träger der öffentlichen

Jgendhilfe sowie von Vertretern der Träger der 6nrichtungen zu besetzen. Der Zeitaufwand der

Mitglieder i zu enthädigen, bare Audagen sind zu eratten. Für die Inanxuchnahme der

ahiedeIlen können Gebühren erhoben werden.

(2) Kommt eine Vereinbarung nach § 78b Abs 1 innerhalb von sechs Wochen nicht zu&ande,

nachdem eine Partei sohriftlich zu Verhandlungen aufgefordert hat, so entheidet die Shiedselle auf

Antrag einer Partei unverzüglich über die Gegenände, über die keine Enigung erreicht werden konnte.

Gegen die &itscheidung i der Rechtsweg zu den Verwaltungerichten gegeben. Die Klage richtet sich

gegen eine der beiden Vertragarteien, nicht gegen die &hiedseIle. Ener Nachprüfung der

Bitsoheidung in einem Vorverfahren bedarf es nicht.

(3) Btsoheidungen der &hiedselle treten zu dem darin beimmten Zeitpunkt in Kraft. Wird ein

Zeitpunkt für das Inkrafttreten nicht beatimmt, so werden die Featsetzungen der ahiedelIe mit dem

Tag wirksem, an dem der Antrag bei der &hiedeIle eingegangen it Die Fesetzung einer Vergütung,

die vor diesen Zeitpunkt zurückwirkt, i nicht zuIä g. Im Übrigen gilt § 78d Abs 2 tz 4 und Abs 3

entqrechend.

(4) Die Lande&egierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung das Nähere zu beatimmen über

1. die Erichtung der Shiede1len,

2. die Zahl, die Be&ellung, die Amtedauer und die Amtührung ihrer Mitglieder,

3. die Eattung der baren Ausiagen und die itsohigung für ihren Zeitaufwand,

4. die Geechäftührung, das Verfahren, die Ehebung und die Höhe der Gebühren sowie die Ver

teHunader Koen und .. .-r -

5. die Rechtseufsicht. . - ..

Vierter Absohnitt
Gemtverantwortung, Wgendhilfeplanung

§ 79 Gesemtverantwortung, Grundauaftung

(1) Die Träger der öffentlichen .bgendhilfe haben für die Efüllung der Aufgaben nach diesem Buch die

Gesemtveraitwortung einsohließlich der Ranungsverantwortung.

(2) Die Träger der öffentlichen Jigendhilfe sollen gewäir1eien, dazur Bfüllung der Aufgeben nach

diesem Buch

1. die erforderlichen und geeigneten Bnrichtungai, Dieie und Veranaltungen den vers±iedenen

Grundrichtungen der Eziehung entrechend rechtzeitig und auseichend zur Verfügung etien;

hierzu zählen in±esondere auch Pfleger, Vormünder und Pflegepersonen;

2. eine kontinuierliche Qualitätsentwicklung nach Maßgabe von § 79a erfolgt.

Von den für die J.igendhilfe bereitgeellten Mitteln haben sie einen angemenen Anteil für die

..bgendarbeit zu verwenden.

(3) Die Träger der öffentlichen J.igendhilfe haben für eine auaeichende Auattung der .bgendämter und

der Ländeugendämter zu sorgen; hierzu gehört auch eine dem Bedarf entrechende Zahl von

Fachkräften.



§ 79a Quaiitätntwicklung inder Knder- und Jigendhilfe

Um die Aufgaben der Kinder- und digendhilfe nach § 2 zu erfüllen, haben die Träger der öffentlichen

Ligendhilfe Grundsätze und Maßstäbe für die Bewertung der Qualität scwie geeignete Maßnahmen zu

ihrer Gewährleistung für
1. die Gewährung und Ebhngung von Leistungen,
2. die Efüllung anderer Aufgaben,
3. den Rozeas der Gefährdungsainschätzung nach § 8a,
4. die Zusammenarbeit mit anderen Institutionen

weiterzuentwickeln, anzuwenden und regelmäßig zu überprüfen. Dazu zählen auch Qualitätmerkmale

für die inklusive Ausichtung der Aufgabenwahrnehmung und die Berücksichtigung der speziellen Be

dürfnisse von jungen Menschen mit Behinderungen sowie die Scherung der Rechte von Kindern und

Jigendlichen in Bnhchtungen und ihren &hutz vor Gewalt. DieTräger der öffentlichen Jjgendhilfe

orientieren sich dabei an den fachlichen &npfehlungen der nach § 85 Absatz 2 zuständigen Behörden

und an bereits angewandten Grundsätzen und Maßstäben für die Bewertung der Qualität sowie

Maßnahmen zu ihrer Gewährleistung.

§ 80 Jigendhilfepianung

(1) DieTräger der öffentlichen Jigendhilfe haben im Rahmen ihrer Ranungsverantwortung
1. den Bestand an Bnrichtungen und Diensten festzustellen,

2. den Bedarf unter Berücksichtigung der Wünsche, Bedürfnisse und lnteren der jungen Men

schen und der Persjnensorgeberechtigten für einen mittelfristigen Zeitraum zu ermitteln und

3. die zur Befriedigung des Bedarfs notwendigen Vorhaben rechtzeitig und aus‘eichend zu planen;

dabei ist Vorsorge zu treffen, dass auch ein unvorherghener Bedarf befriedigt werden kann.

(2) Enrichtungen und Dienste sollen so geplant werden, dass insiewndere

1. Kontakte in der Familie und im sozialen Umfeld erhalten und gepflegt werden können,

2. ein möylich wirksames vielfälti9es, inklusives und aufeinander abgestimmtesAngebot von Ja
gendhilfeleistungen gewährleistet ist,

3. junge Menschen und Familien in gefährdeten Lebens- und Wohnbereichen besondersgefördert

werden
4. junge Menschen mit Behinderungen oder von Behinderung bedrohtej unge Menschen mit jun

gen Menschen ohne Behinderung gemeinsam unter Berücksichtigung spezifischer Bedadsiagen

gefördert werden können,
5. Mütter und Väter Aufgaben in der Fanilie und Bwerbstätigkeit ber miteinander vereinbaren

können.

(3) Die Träger der öffentlichen Jigendhilfe haben die anerkannten Träger der freien .hgaidhilfe in len

Rasen ihrer Ranung frühzeitig zu beteiligen. Zu diesem Zwecke sind sie vom Jigendhilfeauhu soweit

sie überörtlich tätig sind, im men der digendhilfeplanung des überörtlichen Trägersvom
Landeugendhilfeausschuss zu hören. Das Nähere regelt das bnde&echt.

(4) Die Träger der öffentlichen Jigendhilfe sollen darauf hinwirken, d die Jagendhilfeplanung und

andere örtliche und überörtliche Planungen aufeinander abgestimmt werden und die Ranungen inesamt

den Bedürfnin und Interessen derjungen Menschen und ihrer Familien Rechnung tragen.

§ 81 Srukturelle Zusammenarbeit mit anderen Seilen und öffentlichen Enrichtungen

Die Träger der öffentlichen .bgendhilfe haben mit anderen SeIlen und öffentlichen Enrichtungen, deren

Tätigkeit sich auf die Lebenssituation junger Menschen und ihrer Familien auswirkt, insiesondere mit

1. den Trägern von SDzialleistungen nach dem Zweiten, Dritten, Vierten, Fünften, chsten und

dem Zwölften Buch sowie Trägern von Leistungen nach dem Bundesersorgungesetz,
2. anderen Rehabilitationsträgern nach dem Neunten Buch,
3. den Familien- und J.jgendgerichten, den Saatnwaltschaften sowie den tistizvollzugsiehörden,



4. huien und Seilen der &hulverwaltung,

5. Bnrichtungen und Seilen des öffentlichen Geaindheitienes und sonigen Snrichtungen und

Dienen des GesJndheit9Nen

6. den Beratungsäteilen nach den § 3 und 8 des hwangerszhaftonfliktgestzes und Sjchtbera

tu ngei len,
7. Enrichtungen und Dienen zum &hutz gegen Gewalt in engen sozialen Beziehungen,

8. den Seilen der Bundesagentur für Arbeit,

9. Enrichtungen und Seilen de beruflichen Aus- und Weiterbildung,

10. den Polizei- und Ordnungsiehörden,

11. der Gewerbeaufsicht und

12. Snrichtungen der Au±ildung für Fachkräfte, der Weiterbildung und der Forschung

13. Bnrichtungen, die auf örtlicher ene Familien und den sozialen Zummenhalt zwischen den

Generationen ärken (Mehrgenerationenhäur)

im Rahmen ihrer Aufgaben und Befugnie zusammenzuarbeiten.

Seches Kapitel

Zentrale Aufben

§ 82 Aufgaben der Länder

(1) Die obere Landeugendbehörde hat die Tätigkeit der Träger der öffentlichen und der freien

Jigendhilfe und die Weiterentwicklung der Jigendhilfe anzuregen und zu fördern.

(2) Die Länder haben auf einen gleichmäßigen Au±au der Enrichtungen und Angebote hinzuwirken

und die Jigendämter und Lände ugendämter bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu unterützen.

§ 83 Aufgaben des Bundes Bundeugendkuratorium sachveretändi Beratung

(1) Die fachlich zuändige obere Bundesbehörde soll die Tätigkeit der .bgendhilfe anregen und

fördern, soweit sie von überregionaler Bedeutung i und ihrer Art nach nicht durch ein Land allein

wirksam gefördert werden kann. Hierzu gehören auch die überregionalen Tätigkeiten der

..Lgendorganisationen der politischen Parteien auf dem Gebiet der Jigendarbeit.

(2) Die Bunde&egierung wird in grundsätzlichen Fragen der .Lgendhilfe von einen

chverändigengremium (Bundeugendkuratorium) beraten. Das Nähere regelt die Bunde&egieung

durch Verwaltungsorschriften.

(2) Bei der oberen Bundeehörde nh Absatz 1 wird ein chverändigengremium

(Bundeugendkuratorium) eingerichtet. Das Bundeugendkuratorium hat die Aufgabe,

1. die Bundes-egierung in grundsätzlichen Fragen der Kinder- und .hgendhilfe zu beraten,

2. Gesetzentwürfe der Bundesminierien auf wesentliche AusNirkungen auf junge Menschen

zwischen 12 und 27 hhren zu überprüfen und dazu Sellung zu nehmen. Die obere Bundetehörde

nach Absatz 1 legt dem Bundeugendkuratorium im Rahmen der Vorschriften der Gemeinsamen

Geschäftsordnung der Bundesminierien die Gesetzentwürfe vor, bei denen solche Aus.virkungen zu

erwarten sind, und ellt sicher, dasadasfür den Gesetzentwurf federführende Bundesninierium die

Sellungnahme zur Kenntnis erhält.

Das Nähere regelt die Bundeeegierung durch Veiwa1tungsorschriften.

(3) Die fachlich zuändige obere Bundesiehörde hat der Bundeselternvertretung der Kinder in

Kindertageseinrichtungen und Kindertageflege bei wesentlichen die Kindertagesbetreuung betreffenden

Fragen die Möglichkeit der Beratung zu geben.“



§ 84 Wgendbericht

(1) Die Bundesregierung legt dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat in jeder Legisiaturperiode
einen Bericht über die Lagejunger Menschen und die Bestrebungen und Leistungen der Jigendhilfe vor.
Neben der Be&andseufnahme und Analyse sollen die Berichte Vorschläge zur Weiterentwicklung der
.bgendhilfe enthalten; jeder dritte Bericht soll einen Überblick über die Gesemtsituation der Jigendhilfe
vermitteln.

(2) Die Bundes-egierung beauftragt mit der Auserbeitung der Berichtejeweils eine KommiJon, der
mindestens sieben Sachverständige (..bgendberichtsiwmmissJon) angehören. Die Bundesregierung fügt
eine Sellungnahme mit den von ihr für notwendig gehaltenen Folgerungen bei.

Sebtes Kapitel
Zuändieit, Ko&eneraftung

&&er Abschnitt
Sachliche Zuständigkeit

§ 85 Sachliche Zuständigkeit

(1) Für die Gewährung von Leistungen und die müllung anderer Aufgaben nach diesem Buch ist der
örtlicheTräger sechlich zuständig, soweit nicht der überörtliche Träger sechlich zuständig ist.

(2) Der überörtliche Träger ist sechlich zuständig für
1. die Beratung der örtlichen Träger und die Büwicklung von Enpfehlungen zur Efüllung der Auf

gaben nach dienTBuch,
2. die Forderung der Zusemmenarbeit zwischen den örtlichen Trägern und den anerkannten Trägern

der freien Jigendhilfe, insbesondere bei der Planung und Scherstellung eines bedarferechten
Angebots an Hilfen zur Eziehung, Bngliederung&uilfen für seelisch behinderte Knder und Ii

gendliche und Hilfen fürjunge Volljährige,
3. dieAnregung und Förderung von Enrichtungen, Diensten und Veranstaltungen sowie deren

Shaffung und Betrieb, soweit sie den örtlichen Bedarf übersteigen; dazu gehören insbesondere
Snrichtungen, die eine &hul- oder Berufusbildung anbieten, sowie digendbildungsstäffen,

4. die Planung, Anregung, Förderung und Durchführung von Modellvorhaben zur Weiterentwick
lung der Jigendhilfe,

5. die Beratung der örtlichen Träger bei der Gewährung von Hilfe nach den § 32 bis 35a, insbe
sondere bei der AuSA‘ahl einer Bnrichtung oder der Vermittlung einer Pflegeperson in schwieri
gen Enzelfällen,

6. die Wahrnehmung der Aufgaben zum &hutz von Kindern und J.igendlichen in Enrichtungen

( 45 bis 48a),
7. die Beratung der Träger von Enrichtungen während der Planung und Betriebdührung,
8. die Fortbildung von Mitarbeitern in der ..Ugendhilfe,
9. die Gewährung von Leistungen an Deutsche im Ausiand ( 6 Abs 3), soweit es sich nicht um

die Fortsetzung einer bereits im Inland gewährten Leistung handelt,
10. die Bleilung der Blaubniszur Übernahme von Pflegschaften oder Vormundschaften durch einen

rechtähigen Verein ( 54).

(3) Für den örtlichen Bereich können die Aufgaben nach Absetz 2 Nr. 3,4, 7 und 8 auch vom örtlichen
Träger wahrgenommen werden.



(4) Unberührt bleiben die am Tage des lnkrafttretens dieses Gesetzes geltenden landes-echtlichen
Regelungen, die die in den § 45 bis 48a bestimmten Aufgaben einschließlich der damit verbundenen

Aufgaben nach Absetz 2 Nr. 2 bisS und 7 mittleren Landesbehörden oder, weit sie sich auf

Kindergärten und andere Tageseinrichtungen für Kinder beziehen, unteren Landestehörden zuweisen.

(5) Ist das Land überörtlicher Träger, können durch Landes-echt biszum 3D. .bni 1993 einzelne

seiner Aufgaben auf andere Körperschaften des öffentlichen Rechts, die nicht Träger der öffentlichen

Jigendhilfe sind, übertragen werden.

Zweiter Abwhnitt
Örtliche Zuständigkeit

Rster Unterabahnift
Örtliche Zuständigkeit für LSunn

§ 86 Örtliche Zuständigkeit für Leistungen an Knder, ..kigendliche und ihre Stern

(1) FürdieGewährungvon Leistungen nachdin Buch istderörtlicheTrägerzuständig, in dessen

Bereich die Stern ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. An die Seile der Stern tritt die Mutter, wenn

und sclange dieVaterschaft nicht anerkannt oder gerichtlich festgestellt ist. Lebt nur ein Sternteil, sa ist

deen gewöhnlicher Aufenthalt maßgebend.

(2) Haben die Sternteile verschiedene gewöhnliche Aufenthalte, sa ist der örtliche Träger zuständig, in

den Bereich der persanensargeberechtigte Stemteil seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat: diesgilt auch

dann, wenn ihm einzeineAngeiegenheiten der Fflnensarge entzogen sind. Seht die Fsanensarge im Fall

des Satzes 1 den Stern gemeinsem zu, 9 richtet sich die Zuständigkeit nach denn gewöhnlichen Aufenthalt

des Sternteil bei daTl das Kind oder der ..bgendliche vor Beginn der Leistung zuletzt seinen

gewöhnlichen Aufenthalt haha Hatte das Kind oder der Jigendliche im Fall des zes2 zuletzt bei

beiden Bternteilen nen gewöhnlichen Aufenthalt, w richtet sich dieZuständigkeit hah dem gewöhnlichen

Aufenthalt des Sternteil bei den, das Kind oder der Jigendliche vor Beginn der Leistung zuletzt seinen

tatsächlichen Aufenthalt hafta Hatte das Kind oder der Jigendliche im Fall des Satzes 2 während der

letzten sechs Monate vor Beginn der Leistung bei keinem Sternteil einen gewöhnlichen Aufenthalt, sa ist

der örtliche Träger zuständig, in den Bereich das Kind oder der J.igendliche vor Beginn der Leistung

zuletzt seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte; hatte das Kind oder der Jigendliche während der letzten

sechs Monate keinen gewöhnlichen Aufenthalt, si richtet sich die Zuständigkeit nach dem tatsächlichen

Aufenthalt des Kindes oder des Jgendlichen vor Beginn der Leistung.

(3) Haben die Sternteile verschiedene gewöhnliche Aufenthalte und steht die Persanensarge keinem

Sternteil zu, sa gilt Absetz 2 Satz 2 und 4 entsprechend.

(4) Haben die Stern oder der nach den Absätzen 1 bis 3 maßgebliche Sternteil im Inland keinen

gewöhnlichen Aufenthalt, oder ist ein gewöhnlicher Aufenthalt nicht feststellbar, oder sind sie

verstorben, sa richtet sich die Zuständigkeit nach dem gewöhnlichen Aufenthalt des Kindes oder des

Jigendlichen vor Beginn der Leistung. Hatte das Kind oder der Lgendliche während der letzten sechs

Monate vor Beginn der Leistung keinen gewöhnlichen Aufenthalt, sa ist der örtliche Träger zuständig, in

dessen Bereich sich das Kind oder der ..bgendliche vor Beginn der Leistung tatsächlich aufhält.

(5) Begründen die Sternteile nach Beginn der Leistung verschiedene gewöhnliche Aufenthalte, sa wird

der örtliche Träger zuständig, in den Bereich der persanensargeberechtigte Sterntei 1 seinen

gewöhnlichen Aufenthalt hat; diesgilt auch dann, wenn ihm einzelne Angelegenheiten der Persanensarge

entzogen sind. lahge in diesen Fällen die FWwnensrge beiden Sternteilen gemeinsem oder keinem

Sternteil zusteht, bleibt die bieherige Zuständigkeit bestehen. Abtz 4 gilt entsprechend.



(6) Lebt ein Kind oder ein .Lgendlicher zwei .hhre bei einer Pflegeperson und ist sein Verbleib bei
dieser Pflegeperson auf Dauer zu erwarten, so ist oder wird abweichend von den Abtzen 1 bis 5 der

örtliche Träger zuständig, in den Bereich die Pflegeperson ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. 6-hat
die Eiern und, falls den Eiern die Personensorge nicht oder nur teilweise zusteht, den

Personensorgeberechtigten über den Wechsel der Zuständigkeit zu unterrichten. Bide der Aufenthalt bei
der Pflegeperson, so endet die Zuständigkeit nach tz 1.

(7) Für Leistungen an Kinder oder Ugendliche, die um Asyl nachsuchen oder einen Asylantrag gestellt

haben, ist der örtliche Träger zuständig, in den Bereich sich die Person vor Beginn der Leistung

tatchlich aufhält; geht der Leistungewährung eine lnobhutnahme voraus so bleibt die nach § 87

begründete Zuständigkeit bestehen. Unterliegt die Person einem Verteilungsieitahren, so richtet sich die

örtliche Zuständigkeit nach der Zuweisungsentsoheidung der zuständigen Landetehörde; biszur
Zuweisungsentsoheidung gilt tz 1 entrechend. Die nach tz 1 oder 2 begründete örtliche

Zuständigkeit bleibt auch nach Absohluss des Asylverfahrens so lange bestehen, bis die für die
Bestimmung der örtlichen Zuständigkeit maßgebliche Person einen gewöhnlichen Aufenthalt im Bereich

eines anderen Trägers der öffentlichen Jigendhilfe begründet. Ene Unterbrechung der Leistung von bis

zu drei Monaten bleibt außer Betracht.

§ 86a Örtliche Zuständigkeit für Leistungen an junge Volljährige

(1) Für Leistungen an junge Volljährige ist der örtliche Träger zuständig, in den Bereich derjunge

Volljährige vor Beginn der Leistung seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

(2) Hält sich derjunge Volljährige in einer Enrichtung oder sonstigen Wohnform auf, die der 6-ziehung,

Pflege, Betreuung, Behandlung oder dem Srafvollzug dient, so richtet sich die örtliche Zuständigkeit

nach dem gewöhnlichen Aufenthalt vor der Aufnahme in eine Enrichtung oder sonstige Wohnform.

(3) Hat derjunge Volljährige keinen gewöhnlichen Aufenthalt, so richtet sich die Zuständigkeit nach

seinem tatchlichen Aufenthalt zu dem in Absatz 1 genannten Zeitpunkt; Absatz 2 bleibt unberührt.

(4) Wird-eine Leistung nach § 13 Abs 3 oder nach § 21 über-die Vollendung des 18. Lebenahres

hinausweit&geführt oder geht der Hilfe für junge Volljährige nach § 41 eine dieser Leistungen, eine

Leistung nach § 19 oder eine Hilfe nach den § 27 bis 35a voraus, so bleibt der örtliche Träger zuständig,
der bis zu diesem Zeitpunkt zuständig war. 5ne Unterbrechung der Hilfeleistung von bis zu drei

Monaten bleibt dabei außer Betracht. Die tze 1 und 2 gelten entqrechend, wenn eineHilfefürjunge
Volljährige nach § 41 beendet war und innerhalb von drei Monaten erneut Hilfe fürjunge Volljährige

nach §41 erforderlich wird.

§ 86b Örtliche Zuständigkeit für Leistungen in gemeinsamen Wohnformen für Mütter!Väter und Kinder

(1) Für Leistungen in gemeinsamen Wohnformen für Mütter oder Väter und Kinder ist der örtliche
Träger zuständig, in den Bereich der nach § 19 Leistung±erechtigte vor Beginn der Leistung seinen

gewöhnlichen Aufenthalt hat. § 86a Abs 2 gilt entrechend.

(2) Hat der Leistungsierechtigte keinen gewöhnlichen Aufenthalt, so richtet sich die Zuständigkeit nach
seinem tatchlichen Aufenthalt zu dem in Absatz 1 genannten Zeitpunkt.

(3) Geht der Leistung Hilfe nach den § 27 bis 35a oder eine Leistung nach § 13 Abs 3, § 21 oder § 41
voraus so bleibt der örtliche Träger zuständig, der bisher zuständig war. Ene Unterbrechung der

Hilfeleistung von biszu drei Monaten bleibt dabei außer Betracht.

§ 86c Fortdauernde Leistungwerpflichtung und Fallübergebe bei Zuständigkeitechsel

(1) Wechselt die örtlicheZuständigkeit für eine Leistung, so bleibt der bisher zuständige örtliche Träger

so lange zur Gewährung der Leistung verpflichtet, bis der nunmehr zuständige örtliche Träger die Leis
tung fortsetzt. Dieser hat dafür S,rge zu tragen, da der Hilfeprozess und die im Rahmen der Hilfepla

nung vereinbarten Hilfeziele durch den Zuständigkeitswechsel nicht gefährdet werden.



(2) Der örtliche Träger, der von den Umatänden Kenntnis erhält, die den Wechsel der ZiSändigkeit be
grOndai, hat da, anderen davon unverzüglich zu unterrichtei. Der biier zuidige örtliche Träger hat

dem nunmehr zuständigen örtlichen Träger unverzüglich diefür die Hilfegewähwng sowie den Zuständig

keitsNechl maßgeblichen Szialdatai zu übermitteln. Bei der Fortzung von Wstungen, die der Hilfe-

planung nach § 36 Abz 2 unterliegen, ist die Fallverantwortung im men eines Geqrheszu überge

ben. Die Frsonensorgeberechtigten und das Kind oder der Jigendliche sowie derjunge Volljährige oder der
Lei&ungerechtigte nach § 19 nd an der Übergabe angemen zu beteiligen.

§ 86d Verpflichtung zum vorläufigen Tätignerden

Seht die örtliche Zuständigkeit nicht fest oder wird der zuständige örtliche Träger nicht tätig, so ist der

örtliche Träger vorläufig zum Tatigwerden verpflichtet, in den Bereich ch d Kind oder der Jjgendliche,

der junge Volljährige oder bei Leistungen nach § 19 der Leistungerechtigte vor Beginn der Leistung tat
sächlich aufhält.

Zweiter U nterabshnitt
Örtliche Zuständigkeit für andere Aufgaben

§ 87 Örtliche Zuständigkeit für vorläufige Maßnahmen zum Schutz von Kindern und Wgendlichen

Für die lnobhutnahme eines Kindes oder eines Jigendlichen ( 42) ist der örtliche Träger zuständig, in
deen Bereich ch das Kind oder der Jigendliche vor Beginn der Maßnahme tatsächlich aufhält. Die

örtliche Zuständigkeit für die lnobhutnahme eines unbegleiteten auändiachen Kindes oder Jigendlichen

richtet ch nach § 88aAbtz 2.

§ 87a Örtliche Zuständigkeit für Elaubnis, Meldepflichten und Untergung

(1) Für die eilung der Rlegeerlaubniswie deren Rücknahmtoßer Widerruf ( 43 4.Ii der

örtliche Träger zuständig, in den Beieich die Pflegeperson ihren gewöhnlichen Aufenthält hat.

(1) Für die 6-teilung der Rlegeedaubnis nach § 43 sowie deren Rücknahme und Widerruf ist der örtliche

Träger zuständig, in den Bereich die Tageflegeperson ihre Tätigkeit austibt. Für die 6-teilung der
Rlegeerlaubnis nach § 44 sowie deren Rücknahme und Widerruf ist der örtliche Träger zuständig. in

deen Bereich die Pflegeperson ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat.

(2) Für die 6-teilung der 6laubniszum Betrieb einer Enhchtung oder einer lbständigen sonstigen
Wohnform sowie für die Rücknahme oder den Widerruf dier 6-laubnis ( 45 Abs 1 und 2, § 48a), die

örtliche Prüfung ( 46, 48a), die 6-itgegennahme von Meldungen ( 47 Abs 1 und 2, § 48a) und die
Ausnahme von der Meldepflicht ( 47 Abs 3, § 48a) sowie die Untergung der weiteren Behäftigung

des Leiters oder eines Mitarbeiters ( 48, 48a) ist der überörtliche Träger oder die nach Landeerecht

bestimmte Behörde zuständig, in dessen oder deren Bereich die Hnrichtung oder die sonstige Wohnform

gelegen ist.

(3) Für die Mitwirkung an der örtlichen Prüfung ( 46, 48a) ist der örtliche Träger zuständig, in deen

Bereich die Enrichtung oder die selbständige sonstige Wohnform gelegen ist.

§ 87b Örtliche Zuständigkeit für die Mitwirkung in gerichtlichen Verfahren

(1) Für die Zuständigkeit des Jigendamts zur Mitwirkung in gerichtlichen Verfahren ( 50 bis 52) gilt

§ 86 Abs 1 bis4 entrechend. Für die Mitwirkung im Verfahren nach dem .bgendgerichtsgesetz gegen
einenjungen Menachen, derzu Beginn desVerfahrensdasl8. Lebenflhrvollendethat, gilt §86aAbs 1
und 3 entrechend.

(2) Die nach Absetz 1 begründete Zuständigkeit bleibt bis zum Abhluss des Verfahrens bestehen. Hat
ein Jigendlicher oder ein junger Volljähriger in einem Verfahren nach dem Jigendgerichtsgetz die



letzten sechs Monate vor Abachlusa des Verfahrens in einer Jistizvollzugsanstalt verbracht, so dauert die
Zuständigkeit auch nach der &itlasang aus der Anstalt so lange fort, bis der digendliche oder junge
Volljährige einen neuen gewöhnlichen Aufenthalt begründet hat, längstens aber bis zum Ablauf von
sechs Monaten nach dem Eitlasaungeitpunkt.

(3) aeht die örtliche Zuständigkeit nicht fest oder wird der zuständige örtliche Träger nicht tätig, so gilt

§ 86d entwrechend.

§ 87c Örtliche Zuständigkeit für die Beistandschaft, die Amtqflehaft, die Amtwormundwhaft und
die (.4 schriftliche Auskunft nach § 58a

(1) Für die Vormundschaft nach § 1791c des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist das Jigendamt zuständig, in
deseen Bereich die Mutter ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. Wurde die Vaterschaft nach § 1592 Nr. 1
oder 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs durch Anfechtung beseitigt, so ist der gewöhnliche Aufenthalt der
Mutter zu dem Zeitpunkt maßgeblich, zu dem die B,tscheidung rechtskräftig wird. Ist ein gewöhnlicher
Aufenthalt der Mutter nicht festzustellen, so richtet sich die örtliche Zuständigkeit nach ihrem

tatchlichen Aufenthalt.

(2) Sbald die Mutter ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Bereich eines anderen ..bgendamts nimmt, hat
das die Amtsvormundschaft führende J.igendamt bei dem ..Lgendamt des anderen Bereichs die
Weiterführung der Amtsvormundachaft zu beantragen; der Antrag kann auch von dem anderen
J.igendamt, vonjedem Sternteil und vonjedem, derein berechtigteslnteredesKindesoderdes
Jigendlichen geltend macht, bei dem die Amtsvormundachaft führenden ..bgendamt gestellt werden. Die
Vormundschaft geht mit der Eklärung des anderen Jigendamts auf dieses über. Das abgebende
Jigendamt hat den Übergang dem Familiengericht und jedem Eternteil unverzüglich mitzuteilen. Gegen
die Ablehnung des Antrags kann das Familiengericht angerufen werden.

(3) Für die Pflegschaft oder Vormundschaft, die durch Bestellung des Familiengerichts eintritt, ist das

Jigendamt zuständig, in dessen Bereich das Kind oder der Jigendliche seinen gewöhnlichen Aufenthalt
hat. Hat das Kind oder der Jigendliche keinen gewöhnlichen Aufenthalt, so richtet sich die Zuständigkeit
nach seinem tatchlichen Aufenthalt zum Zeitpunkt der Bestellung: bald das Kind oder der
Jigendliche seinen gewöhnlichen Aufenthalt wechselt oder im Fall des tzes 2 das Wohl des Kindes
oder ligendlichen es erfordert, hat das Jigendamt beim Familiengericht einen Antrag auf Sitlassung zu
stellen. Die tze 1 bis 3 gelten für die Gegenvormundachaft des J.igendamts entzrechend.

(4) Für die Vormundschaft, die im Rahmen desVerfahrens zur Annahme als Kind eintritt, ist das
Jigendamt zuständig, in den Bereich die annehmende Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat.

(5) Für die Beratung und Unterstützung nach § 52a sowie für die Beistandschaft gilt Absatz 1 Estz 1 und 3
entirechend. &bald der ellein sorgeberechtigte Bternteil seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Bereich
eines anderen Jigendamts nimmt, hat das die Beistandschaft führende .Lgendamt bei dem digendamt des
anderen Bereichs die Weiterführung der Beistandachaft zu beantragen; Absatz 2 tz 2 und § 86c gelten
entqrechend.

(6) Für die Eteilung der (.4 schriftlichen Auskunft nach § 58a Absatz 2 gilt Absatz 1 entirechend. Die
Mitteilungen nach § 1626d Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs die Mitteilungen nach § l55aAbsatz
3 Satz 3 und Absatz 5 Satz 2 des Gesetzes über dasVerfahren in Familiensachen und in den
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit sowie die Mitteilungen nach § 50 Absatz 3 sind an das
für den Geburtsort des Kindes oder des Jigendlichen zuständige Jigendamt zu richten; § 88 Absatz 1
Satz 2 gilt entrechend. Das nach Satz 2 zuständige Jigendamt teilt auf Ewchen dem nach Satz 1
zuständigen Jigendamt mit, ob (...) Mitteilungen nach § 1626d Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs
nach §lssaAbsatz 3 Satz 3 und Absatz 5 Satz 2 desGesetzesüberdasVerfahren in Familiensachen
und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit oder nach § 50 Absatz 3 vorliegen. Betrifft
die gerichtliche Btscheidung nur Teile der elterlichen rge, enthalten die Mitteilungen auch die
Angabe, in welchen Bereichen die elterliche SDrge der Mutter entzogen, den Stern gemeinsam oder dem
Vater allein übertragen wurde.“



§ 87d Örtliche Zuständigkeit für weitere Aufgaben im Vormundschaftesan

(1) Für die Wahrnehmung der Aufgaben nach § s ist der örtliche Träger zuständig, in deen Bereich

der Pfleger oder Vormund inen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

(2) Für die 6-teilung der Elaubnis zur Übernahme von Pflegschaften oder Vormundschaften durch einen

rechtähigen Verein ( 54) ist der überörtliche Träger zuständig, in dessan Bereich der Verein samen Stz

hat.

§ 87e Örtliche Zuständigkeit für Beurkundung und Beqaubigung

Für Beurkundungen und Beglaubigungen nach § 59 ist die Urkunflzerson bei jedem ..bgendamt zustän

dig.

Dritter U nterabshnitt
Örtliche Zuständigkeit bei Aufenthalt im Ausland

§ 88 Örtliche Zuständigkeit bei Aufenthalt im Ausland

(1) Für die Gewährung von Leistungen der Jigendhilfe im Ausland ist der überörtliche Träger zuständig,

in den Bereich der junge Mensch geboren it Liegt der Geburtsort im Ausland oder ist er nicht zu

ermitteln, so ist das Land Berlin zuständig.

(2) Wurden bereits vor der Auseise Leistungen der Jigendhilfe gewährt, so bleibt der örtliche Träger

zuständig, der bisher tätig geworden ist; eine Unterbrechung der Hilfeleistung von biszu drei Monaten

bleibt dabei außer Betracht.

Vierter Unterabschniff
Örtliche Zuständigkeit für vorläufige Maßnahmen, Leistungen und die Amtwormundschaft für

unbegleitete ausländische Kinder und Jigendliche

§ 88a Örtliche Zuständigkeit für vorläufige Maßnahmen, Leistungen und die Amtwormundszhaft für

unbegleitete ausländische Kinder und Jigendliche

(1) Für die vorläufige lnobhutnahme eines unbegleiteten ausländischen Kindes oder ..bgendlichen

( 42a) ist der örtliche Träger zuständig, in dessen Bereich sich das Kind oder der Jigendliche vor Beginn
der Maßnahme tatsächlich aufhält, soweit Landes-echt nichts anderes regelt.

(2) Die örtliche Zuständigkeit für die lnobhutnahme eines unbegleiteten ausländischen Kindes oder ii
gendlichen ( 42) richtet sich nach der Zuweisingsantscheidung gemäß § 42b Absatz 3 tz 1 der nach

Landes-echt für die Verteilung von unbegleiteten ausländischen Kindern oder ..bgendlichen zuständigen
Sella Ist die Verteilung nach § 42b Absatz 4 aueschloen, so bleibt die nach Absatz 1 begründete Zu

ständigkeit bestehen. 6n anderer Träger kann aus Gründen des KindesNohls oder aus sonstigen humani

tären Gründen von vergleichbarem Gewicht die örtliche Zuständigkeit von dem zuständigen Träger

übernehmen.

(3) Für Leistungen an unbegleitete ausländische Kinder oder ..bgendliche ist der örtliche Träger zustän

dig, in dessen Bereich sich die Fbrson vor Beginn der Leistung tatsächlich aufhält. Geht der Leistunge

währung eine Inobhutnahme voraus so bleibt die nach Absatz 2 begründete Zuständigkeit bestehen, so

weit Landes-echt nichts anderes regelt.

(4) Die örtliche Zuständigkeit für die Vormundschaft oder Pflegachaft, die für unbegleitete ausländische
Kinder oder Jigendliche durch Bestellung des Familiengerichtseintritt, richtet sich während



1. der vorläufigen lnobhutnahme ( 42a) nach Abtz 1

2. der lnobhutnahme ( 42) nach Abtz 2 und

3. der Leistungewährung nach Abtz 3.

Dritter Abwhnift
Koenerattung

§ 89 Koener&attung bei fehlendem gewöhnlichen Aufenthalt

Ist für die örtliche Zuständigkeit nach den § 86, 86a oder 86b der tatchIiche Aufenthalt maßgeblich,

so sind die Kosten, die ein örtlicher Träger aufgewendet hat, von dem überörtlichen Träger zu erstatten,

zu deen Bereich der örtliche Träger gehört.

§ 89a KoeneSattung bei fortdauernder Vollzeitpflege

(1) Kosten, die ein örtlicher Träger aufgrund einer Zuständigkeit nach § 86 Abs 6 aufgewendet hat, sind
von dem örtlichen Trägerzu erstatten, derzuvorzuständigwarodergewewn wäre. Die

Kostenerstattungflicht bleibt bestehen, wenn die Rlegqerson ihren gewöhnlichen Aufenthalt ändert
oder wenn die Leistung über die Volljährigkeit hinaus nach § 41 fortgetzt wird.

(2) Hat oder hätte der nach Abtz 1 kostenerstattungflichtig werdende örtlicheTräger während der

Gewährung einer Leistung lbst einen Kostenerstattungnruch gegen einen anderen örtlichen oder den
überörtlichen Träger, so bleibt oder wird abweichend von Abtz 1 dier Träger dem nunmehr nach

§ 86 Abs 6 zuständig gewordenen örtlichen Träger kostenerstattungflichtig.

(3) Ändert sich während der Gewährung der Leistung nach Abtz 1 der für die örtliche Zuständigkeit

nach § 86 Abs 1 bis 5 maßgebliche gewöhnliche Aufenthalt, s wird der örtliche Träger

kostenerstattungflichtig, der ohne Anwendung des § 86 Abs 6 örtlich zuständig geworden wäre.

§ 89b Kostenerstattung bei vorläufigen Maßnahmen zum &hutz von Kindern und Jigendlichen

(1) Kosten, die ein örtlicher Träger im Rahmen der lnobhutnahme von Kindern und ..bgendlichen ( 42)
aufgewendet hat, sind von dem örtlichen Träger zu erstatten, den Zuständigkeit durch den

gewöhnlichen Aufenthalt nach § 86 begründet wird.

(2) Ist ein kostenerstattungflichtiger örtlicher Träger nicht vorhanden, so sind die Kosten von dem

überörtlichen Träger zu erstatten, zu deen Bereich der örtliche Träger gehört.

(3) Bne nach Abtz 1 oder 2 begründete Pflicht zur Kostenerstattung bleibt bestehen, wenn und

solange nach der lnobhutnahme Leistungen aufgrund einer Zuständigkeit nach § 86 Abs 7 Satz 1
Halbtz 2 gewährt werden.

§ 89c Kostenerstattung bei fortdauernder oder vorläufiger Wstunerpflichtung

(1) Kosten, die ein örtlicher Träger im Rahmen iner Verpflichtung nach § 86c aufgewendet hat, sind
von dem örtlichen Träger zu erstatten, der nach dem Wechl der örtlichen Zuständigkeit zuständig

geworden ist. Kosten, die ein örtlicher Träger im Rahmen iner Verpflichtung nach § 86d aufgewendet

hat, sind von dem örtlichen Träger zu erstatten, den Zuständigkeit durch den gewöhnlichen Aufenthalt

nach § 86, 86a und 86b begründet wird.

(2) Hat der örtliche Träger die Kosten de&ialb aufgewendet, weil der zuständige örtliche Träger

pflichtwidrig gehandelt hat, so hat dier zutzlich einen Betrag in Höhe eines Drittels der Kosten,

mindestensjedoch 50 Eiro, zu erstatten.



(3) Ist ein ko&enerstaftungzflichtiger örtlicher Träger nicht vorhanden, so sind die Kosten vom

überörtlichen Träger zu erstatten, zu deen Bereich der örtliche Träger gehört, der nach Absetz 1 tätig

geworden ist.

§ 89d Kostenerstattung bei Gewährung von .Lgendhilfe nach der Enreise

(1) Kosten, die ein örtlicher Träger aufwendet, sind vom Land zu erstatten, wenn

1. innerhalb eines Monats nach der Enreise einesjungen Menschen oder eines Leistungsierechtig

ten nach § 19 Ligendhilfe gewährt wird und

2. sich die örtliche Zuständigkeit nach dem tatsächlichen Aufenthalt dieser Person oder nach der

Zuweisungsentscheidung der zuständigen Landesiehörde richtet.

Als Tag der Bnreise gilt der Tag des Grenzübertritts sofern dieser amtlich festgestellt wurde oder der Tag,

an dem der Aufenthalt im Inland erstmals festgestellt wurde, andernfalls der Tag der ersten Vorsprache

bei einem Jigendamt. Die Bstattungspflicht nach tz 1 bleibt unberührt, wenn die Person um Asyl

nachsucht oder einen Asylantrag stellt.

(2) Ist die Person im Inland geboren, so ist das Land erstattungspflichtig, in deen Bereich die Person
geboren ist.

[
(3)* Ist die Person im Ausland geboren, so wird das erstattungqflichtige Land auf der Grundlage eines
Belastungssergleichsvom Bundeserwaltungsemt bestimmt. Maßgeblich ist die Belastung, die sich durch

die &stattung von Kosten nach dieser Vorschriftergeben hat.
[*Wird mit Wirkung zum 01. lili 2017 aufgehoben

?4Y DieVerpflichtung zur Estattung der aufgewendeten Kosten entfällt, wenn inzwischen für einen

zusemmenhängenden Zeitraum von drei Monaten ..bgendhilfe nicht zu gewähren war.

(5) Kostenerstattungnsprüche nach den Absätzen 1 bis 3 gehen Ansprüchen nach den § 89 bis 89c

und § 89e vor.

§ 89e &hutz derßnrichtunrte - .. -

(1) Richtet sich die Zuständigkeit nach demgewöhnlichen AufenthalCder Stern, eines Sternteifs des

Kindes oder des Jigendlichen und ist dieser in einer Enrichtung, einer anderen Familie oder sonstigen

Wohnform begründet worden, die der Eziehung, Pflege, Betreuung, Behandlung oder dem Srafvollzug

dient, so ist der örtliche Träger zur Estattung der Kosten verpflichtet, in deen Bereich die Person vor

der Aufnahme in eine Rnrichtung, eine andere Familie oder sonstige Wohnform den gewöhnlichen
Aufenthalt hatte. Ene nach tz 1 begründete Estattungspflicht bleibt bestehen, wenn und solange sich

die örtliche Zuständigkeit nach § 86a Abs 4 und § 86b Abs 3 richtet.

(2) Ist ein kostenerstattungspflichtiger örtlicher Träger nicht vorhanden, so sind die Kosten von dem

überörtlichen Träger zu erstatten, zu deesen Bereich der erstattungslerechtigte örtliche Träger gehört.

§ 89f Umfang der Kostenerstattung

(1) Die aufgewendeten Kosten sind zu erstatten, soweit die Etüllung der Aufgaben den Vorschriften

dieses Buches entspricht. Dabei gelten die Grundsätze, die im Bereich destätig gewordenen örtlichen

Trägers zur Zeit des Tätigwerdens angewandt werden.

(2) Kosten unter 1.000 Eiro werden nur bei vorläufigen Maßnahmen zum Shutz von Kindern und
Jigendlichen ( 89b), bei fortdauernder oder vorläufiger Leistungserpflichtung ( 89c) und bei

Gewährung von ..bgendhilfe nach der Enreise ( 89d) erstattet. Verzuginsen können nicht verlangt
werden.

§ 89g Lande&echtworbehalt

Durch Landesecht können die Aufgaben des Landes und des überörtlichen Trägers nach diesem Ab

schnitt auf andere Körperschaften des öffentlichen Rechts übertragen werden.



§ 89h Überganorschrift

(1) Für die Estattung von Kosten für Maßnahmen der ..bgendhilfe nach der Enreise gemäß § 89d, die
vor dem 1. Jjli 1998 begonnen haben, gilt die nachfolgende Übergangworschrift.

(2) Kosten, für deren Estattung das Bundesverwaltungssmt vor dem 1. lili 1998 einen
erstattungfiichtigen überörtlichen Träger bestimmt hat! sind nach den biszu diesem Zeitpunkt
geltenden Vorschriften zu erstatten. Efolgt die Bestimmung nach dem 30. Jini 1998, so sind § 86 Abs 7,

§ 89b Abs. 3, die § 89d und 89g in der ab dem 1. lili 1998 geltenden Faswng anzuwenden.

Achtes Kapitel
Ko&enbeteiligung

&ster Abschnitt
Pauschalierte Kostenbeteiligung

§ 90 Pauschaliefte Kostenbeteiligung

(1) Für die lnan9ruchnahme von Angeboten
1. der Jigendarbeit nach § 11,
2. der allgemeinen Förderung der Eziehung in der Familie nach § 16 Abs 1, Abs 2 Nr. 1 und 3

und
3. der Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und Kindertageflege nach den § 22 bis24

können Kostenbeiträgefestgesetzt werden. Sweit Landes-echt nichtsanderesbestimmt, sind Kostenbeiträ
ge, die für die lnanruchnahme von Tageseinrichtungen und von Kindertagefiege zu entrichten sind, zu
staffeln. Als Kriterien können in±esondere das Bnkommen, dieAnzahl der kindergeldberechtigten Knder
in der Familie und dietägliche Betreuung&eit berücksichtigt werden. Werden die Kostenbeiträgenaohdem
ankommen berechnet, bleibt die Sgenheimzulage nach dem Hgenheimzulagengesetz außer Betracht.

(2) In den Fällen des Absetzesl Nr. 1 und 2 kann der Kostenbeitrag auf Antrag ganz oder teilweise

erlassen oder ein Teilnahmebeitrag auf Antrag ganz oder teilweise vom Träger der öffentlichen
bgendhilfe übernommen werden, wenn

1. die Belastung
a) dem Kind oder dem Jigendlichen und seinen Stern oder
b) dem jungen Volljährigen
nicht zuzumuten ist und

2. die Förderung für die EMwicklung desjungen Menschen erforderlich ist.
Lebt das lind oder der Jigendliche nur mit einem Bternteil zusemmen, so tritt dieser an die Seile der 6-
tern.

(3) Im Fall desAbsetzes 1 Nr. 3 soll der Kostenbeitrag auf Antrag gaiz oder teilweise erlan oder ein
Teilnahmebeitrag auf Antrag ganz oder teilweise vom Träger der öffentlichen Jigendhilfe übernommen
werden, wenn die Belastung den Btern und dem lind nicht zuzumuten ist. Abtz 2 tz 2 gilt entrechend.

(4) Für die Feststellung der zumutbaren Belastung gelten die § 82 bis 85, 87 und 88 (...) des Zwölften
Buches entqrechend, soweit nicht Landes-echt eine andere Regelung trifft. Bei der
Snkommeneberechnung bleibt die Egenheimzulage nach dem Egenheimzulagengesetz außer Betracht.

(Inkrafttreten dieser Änderung zum 1 1.2020)



Zweiter Absthnitt
Kostenbeiträge für stationäre und teilstationäre Leistungen sowie vorläufige Maßnahmen

§ 91 Anwendunereich

(1) Zu folgenden vollstationären Leistungen und vorläufigen Maßnahmen werden Kostenbeiträge
erhoben:

1. der Unterkunft junger Menschen in einer sozialpädagogisch begleiteten Wohntorm ( 13
Abs 3),

2. der Betreuung von Müttern oder Vätern und Kindern in gemeinssmen Wohnformen ( 19),

3. der Betreuung und Versorgung von lindern in Notsituationen ( 20),
4. der Unterstützung bei notwendiger Unterbringungjunger Menschen zur Efüllung der hulpflicht

und zum Abschluss der hulau±ildung ( 21),
5. der Hilfe zur B2iehung

a) in Vollzeitpflege ( 33),
b) in einem Heim oder einer sonstigen betreuten Wohnform ( 34),
c) in intensiver sozialpädagogischer Enzelbetreuung ( 35), sofern sie außerhalb des Bternhau

serfolgt,
d) auf der Grundlage von § 27 in stationärer Form,

6. der Engliederungshilfefür elisch behinderte Kinder und .hgendliche durch geeignete Rlegeper

sonen sowie in Enrichtungen über Tag und Nacht und in sonstigen Wohnformen ( 35a Abs 2
Nr. 3 und 4),

7. der Inobhutnahme von Kindern und Jigendlichen (42),

8. der Hilfefürjunge Volljährige, soweit sie den in den Nummern 5 und 6 genannten Leistungen

entqricht ( 41).

(2) Zu folgenden teilstationären Leistungen werden Kostenbäträge erhoben:
1. der Betreuung und Versorgung von Kindern in Notsituationen nach § 20,

2.

Hilfe zur &zieh!Jpg in einer Tageruppe jjph § 32 und anderen tejItionären Leistungen nach
§27,

3. 6ngliederung,ilfe für elisch behinderte Kinder und Jigendliche in Tageseinrichtungen und an

deren teilstationären Enrichtungen nach § 35a Abs 2 Nr.2 und
4. HilfefürjungeVolljährige, soweit sieden in den Nummern 2 und 3 genannten Leistungen ent

richt (41).

(3) Die Kosten umfaen auch dieAufwendungen für den notwendigen Unterhalt und die Krankenhilfe.

(4) VerwaItungdosten bleiben außer Betracht.

(5) Die Träger der öffentlichen Jigendhilfe tragen die Kosten der in den Abtzen 1 und 2 genannten

Leistungen un±hängig von da Ehebung eines Kostenbeitrags

§ 92 Aue&aItung der Heranziehung

(1) Aus ihrem ankommen nach Maßgabe der § 93 und 94 heranzuziehen sind:

1. Kinder und .Lgendliche zu den Kosten der in § 91 Abs 1 Nr. 1 bis7 genannten Leistungen und
vorläufigen Maßnahmen,

2. jungeVolljährigezu den Kosten der in § 91 Abs 1 Nr. 1,4 und 8 genannten Leistungen,
3. Leistung±erechtigte nach § 19 zu den Kosten der in § 91 Abs 1 Nr.2 genannten Leistungen,

4. Biegatten und Lebenartner junger Menschen und Leistungeberechtigter nach § 19 zu den Kos
ten der in § 91 Abs 1 und 2 genannten Leistungen und vorläufigen Maßnahmen,

5. Bternteilezu den Kosten der in § 91 Abs 1 genannten Leistungen und vorläufigen Maßnahmen;
leben sie mit dem jungen Menschen zummen, so werden sie auch zu den Kosten der in § 91

Abs. 2 genannten Leistungen herangezogen.



(la) Zu den Kosten vollstationärer Leistungen sind junge Volljährige und volljährige Leistungsierechtigte

nach § 19 zusätzlich aus ihrem Vermögen nach Maßgabe der § 90 und 91 des Zwölften Buches

heranzuziehen.

(2) Die Heranziehung erfolgt durch Ehebung eines Kostenbeitrag der durch Leistungsiescheid

festgesetzt wird; Sternteile werden getrennt herangezogen.

(3) Sn Kostenbeitrag kann bei Stern, Siegatten und Lebenartnern ab dem Zeitpunkt erhoben werden,

ab welchen, dem Rlichtigen die Gewährung der Leistung mitgeteilt und er über die Fölgen für seine

Unterhaitflicht gegenüber dem jungen Menschen aufgeklärt wurde. Ohne vorherige Mitteilung kann

ein Kostenbeitrag für den Zeitraum erhoben werden, in weichem der Träger da öffentlichen Jigendhilfe

aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen, die in den Verantwortungsiereich des Rlichtigen failen, an

der Geltendmachung gehindert war. Btallen diese Gründe, ist der Rlichtige unvefzüglich zu

unterrichten.

(4) En Kostenbeitrag kann nur erhoben werden, soweit Unterhaltsenqrüche vorrangig oder

gleichrangig Berechtigter nicht geschmälert werden. Von der Heranziehung der Stern ist abzusehen,

wenn das Kind, die Jigendliche, diejunge Volljährige oder die Leistungeberechtigte nach § 19

schwanger ist oder der junge Mensch oder die nach § 19 leistungeberechtigte Person ein leibliches Kind

bis zur Vollendung des sechsten Lebenahres betreut.

(5) Von der Heranziehung soll im Snzelfall ganz oder teilweise abgesehen werden, wenn sonst Ziel

und Zweck der Leistung gefährdet würden oder sich aus der Heranziehung eine besondere Härte ergäbe.

Von der Heranziehung kann abgesehen werden, wenn anzunehmen ist, dass der damit verbundene

Verwaltungseutwand in keinem angemessenen Verhä]tniszu dem Kostenbeitrag stehen wird.

§ 93 Berechnung des bnkommens

(1) Zum Snkommen gehören alle Enkünfte in Geld oder Geldeswert mit Ausnahme der Grundrente

nach oder entrechend dem Bundesversorgungesetz sowie der Renten und Beihilfen, die nach dem

- BundesentschädigungetHür einen &haden an Leben sowie an Körper und Gesundheit gewährt
werden biszur Höhe der vergleichbaren Grundrente nach dem Bundesverwrgungesetz. Ene

Bitschädigung, die nach § 253 Abs 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs wegen eines &haden der nicht
Vermögenhaden ist, geleistet wird, ist nicht als Hnkommen zu berücksichtigen. Geldleistungen, die

dem gleichen Zweck wie diejeweilige Leistung der Jigendhilfe dienen, zählen nicht zum Enkommen
und sind unabhängig von einem Kostenbeitrag einzusetzen. Kindergeld und Leistungen, die aufgrund

öffentlich-rechtlicher Vorschriften zu einem ausirücklich genannten Zweck erbracht werden, sind nicht

als Snkommen zu berücksichtigen.

(2) Von dem Enkommen sind abzusetzen
1. auf das Enkommen gezahlte Seuern und
2. Pflichtbeiträge zur Szialversicherung einschließlich der Beiträge zur Arbeitörderung sowie

3. nach Grund und Höhe anganene Beiträge zu öffentlichen oder privaten Versicherungen oder
ähnlichen Enrichtungen zur Absicherung der Risiken Alter, Krankheit. Pflegebedürftigkeit und

Arbeit&osigkeit.
(3) Von dem nach den Absätzen 1 und 2 errechneten Betrag sind Belastungen der

kostenbeitragspflichtigen Person abzuziehen. Der Abzug erfolgt durch eine Kürzung des nach den
Absätzen 1 und 2 errechneten Betrages um pauschal 25 vom Hundert. Snd die Belastungen höher als

der pauschale Abzug, so können sie abgezogen werden, soweit sie nach Grund und Höhe angemessen
sind und die Grundsätze einer wirtschaftlichen Lebenührung nicht verletzen. In Betracht kommen

insiewndere
1. Beiträge zu öffentlichen oder privaten Versicherungen oder ähnlichen Enrichtungen,

2. die mit der &zielung des flnkommens verbundenen notwendigen Auaben,
3. &huldverpfiichtungen.

Die kostenbeitragqflichtige Person muss die Belastungen nachweisen.



(4) Maßgeblich i das durchhniffhiche Monatseinkommen, das die koenbeitragspflichtige Person in
dem Kalenderjahr erzielt hat, welches dem jeweiligen Kalenderjahr der Leiung oder Maßnahme voran
geht. Auf Antrag der koenbeitragspflichtigen Person wird dieses Enkommen nachträglich durch das
durchhnittliche Monatseinkommen ersetzt, welches die Person in dem jeweiligen Kalenderjahr der
Leiung oder Maßnahme erzielt hat. Der Antrag kann innerhalb eines ..bhres nach Ablauf dieses Kalen
derjahres geellt werden. Macht die ko&enbeitrag9Dflichtige Person glaubhaft, dass die Heranziehung zu
den Koen ausdem Enkommen nach tz 1 in einem beimmten Zeitraum eine besondere Härtefür sie
ergäbe, wird vorläufig von den glaubhaft gemachten, dem Zeitraum entsprechenden Monatseinkommen
auegangen; endgültig i in diesem Fall das nach Ablauf des Kalenderjahres zu ermittelnde durch
hnittliche Monatseinkommen dieses ..hres maßgeblich.

§ 94 Umfang der Heranziehung

(1) Die Koenbeitragspflichtigen sind aus ihrem Enkommen in angemessenem Umfang zu den Koen
heranzuziehen. Die Kostenbeiträge dürfen die tatchlichen Aufwendungen nicht übersohreiten. Stern
sollen nachrangig zu den jungen Menhen herangezogen werden. Biegatten und Lebenspartner sollen
nachrangigzu den jungen Menhen, aber vorrangig vor deren Stern herangezogen werden.

(2) Für die Beatimmung des Umfangs sind bei jedem Sternteil, Biegatten oder Lebenspartner die Höhe
des nach § 93 ermittelten Hnkommens und die Anzahl der Personen, die mindestens im gleichen Range
wie der untergebrachtejunge Menh oder Leistungsierechtigte nach § 19 unterhaltaberechtigt sind,
angemen zu berücksichtigen.

(3) Werden Leistungen über Tag und Nacht außerhalb des Bternhauses erbracht und bezieht einer der
Sternteile Kindergeld für den jungen Mensohen, so hat dieser unabhängig von einer Heranziehung nach
Absatz 1 tz 1 und 2 und nach Maßgabe desAbsatzes 1 tz 3 und 4 einen Kostenbeitrag in Höhe des
Kindergeldes zu zahlen. Zahlt der Bternteil den Kostenbeitrag nach tz 1 nicht, so sind die Träger der
öffentlichen Ligendhilfe insoweit berechtigt, das auf dieses Kind enifallende Kindergeld durch
Geltendmachung eines B&attungsanspruchs nach § 74 Abs 2 des Snkommen&euergesetzes in
Anspruch zu nehmen. Bezieht :d&Sternteil Kindergeld nauhl 1 Absatz 1 Bundeski.hergeldgesetz, gilt
tz 2 entsprechend. Bezieht derjunge Menh das Kindergeld selbst, gelten die tze 1 und 2 entspre
chend.

(4) Werden Leistungen über Tag und Nacht erbracht und hält sich derjunge Menh nicht nur im
Rahmen von Umgangsiontakten bei einem Kostenbeitragspfiichtigen auf, so ist die tatchliche
Betreuungsieistung über Tag und Nacht auf den Kostenbeitrag anzurechnen.

(5) Für die Fedsetzung der Kostenbeiträge von Stern, Biegatten und Lebenspartnern junger Menshen
und Leistungeberechtigter nach § 19 werden nach Bnkommenruppen gestaffelte Pauhalbeträge
durch Rechtwerordnung des zuständigen Bundesministeriums mit Zustimmung des Bundesrates
bestimmt.

(6) Bei vollstationären Leistungen haben junge Menhen und Leistung±erechtigte nach § 19 nach
Abzug der in § 93 Abs 2 genannten Beträge (75) 50 Prozent ihres Enkommens als Kostenbeitrag
einzusetzen.

§ 93 Absatz 4 ist nicht anwendbar. Folgendes Bnkommen aus einer Bwerbstätigkeit innerhalb eines M o
nats bleibt für den Kostenbeitrag unberücksichtigt:

1. Hnkommen aus Shülerjobs oder Praktika mit einer Vergütung bis zur Höhe von 150 B.iro monatlich
oder

2. Snkommen aus Ferienjobszweimal im Kalenderjahr biszu einer Dauer von jeweils maximal 4 Wo
chen bis zur Höhe von jeweils400 Eiro oder einmal im Kalenderjahr biszu einer Dauer von maximal 6
Wochen biszur Höhe von 800 E.zro oder

3. 150 Riro monatlich alsTeil einer Auildungsvergütung.



Für ehrenamtliche Tätigkeiten gilt tz 3 Nummer 1 und 2 entsprechend.

( kann ein geringerer Koenbeitrag erhoben oder gänzlich von der &hebung des Kostenbeitrags
abgehen werden, wenn das Bnkommen aus einer Tätigkeit stammt, die dem Zweck der Leistung dient.
Diesgilt insiendere, wenn esch um eineTätigkeit im sczialen oderkulturellen Bereich handelt, bei
der nicht die &werbstätigkeit, ndern das scziale oder kulturelle Bigagement im Vordergrund stehen.)

Dritter Abschnitt
Überleitung von Ansprüchen

§ 95 Überleitung von Ansprüchen

(1) Hat eine der in § 92 Abs 1 genannten Persnen für die Zeit, für die Jigendhilfe gewährt wird, einen
Anspruch gegen einen anderen, der weder Leistungsträger im Snne des § 12 des Esten Buches noch
Kostenbeitragspflichtiger ist, kann der Träger der öffentlichen Jigendhilfe durch schriftliche Anzeige
an den anderen bewirken, dass dier Anspruch bis zur Höhe iner Aufwendungen auf ihn übergeht.

(2) Der Übergang darf nur inweit bewirkt werden, als bei rechtzeitiger Leistung des anderen entweder
Jigendhilfe nicht gewährt worden oder ein Kostenbeitrag zu leisten wäre. Der Übergang ist nicht
dadurch aueschlossen, dass der Anspruch nicht übertragen, verpfändet oder gepfändet werden kann.

(3) Die schriftliche Anzeige bewirkt den Übergang desAnspruchs für die Zeit, für die die Hilfe ohne
Unterbrechung gewährt wird; als Unterbrechung gilt ein Zeitraum von mehr als zwei Monaten.

(4) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen den Verwaltungkt, der den Übergang desAnspruchs
bewirkt, haben keine aufschiebende Wirkung.

§ 96 (weggefallen)

Viertei Abhnift .

&gänzende Vorschriften

§ 97 Fe&&ellung der Sozialleistungen

Der erstattungsierechtigte Träger der öffentlichen Jigendhilfe kann die Feststellung einer Soziallei stung
betreiben swie Rechtsittel einlegen. Der Ablauf der Fristen, die ohne in Verschulden verstrichen
sind, wirkt nicht gegen ihn. Dies gilt nicht für die Verfahrenristen, weit der Träger der öffentlichen Ii
gendhilfe das Verfahren lbst betreibt.

§ 97a Pflicht zur Auskunft

(1) Soweit dies für die Berechnung oder den Blass eines Kostenbeitrags oder die Übernahme eines
Teilnahmebeitrags nach § 90 oder die Emittlung eines Kostenbeitrags nach den § 92 bis 94 erforderlich
ist, sind Stern, Begatten und Lebenspartnerjunger Menschen wwie Leistungsierechtigter nach § 19
verpflichtet, dem örtlichen Träger über ihre Snkommensserhältni Auskunft zu geben. Singe
Volljährige und volljährige Leistung±erechtigte nach § 19 sind verpflichtet, dem örtlichen Träger über
ihre Enkommens- und Vermögens,erhältni Auskunft zu geben. Stern, denen die Sorge für das
Vermögen des Kindes oder des J.igendlichen zusteht, sind auch zur Auskunft über desn Enkommen
verpflichtet. Ist die Sorge über das Vermögen des Kindes oder des Jigendlichen anderen Pernen
übertragen, w treten dies an die SeIle der Stern.

(2) Soweit dies für die Berechnung der laufenden Leistung nach § 39 Abs 6 erforderlich ist, sind
Rlegepernen verpflichtet, dem örtlichen Träger darüber Auskunft zu geben, ob der junge Mensch im
Rahmen des Familienleistungsauleichs nach § 31 des Snkommensteuergetzes berücksichtigt wird
oder berücksichtigt werden könnte und ob er ältestes Kind in der Pflegefamilie ist. Pflegepernen, die mit



dem jungen Menethen in gerader Unie verwandt sind, sind verpflichtet, dem örtlichen Träger über ihre
Enkommens- und Vermögenserhältnis Auskunft zu geben.

(3) Die Pflicht zur Auskunft nach den Absätzen 1 und 2 umfa auch die Verpflichtung, Name und
Anachrift desArbeitgebers zu nennen, über die Art des Beshäftigungwerhältnisses Auskunft zu geben
wie auf Verlangen Beweisurkunden vorzulegen oder ihrer Vorlage zuzuimmen. fern
lande&echtliche Regelungen nach § 90 Abs 1 Ftz 2 beehen, in denen nach 8nkommenruppen
geaffelte auachalbeträgevorgeachrieben oder f&gesetzt sind, i& hinsichtlich der Höhe des
Enkommens die Auskunftspflicht und die Pflicht zur Vorlage von Beweisirkunden für die Berechnung
des Ko&enbeitrags nach § 90 Abs 1 Nr 3 auf die Angabe der Zugehörigkeit zu einer beimmten
Snkommenruppe beachränkt.

(4) Kommt eine der nach den Absätzen 1 und 2 zurAuskunft verpflichteten Pernen ihrer Pflicht nicht
nach oder besehen tsächliche Anhaltunkte für die Unrichtigkeit ihrer Auskunft, & i der Arbeitgeber
dieser Person verpflichtet, dem örtlichen Träger über dieArt des Beahäftigungsverhältnies und den
Arbeitserdienet dieser Person Auskunft zu geben; Abtz 3 tz 2 gilt entrechend. Der zur Auskunft
verpflichteten Person i vor einer Nachfrage beim Arbeitgeber eine angenene Riet zur Eteilung der

Auskunft zu tzen. Se iet darauf hinzuwein, dass nach Frietablauf die erforderlichen Auskünfte beim
Arbeitgeber eingeholt werden.

(5) Die nach den Abzen 1 und 2 zur Eteilung einer Auskunft Verpflichteten können dieAuskunft
verweigern, soweit sie sich selbet oder einen der in § 383 Abs 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozerdnung
bezeichneten Angehörigen der Gefahr auetzen würden, wegen einer Sraftat oder einer
Ordnungswidrigkeit verfolgt zu werden. Die Auskunftqflichtigen sind auf ihr
Auskunftsverweigerungsecht hinzuwein.

§ 97b (weggefallen)

§ 97c Ehebung von Gebühren und Auagen

Landesec[t k&,i abweichend von §6‘fd Zehnten Buches die hbung von Gebührei uidÄusiagen
regen.

Neuntes Kapitel
Kinder- und JigendhiIfe&atiik

§ 98 Zweck und Umfang der &hebung

(1) Zur Beurteilung der AusNirkungen der Bedimmungen dies Buches und zu iner Fortentwicklung
sind laufende &hebungen über

1. Kinder und tätige Personen in Tageinrichtungen,
2. Kinder und tätige Personen in öffentlich geförderter Kindertageflege,
3. Personen, die mit öffentlichen Mitteln geförderte Kindertageflege gemeinm oder auf Grund

einer Elaubnis nach § 43 Abs 3 Satz 3 in Pflegeetellen durchführen, und die von diesen betreu
ten Kinder,

4. die &npfänger
a) der Hilfe zur Eziehung,
b) derHilfefürjungeVolljährigeund
c) der Bngliederungshilfe für seeliach behinderte Kinder und Jjgendliche,

5. Kinder und .hgendliche, zu deren &hutz vorläufige Maßnahmen getroffen worden sind,
6. Kinder und Jigendliche, die als Kind angenommen worden sind,
7. Kinder und .hgendliche, die unter Amtspfiegachaft, Amtssormundsohaft oder Beietandachaft des

£igendamts etehen,



8. Kinder und digendliche, für die eine Pflegeerlauhnis erteilt worden iet,
9. Maßnahmen des Familiengerichts

10. Angebote der digendarbeit nach § 11 sowie Fortbildungstaßnahmen für ehrenamtliche Mitar
beiter anerkannter Träger der LgendhiIfe nach § 74 Abtz 6,

11. (die Enrichtungen mit Ausiahme der Tageinrichtungen, Behörden und Gehäftellen in der
J.igendhilfe und die dort tätigen Personen sowie) die Träger der .hgendhilfe, die dort tätigen Per
sonen und deren Enrichtungen mit Ausiahme der Tageinrichtungen sowie

12. dieAuaben und Ennahmen der öffentlichen Jigendhilfe
13. Gefährdunginschätzung nach § Sa

als Bundesatiik durchzuführen.

(2) Zur Verfolgung der gellschaftlichen Bitwicklung im Bereich der elterlichen &rge sind im Rahmen
der Kinder- und Jigendhilfeati&ik auch laufende Ehebungen über Srgeerklärungen durchzuführen.

§ 99 Ehebuniierkmale

(1) Bhebungsiierkmale bei den Ehebungen über Hilfe zur Bziehung nach den § 27 bis 35,
Rnglierierungshilfe für seelisch betiindede Kinder und digendliche nach § 35a und Hilfe fürjunge
Volljährige nach §41 sind

1. im Hinblick auf die Hilfe

a) Art (...) des Trägers des Hilfe durchführenden Dienetes oder der Hilfe durchführenden 6 n
richtung,

b) ArtderHilfe,
c) Ort der Durchführung der Hilfe,
d) Monat und .bhr des Beginns und bides sowie Fortdauer der Hilfe,
e) familienrichterliche Bitscheidungen zu Beginn der Hilfe,
f) Intensität der Hilfe,

g) Hilfe anregende lnitutionen oder Personen,
h) Gründejür die Hilfegewährung,.. - . - ‚.
i) Gruhd für die Beendigung derHilfe,
j) vorangegangene G&ährdungseinschätzung nach § 8aAbft 1,
k) Enleitung der Hilfe im Anschluss an eine vorläufige Maßnahme zum &hutz von Kindern

und Jigendlichen im Fall des 42 Absstz 1 tz 1 Nummer 3 sowie
2. im Hinblick auf junge Menschen

a) Geshlecht,

b) Geburt&iionät und Geburtflhr,
c) Lebentuation bei Beginn der Hilfe,
d) Migration&uintergrund

e) Deutsch als in der Familie vorrangig gesprochene Drache
f) anhließender Aufenthalt,

g) nachfolgende Hilfe;

3. bei sozialpädagogischer Familienhilfe nach § 31 und anderen familienorientierten Hilfen nach

§ 27 zutzlich zu den unter den Nummern 1 und 2 genannten Merkmalen
a) Geschlecht, Geburtsronat und Geburtahr der in der Familie lebenden jungen Menschen

sowie
b) Zahl der außerhalb der Familie lebenden Kinder und Jigendlichen.

(2) Bhebungsierkmale bei den Ehebungen über vorläufige Maßnahmen zum &hutz von Kindern und
Jigendlichen sind Kinder und Jigendliche, zu deren &hutz Maßnahmen nach § 42 oder § 42a getroffen
worden sind, gegliedert nach

1. Art der Maßnahme, Art des Trägers der Maßnahme, Form der Unterbringung während der Maß
nahme, lnitution oder Personenkreis, die oder der die Maßnahme angeregt hat, Zeitpunkt des



Beginns und Dauer der Maßnahme, Durchführung auf Grund einer vorangegangenen Gefähr
dunginschätzung nach § 8aAbtz 1, Maßnahmeanlas Art der anschließenden Hilfe!

2. bei Kindern und .bgendlichen zutzIich zu den unter Nummer 1 genannten Merkmalen nach
Geschlecht, Altersgruppe zu Beginn der Maßnahme! Migrationshintergrund, Art des Aufenthalts
vor Beginn der Maßnahme.

(3) Ehebung&nerkmale bei den Bhebungen über die Annahme als Kind slnd
1. angenommene Kinder und Jigendliche, gegliedert

a) nach nationaler Adoption und internationaler Adoption nach §2adesAdoptionsermitt-
lungsgetze

b) nach Geschlecht, Geburtahr, 9aatngehörigkeit und Art des Trägers des Adoptionser
mittlungiienes

c) nach Herkunft des angenommenen Kindes, Art der Unterbringung vor der Adoptionspflege,
Familienand der Btern oder des sxgeberechtigten Sternteils oder Tod der Btern zu Beginn
der Adoptionspflege wwie Rtzung der Enwilligung zur Annahme als Kind,

d) zutzlich bei der internationalen Adoption ( 2a desAdoptionsvermittlungsgesetzes) nach
Saatssngehörigkeit vor Ausspruch der Adoption und nach Herkunftsland,

e) nach Saatngehörigkeit der oder desAnnehmenden und Verwandtschaftserhältniszu dem

Kind,
2. dieZahlder

a) ausgesprochenen und aufgehobenen Annahmen iwie der abgebrochenen Adoptionspfle
gen, gegliedert nach Art des Trägers des Adoptionsermittlungsdiene

b) vorgemerkten Adoptionslewerber, diezur Annahme als Kind vorgemerkten und in Adopti
onspflege untergebrachten Kinder und ..bgendlichen zutzlich nach ihrem Geschlecht, ge
gliedert nach Art des Trägers desAdoptionsermifflunga1ienates

(4) Ehebungsnerkmal bei den &hebungen über die Amtspflegschaft und die Amtsormundschaft scwie
die Beiandschaft i die Zahl der Kinder und J.igendlichen unter

1. getzlicherAmtssormundschaft,
2. beellter Amtsvormundschäft, -/ . . .

3. be&ellterAmtspflegschaft swie
4. Beiandschaft,

gegliedert nach Geschlecht, Art desTätigwerdens des J.igendaiitsswie nach deutscher und ausländischer
3aatngehörigkeit (Deutsch&Ausländer).

(5) Bhebung&nerkmal bei den Ehebungen über
1. die Rlegeerlaubnis nach § i die Zahl der Tagespfiegeperwnen,
2. die Pflegeerlaubnis nach § i die Zahl der Kinder und Jigendlichen, gegliedert nach Ge

schlecht und Art der Pflega

(6) Ehebungsiierkmale bei der Bhebung zum hutzauftrag bei Kndeawohlgefährdung nach § 8a sind
Kinder und Jigendliche, bei denen eine Gefährdunginschätzung nach Abtz 1 vorgenommen worden
i&, gegliedert

1. nach der die Gefährdungseinschätzung anregenden ln&itution oder Persan, der Art der
Kindes‘ohlgefährdung scwie dem Egebnis der Gefährdunginschätzung,

2. bei Kindern und Jigendlichen zutzlich zu den in Nummer 1 genannten Merkmalen nach
Geschlecht, (...) Geburtstionat, Geburtahr und Aufenthalt&M des Kindes oder Jigendlichen
zum Zeitpunkt der Meldung scwie dem Alter der Stern und der Inanspruchnahme einer Leiung
gemäß den § 16 bis 19 scwie 27 bis35a und der Durchführung einer Maßnahme nach § 42.

(6a) Ehebungsnerkmal bei den Bhebungen über rgeerklärungen und die gerichtliche Übertragung der
gemeinmen elterlichen rge nach § 1626a Abtz 1 Nummer 3 desBürgerlichen Getzbuchs i die
gemeinme elterliche Srge nicht miteinander verheirateter Stern, gegliedert danach, ob



Srgeerklärungen beider Btern vorliegen, oder den Btern die elterliche rge aufgrund einer
gerichtlichen Bitheidung ganz oder zum Teil gemeinsem übertragen worden it

(6b) &hebungiierkmal bei den Ehebungen über Maßnahmen des Familiengerichts i die Zahl der
Kinder und Jigendlichen, bei denen wegen einer Gefährdung ihres Wohls das familiengerichtliche
Verfahren auf Grund einer Anrufung durch das digendamt nach § 8a Absetz 2 tz 1 oder § 42 Absetz 3
tz 2 Nummer 2 oder auf andere Weise eingeleitet worden i und

1. den Personenwrgeberechtigten auferlegt worden i, Leiungen nach diesem Buch inAnruch
zu nehmen,

2. andere Gebote oder Verbote gegenüber den Perwnenrgeberechtigten oder Dritten
auesprochen worden sind,

3. Eklärungen der Personensrgeberechtigten ersetzt worden sind,
4. die elterliche Srge ganz oder teilweise entzogen und auf das Jigendamt oder einen Dritten als

Vormund oder Pfleger übertragen worden iet,
gegliedert nach Geschlecht, Alter und zutzlich bei Nummer 4 nach dem Umfang der übertragenen
Angelegenheit.

(7) Ehebungsnerkmale bei den Ehebungen über Kinder und tätige Prsonen in Tageseinrichtungen
sind

1. die Enrichtungen, gegliedert nach
a) der Art, Rechtorm und Verbandugehörigkeit des Trägers sDwie benderen Merkmalen
b) der Zahl der genehmigten Plätze,
c) der Art und Anzahl der Gruppen scwie
d) die Anzahl der Kinder inesemt,

2. für jede dort tätige Pern
a) Geschlecht und Beschäftigungsumfang,
b) für daspädagogisch und in der Verwaltung tätige PersDnal zutzlich Geburtnonat und

Geburt$hr, die Art des Berufseusbildungbschlusse Sellung im Beruf, Art der Beschäfti
gungund Arbeitsiereiche einschließlich Gruppenzugehörigkeit, .

u. -

3. fürdiedortgefördertenKnder
a) Geschlecht, Geburtanonat und Geburtahr swie &hulbewch,
b) Migration&uintergrund,
c) Deutsch als in der Familie vorrangig gesprochene $rache
d) Betreuungeit und Mittags%‘erpflegung,
e) Bngliederungshilfe

0 Gruppenzugehörigkeit,

g) Monat und hhr der Aufnahme in der Tageseinrichtung.

(7a) Ehebungsnerkmale bei den Ehebungen über Kinder in mit öffentlichen Mitteln geförderter
Kindertageqflege swie die die Kindertagespflege durchführenden Pernen sind:

1. fürjedetätigePern
a) Geschlecht, Geburtanonat und Geburtahr,
b) Art und Umfang der Qualifikation, Anzahl der betreuten Kinder (Betreuungserhältni am

Sichtag) inemt und nach dem Ort der Betreuung,
2. für die dort geförderten Kinder

a) Geschlecht, Geburtsnonat und Geburtflhr scwie &hulbewch,

b) Migrationefintergrund,
c) Deutsch als in der Familie vorrangig gesprochene rache
d) Betreuungeit und Miftagserpflegung,
e) Art und Umfang der öffentlichen Finanzierung und Förderung,
f) ßngliederungshilfe

g) Verwandtschaftsverhältnis zur Pflegeperwn,



h) gleichzeitig bestehende andere Betreuungrrangement
i) Monat und ..bhr der Aufnahme in Kindertageflege.

(7b) Ehebung&nerkmale bei den Ehebungen über Personen, die mit öffentlichen Mitteln geförderte
Kindertageflege gem&nm oder auf Grund einer Elaubnis nach § 43 Abtz 3 tz 3 durchführen und
die von dien betreuten Kinder sind dieZahl der TageØlegepersonen und dieZahl der von dien
betreuten Kinder jeweils gegliedert nach Pflegeellen.

(8) &hebung&nerkmale bei den Ehebungen über die Angebote der digendarbeit nach § 11 sowie bei
den Ehebungen über Fbrtbildungsnaßnahmen für ehrenamtliche Mitarbeiter anerkannter Träger der
bgendhilfe nach § 74 Abtz 6 sind offene und Gruppenangebote sowie Veranstaltungen und Projekte
der digendarbeit, soweit die mit öffentlichen Mitteln pauschal oder maßnahmenbezogen gefördert
werden oder der Träger eine öffentliche Förderung erhält, gegliedert nach

1 Art, (...) und Rechtsform des Trägers,
2. Dauer, Häufigkeit, Durchführungsort und Art desAngebots zusätzlich bei schulbezogenen An

geboten die Art der kooperierenden hule,
3. Alter, Geschlecht sowie Art der Beschäftigung und Tätigkeit der bei der Durchführung desAn

gebots tätigen Personen,
4. Zahl, (...) Geschlechterverteilung und Alterruppen der Teilnehmenden sowie der Besucher,

5. Partnerländer und Veranaltungen im In- oder Audand bei Veranaltungen und Projekten der
internationalen J.igendarbeit.

(9) Ehebungsnerkmale bei den Ehebungen über die Hnrichtungen, soweit sie nicht in Absatz 7 erfasst
werden, sowie die Behörden und Geschäftsstellen in der Jigendhilfe und die dort tätigen Personen sind

1. die Qnrichtungen, gegliedert nach der Art (...)‘ der Art, Rechtsform und Verbandugehörigkeit
des Träger (...) sowie der Art und Zahl der verfügbaren Plätze,

2. die Behörden der öffentlichen Jgendhilfe sowie die Geschäftellen der Träger der freien ii
gendhilfe, gegliedert nach der Art des Trägers und der Rechtsform,

3. fürjede haupt- und nebenberuflich tätige Person
a) (weggefallen) .. ‘- . -
b) (weggefallen) - - -

c) Geschlecht und Beschäftigungsumfang,
d) für das pädagogische und in der Verwaltung tätige Personal zusätzlich Geburt&nonat und

Geburtahr, Art des Berufsausiildungsabschlue Sellung im Beruf, Art der Beschäftigung
und Arbeit±ereich.

(10) Ehebungsuerkmale bei der Ehebung der Auegaben und Ennahmen der öffentlichen ..bgendhilfe
sind

1. dieArtdesTräger
2. die Auaben für Snzel- und Gruppenhilfen, gegliedert nach Auabe- und Hilfeart sowie die

annahmen nach Ennahmeart,
3. die Auaben und Ennahmen für Bnrichtungen nach Arten gegliedert nach der Enrichtungsart,
4. die Auaben für das Personal, das bei den örtlichen und den überörtlichen Trägern sowie den

kreisangehörigen Gemeinden und Gemeindeverbänden, die nicht örtliche Träger sind, Aufgaben
der Jigendhilfewahrnimmt.

§ 100 HiIfwerkmale

Hilfsnerkmale sind
1. Name und Anschrift desAusiunftflichtigen,
2. für die Ehebungen nach § 99 die Kenn-Nummer der hilfeleistenden SeIle oder der ausiunfte

benden Snrichtung; soweit eine Hilfe nach § 28 gebietsJbergreifend erbracht wird, die Kenn
Nummer des Wohnsitzes des Hilfeempfänger

3. für die Ehebungen nach § 99 Absatz 1, 2, 3 und 6 die Kenn-Nummer der betreffenden Person,
4. Name und (...) Kontaktdaten der für eventuelle Rückfragen zur Verfügung sfehenden Person.



§ 101 Periodizität und Bericht&eitraum

(1) Die Ehebungen nach § 99 Absatz 1 bisS wie nach Absatz 6a bis 7b und 10 sind jährlich
durchzuführen, die Ehebungen nach § 99 Absatz 1, wweit sie die Engliederungsi,ilfe für seelisch
behinderte Kinder und Jigendliche betreffen, beginnend 2007. Die Ehebung nach § 99 Absatz 6 erfolgt
laufend. Die übrigen Ehebungen nach § 99 sind alle zwei .bhre durchzuführen, die Ehebungen nach

§ 99 Absatz 8 ermalig für das bhr 2015 und die Ehebungen nach § 99 Absatz 9 er&malig für das hhr
2014.

(2) DieAngaben für die Ehebung nach
1. § 99 Abs 1 sind zu dem Zeitpunkt, zu dem die Hilfe endet, bei fortdauernder Hilfe zum 31. De

zember,
2. bis 5. (weggefallen)
6. § 99 Abs 2 sind zum Zeitpunkt des Eides einer vorläufigen Maßnahme!
7. § 99 Abs 3 Nr. 1 sind zum Zeitpunkt der rechtskräftigen gerichtlichen Eitscheidung über die

Annahme als Kind!
6. § 99 Abs 3 Nr. 2 Buchabe a und Abs 6a, Sb und 10 sind für das abgelaufene Kalenderjahr,
9. § 99 Abs 3 Nr.2 Buch&abe bund Abs 4, (... )und (...) 5 sind zum 31. Dezember,
10. § 99 Abs 7, 7a und 7b sind zum 1. März,
11. § 99 Absatz 6 sind zum Zeitpunkt des Abschlusses der Gefährdungseinschätzung,
12. § 99 Absatz 8 sind für das abgelaufene Kalenderjahr, zu erteilen.

(hier fehlt offenbar eine gedachte Nr. 13)

§ 102 Auunftflicht

(1) Für die Ehebungen beateht Auskunftspflicht. Die Angaben zu § 100 Nr.4 sind freiwillig.

(2) Auskunftspf]ichtig sind
1. die örtlichen Träger der Jigendhilfe für die Ehebungen nach § 99 Abs 1 bis 10, nach Absatz 8

nur, soWeit &öne Angebote gemadht Wi.frden,
2. die überörtlichen Träger der digendhilfe für die Ehebungen nach § 99 Abs 3 und 7 und 8 bis

10, nach Absatz 8 nur, weit eigene Angebote gemacht wurden,
3. die oberen Landeugendbehörden für die Ehebungen nach § 99 Abs 7 und 8 bis 10,
4. die fachlich zuändige obere Bundeebehörde für die Ehebung nach § 99 Abs 10,
5. die kreisangehörigen Gemeinden und die Gemeindeverbände, scweit sie Aufgaben der .Lgend

hilfe wahrnehmen, für die Ehebungen nach § 99 Abs 7 bis 10,
6. die Träger der freien Jigendhilfe für Ehebungen nach § 99 Absatz 1, sjweit sie eine Beratung

nach § 28 oder § 41 betreffen, nach § 99 Absatz 8, scweit sie anerkannte Träger der freien di
gendhilfe nach § 75 Absatz 1 oder Absatz 3 sind, und nach § 99 Absatz 3, 7 und 9,

7. Adoptionsermittlungsellen nach §2 Absatz 2 des Adoptionsermittlungsgetzes aufgrund ih
rer Tätigkeit nach § 1 des Adcpticnsermittlungesetzes wwie anerkannte Ausiandsvermitt
lungsstellen nach §4 Absatz 2 tz 2 desAdoptionwermittlungetzes aufgrund ihrer Tätigkeit
nach § 2a Absatz 3 Nummer 3 des Adoptionsvermittlungsgesetzes gemäß § 99 Absatz 3 Num
mer 1 swie gemäß § 99 Absatz 3 Nummer 2a für die Zahl der auerochenen Annahmen
und gemäß § 99 Absatz 3 Nummer 2b für die Zahl der vorgemerkten Adoption±ewerber,

8. die Leiter der Enrichtungen, Behörden und Geschäftsellen in der digendhilfe für die Ehebun
gen nach § 99 Abs 7C,).

(3) Zur Durchführung der Ehebungen nach § 99 Abs 1 C..) 3, 7, 8 und 9 übermitteln die Träger der
öffentlichen Jigendhilfe den atiischen Ämtern der Länder auf Anforderung die erforderlichen
Anschriften der übrigen Auskunftflichtigen.



§ 103 Übermittlung

(1) An die fachlich zuändigen oberen Bundes- oder Landesbehörden dürfen für die Verwendung
gegenüber den gesetzgebenden Körperachaften und für Zwecke der Planung, jedoch nicht für die
Regelung von RnzelfäHen, vom Satiiachen Bundesemt und den atiiachen Ämtern der Länder
Tabellen mit §atiisDhen Egebnissen übermittelt werden, auch soweit Tabellenfelder nur einen einzigen
Fall ausweisen. Tabellen, deren Tabellenfelder nur einen einzigen Fall ausweisen, dürfen nur dann
übermittelt werden, wenn se nicht differenzierter alsauf Regierungsbezirksebene, im Fall der
Sadtataaten auf Bezirksebene, aufbereitet sind.

(2) Für aushließlich atigiache Zwecke dürfen den zur Durchführung ati&iher Aufgaben
zuändigen SeIlen der Gemeinden und Gemeindeverbände für ihren Zuändigkeitsbereich
Enzelangaben aus der B-hebung nach § 99 mit Aumahme der Hilfsiierkmale übermittelt werden, soweit
die Vorautzungen nach § 16 Abs 5 des Bundesatiikgesetzes gegeben sind.

(3) Die Egebnie der Kinder- und bgendhilfeetatiiken gemäß den § 98 und 99 dürfen auf der Bene
der einzelnen Gemeinde oder des einzelnen ..bgendamtsbezirkes veröffentlicht werden.

Zehntes Kapitel
&raf- und Bußgeldvorwhriften

§ 104 Bußgeldvorshdften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer
1. ohneElaubnisnach §43Abs 1 oder44Abs 1 Satz 1 ein Kind odereinen Jigendlichen be

treut oder ihm Unterkunft gewährt.
2. entgegen § 45 Abs 1 Satz 1, auch in Verbindung mit §48aAbs 1. ohne &laubniseine Bnrich

tung oder eine sonatige Wohnform betreibt oder
3. entgegen § 47 eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht voll&ändig oder nicht rechtzeitig erattet

oder eine Meldung nicht, nicht richtig, nicht volländig oder nicht rechtzeitig macht oder
4. entgegen § 97a Abs 4 vorsätzlich oder fahrläg alsArbeitgeber eine Au*unft nicht, nicht hch

tig oder nicht voll&ändig erteilt.

(2) Die Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nr. 1,3 und 4 können mit einer Geldbuße biszu
fünfhundert Riro, die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr.2 kann mit einer Geldbuße biszu
fünfzehntausend Biro geahndet werden.

§ 105 araNorshriften

Mit Freiheitrafe bis zu einem %bhr oder mit Geldrafe wird betaft, wer
1. eine in § 104 Abs 1 Nr. 1 oder 2 bezeichnete Handlung begeht und dadurch leichtfertig ein

Kind oder einen digendlichen in seiner körperlichen, gei&igen oder sittlichen Bitwicklung
hwer gefährdet oder

2. eine in § 104 Abs 1 Nr. 1 oder 2 bezeichnete vorsätzliche Handlung beharrlich wiederholt.

Eftes Kapitel
&hIusorhriften

§ 106 Enachränkung eines Grundrechts

Durch § 42 Absatz 5 und § 42a Abtz 1 Satz 2 wird das Grundrecht auf Freiheit der Frson (Artikel 2
Absatz 2 Satz 3 des Grundgesetzes) eingeachränkt.



Gesetz zur Kooperation und Information im
Knderschutz(KKG)

1 nhaItibercht

§ 1 KndersDhutz und aatIiche Mitverantwortung

§ 2 Information der Stern über Unterützungngebote in Fragen der KndentwickIung

§ 3 Rahmenbedingungen für verbindliche NetzwerkSxukturen im Knderhutz

§ 4 Beratung und Übermittlung von Informationen durch Geheimniräger bei Kndes
wohlgefährdung



•1.



§ 1 Kinders±utz und staatliche Mitverantwortung
(1) Ziel desGesetzes ist es, das Wohl von Kindern und JgendIichen zu
ahützen und ihre körperliche, geistige und eIi%he Bitwicklung zu för
dern.

(2) Pflege und Eziehung der Kinder und Jigendlichen sind das natürli
che Recht der Stern und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über ih
re Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft.

(3) Aufgabe der staatlichen Gemeinschaft ist es, weit erforderlich, El
tern bei der Wahrnehmung ihres Rziehungsechts und ihrer Bziehungs
verantwortung zu unterstützen, damit

1. sie im Snzelfall dieser Verantwortung beer gerecht werden
können, -

2. im Enzelfall Fken für die Bifwrcklung von Knd&ii Lind Jagend
lichen frühzeitig erkannt werden und

3. im Enzelfall eine Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines
Jgendlichen vermieden oder, fallsdiesim Snzelfall nicht mehr
möglich ist, eine weitere Gefährdung oder &hädigung abgewen
det werden kann.

(4) Zu diesem Zweck umfasst die Unterstützung der Stern bei der
Wahrnehmung ihres Rziehung&echts und ihrer Rziehungsierantwortung
durch die staatliche Gemeinschaft insiesndere auch Information, Bera
tung und Hilfe. Kern ist die Vorhaltung eines möglichst frühzeitigen, ko
ordinierten und muItiprofeioneIlen Angebotsim Hinblick auf die Bit-
wicklung von Kindern vor allem in den ersten Lebenahren für Mütter
und Väter wie schwangere Frauen und werdende Väter (Frühe Hilfen).



§ 2 Information der Stern über U nterstützungngebote in Fragen der
KndentwickIung

(1) Stern sowie werdende Mütter und Väter sollen über Leistungsange
bote im örtlichen Snzugsbereich zur Beratung und Hilfe in Fragen der
&hwangerschaft, Geburt und der Bitwicklung des Kindesin den ersten
Lebenahren informiert werden.

(2) Zu diesem Zweck sind die nach Landes-echt für die Information der
Stern nach Absatz 1 zuständigen aellen befugt, den Stern ein persönli
ches Gespräch anzubieten. Dieses kann auf Wunsch der Stern in ihrer
Wohnung stattfinden. fern Landes-echt keine andere Regelung trifft, be
zieht sich die in tz 1 geregelte Befugnis auf die örtlichen Träger der Jj

gendhi Ife.

§ 3 Rahmenbedingungen für verbindliche Netzwerk&rukturen im Km
derwhutz

(1) In den Ländern werden insbesondere im Bereich Früher Hilfen flä
chendeckend verbindliche Srukturen der Zusammenarbeit der zuständi
gen Leistungsträger und Institutionen im Kinderschutz mit dem Ziel aufge
baut und weiterentwickelt, sich gegenitig über dasjeweilige Angebots-
und Aufgabenspektrum zu informieren, strukturelle Fragen der Angebots-
gestaltung und -entwicklung zu klären sowie Verfahren im Kinderschutz
aufeinander abzustimmen.

(2) In das Netzwerk sollen insbesondere Snrichtungen und Dienste der
öffentlichen und freien Jigendhilfe, Snrichtungen und Dienste, mit denen
Verträge nach § 75 Absatz 3 des Zwölften Buches Szialgesetzbuch be
stehen, Geaindheitsämter, ziaIämter, Gemeinsame rvicestel len,
hulen, Fblizei und Ordnungsbehörden, Agenturen für Arbeit, Kranken-



häur, &zi al pädiatrihe Zentren, Frühförderstel len, Beratungsstellen für
soziale Problemlagen, Beratungsstellen nach den § 3 und 8 des ahwan
gersDhafN(onfliktgetzes, ßnrichtungen und Dienste zur Müttergenesung
sowie zum &hutz gegen Gewalt in engen sozialen Beziehungen, Mehr
generationenhäur, Familienbi ldungsstäften, Familiengerichte und Ange
hörige der Heilberufe und der Gesundheitachberufe einbezogen wer
den.

(3) &fern Landes-echt keine andere Regelung trifft, soll die verbindliche
Zummenarbeit im Kinderschutz als Netzwerk durch den örtlichen Trä
ger der Jgendhilfe organiert werden. Die Beteiligten sollen die Grunds
ätze für eine verbindliche Zummenarbeit in Vereinbarungen festlegen.
Auf vorhandene arukturen soll zurückgegriffen werden.

(4) Öis Netzwerk soll zi Beförderung IrüHör Hilfen durchdri ßn
tz von Familienhebammen gestärkt werden. Das Bundesministerium für
Familie, nioren, Frauen und ..bgend unterstützt den Aus- und Aufbau
der Netzwerke Frühe Hilfen und des Ensatzes von Familienhebammen,
auch unter Bnbeziehung ehrenamtlicher arukturen durch eine zeitlich
auf vier bhre befristete Bundesnitiative, die im hhr 2012 mit 30 Millio
nen Ego, im .hhr 2013 mit 45 Millionen Riro und in den bhren 2014
und 2015 mit 51 Millionen Eiro auestattet wird. Nach Ablauf dier Be
fristung wird der Bund einen Fonds zur Scherstellung der Netzwerke Frü
he Hilfen und der pwchosozialen Unterstützung von Familien einrichten,
für den er jährlich 51 Millionen Ejro zur Verfügung stellen wird. DieAus
gestaltung der Bundesinitiative und des Fondswird in Verwaltungsverein
barungen geregelt, die das Bundesministerium für Familie, nioren,
Frauen und Jigend im Envernehmen mit dem Bundesministerium der R
nanzen mit den Ländern schließt. Hierzu schlägt das Bundesiiinisterium



für Familie, nioren, Frauen und Jigend eine unbefriete Verwaltungs-
vereinbarung vor.

§ 4 Beratung und Übermittlung von Informationen durch Geheimnis-
träger bei Kindesnohlgefährdung

(1) Werden
1. Ärztinnen oder Ärzten, Hebammen oder Sitbindungspflegern oder

Angehörigen eines anderen Heilberufes, der für die Berufus
übung oder die Führung der Berufsbezeichnung eine aatIich ge
regelte Ausbildung erfordert,

2. Berufspsychologinnen oder -psychologen mit aatlich anerkann
ter wissenschaftlicher Abschlussprüfung,

- . 3. Sie-, Familien-, Rziehungs oder .bgendberaterirmen oder -bera.
- ternwie

4. Beraterinnen oder Beratern für Sichtfragen in einer Beratungel
le, die von einer Behörde oder Körperschaft, AnaIt oder Siftung
des öffentlichen Rechts anerkannt i

5. Mitgliedern oder Beauftragten einer anerkannten Beratungselle
nach den § 3 und 8 des &hwangerhaftskonfliktgesetzes,

6. aatlich anerkannten SDzialarbeiterinnen oder -arbeitern oder
&aatlich anerkannten zialpädagoginnen oder -pädagogen oder

7. Lehrerinnen oder Lehrern an öffentlichen und an aatlich aner
kannten privaten hulen

in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit gewichtige Anhaltspunkte für die
Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines Jgendlichen bekannt,
llen se mit dem Kind oder Jgendlichen und den Personenrgeberech
tigten die Stuation erörtern und, weit erforderlich, bei den Personen
sorgeberechtigten auf die Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, soweit



hierdurch der wirksame &hutz des Kindes oder des Jgendl ichen nicht in
Frage gestellt wird.

(2) Die Pernen nach Absatz 1 haben zur Hn%hätzung der Kindes
wohlgefährdung gegenüber dem Träger der öffentlichen Jgendhilfe An
ruch auf Beratung durch eine inweit erfahrene Fachkraft. Se sind zu
diesem Zweck befugt, dieser Person die dafür erforderlichen Daten zu
übermitteln; vor einer Übermittlung der Daten sind diese zu pseudonymi
si eren.

(3) aheidet ei ne Abwendung der Gefährdung nach Absatz 1 aus oder ist
ein Vorgehen nach Absatz 1 erfolglos und halten die in Absatz 1 genann
ten Personen ein Tätigwerden des Jigendamtes für erforderlich, um eine
Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines Jgendl ichen abzuwen
dehso sind sie betbgf das J.igendamtzü1hformieren; hi&aüf sind die Be
troffenen vorab hinzuweisen, es sei denn, da damit der wirksame &hutz
des Kindes oder desJgendlichen in Frage gestellt wird. Zu diesem Zweck
sind die Personen nach tz 1 befugt, dem Jigendamt die erforderlichen
Daten mitzuteilen.



§ 4 Beratung und Übermittlung von Informationen durch Geheimnis-
träger bei Kl ndesnohlgefährdung

(1) Bei Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte für die Gefährdung des
Wohlseines Kindes oder eines Jjgendlichen in Ausübung ihrer beruf
lichen Tätigkeit sind

1. Ärztinnen oder Ärzte, Hebammen oder &itbindungspfleger oder
Angehörige eines anderen Hei Iberufes, der für die Beru&usübung
oder die Führung der Beruftezeichnung eine staatlich geregelte
Ausbildung erfordert,

2. Berufspsychologinnen oder -psychologen mit staatlich anerkannter
wienschaftIicher AhsDhlussprüfung,

3. Bie-, Familien-, Sziehungs- oder Jgendberaterinnen oder -berater
sw i e

4. Beraterinnen oder Berater für Sichifragen in einer Beratungelle,
die von einer Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder Siftung des öf
fentlichen Rechts anerkannt ist,

5. Mitgliedern oder Beauftragten einer anerkannten Beratungtelle
nach den § 3 und 8 des Szhwangerschaftskonfliktgetzes,

6. staatlich anerkannten zialarbeiterinnen oder -arbeiter oder staat
lich anerkannten Szialpädagoginnen oder -pädagogen oder

7. Lehrerinnen oder Lehrer an öffentlichen und an staatlich aner
kannten privaten &hulen



befugt, das J.igendamt zu informieren und ihm die zur Abwendung der
Gefährdung erforderlichen Daten mitzuteilen, weit sie dies zur
Abwendung der Gefährdung für erforderlich halten; hierauf sind die
Betroffenen vorab hinzuwein, essei denn, dadamit der wirkme
SDhutz des Kindes oder des Jigendlichen in Frage gestellt wird.

(2) Bei der Bnschätzung der Storderlichkeit des Tätigwerdens des ii
gendamtes berücksichtigen die Pernen nach Abtz 1, ob die Ge
fährdung anders, insbeszndere durch Erörterung der Stuation mit
dem Kind oder Jigendlichen und den ftrsonensorgeberechtigten und
ein Hinwirken auf die Inanspruchnahme erforderlicher öffentlicher
Hilfen bei den Prsnensorgeberechtigten abgewandt werden kann,
ohne hierdurch den wirksamen &hutz des Kindes oder Jugendlichen
iniragezu stellen.

(3) Die Personen nach Absatz 1 haben zur Enschätzung der Kindesohl
gefährdung gegenüber dem Träger der öffentlichen JgendhilfeAn
spruch auf Beratung durch eine insoweit erfahrene Fachkraft. Se sind
zu diesem Zweck befugt, dieser Person die dafür erforderlichen Da
ten zu übermitteln; vor einer Übermittlung der Daten sind diese zu
pseudonymisJeren.



(4) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Seilen, die dem SziaIgeheimnis
nach §35Absatzl des Rsten BuchessDzialgesetzbuch unterliegen
und nicht dem PernenkreisdesAbsatzes1 angehören, und denen
in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit gewichtige Anhaltspunkte für
die Gefährdung des Wohis eines Kindes oder einesJgendIichen be
kannt werden, sind befugt, dasJgendamt zu informieren und ihm
die zur Abwendung der Gefährdung erforderlichen Daten mitzutei
len; hierauf sind die Betroffenen vorab hinzuweisen, es sei denn,
dass damit der wirksame &hutz des Kindes oder des Jigendlichen in
Frage gestellt wird. Absatz 3 gilt entsprechend.“

§ 5 Zusmmenwirken von Srafverfolgungehörden und .ligendamt

(1) Werd&fih einem Srafv&fäh r“en Anhaitspunkttür die GefährdUn ?les
Wohls eines Kindes oder eines Jgendlichen bekannt, sind die Mitar
beiterinnen und Mitarbeiter der Srafverfolgungtehörden verpflich
tet, dasJigendamt zu informieren und die zur Abwendung der Ge
fährdung erforderlichen Daten und Tatsachen mitzuteilen; hierauf
sind die Betroffenen vorab hinzuweisen, es sei denn, dass damit der
wirksame Szhutz des Kindes oder des Jgendlichen in Frage gestellt
wird. § 4 Absatz 3 gilt entsprechend.

(2) Anhaltspunkte für ei ne Gefährdung liegen i nsbendere dann vor,
wenn gegen eine Pern,

1. die mit einem Minderjährigen in häuslicher Gemeinschaft lebt oder

2. die beruflich Minderjährige beaufsichtigt, betreut, erzieht oder ausbil
det oder vergleichbar mit Minderjährigen in Kontakt steht,



der Verdacht der Begehung einer araftat nach den § 171, 174 bis 174c,
l76bisl8Oa, 181a, 182bis184g, 184i, 184j225,232bis233a,
234, 235 oder 236 des arafgesetzbuchs beeht.



-— J

Weitere Artikel:

Artikel 3: Änderung des Fünften Buches &)zialgestzbuch

Artikel 4: Änderung des Zehnten Buches &ziaIgetzbuch

Artikel 5: Änderung des Bürgerlichen Gewtzbuchs

Artikel 6: Änderung des iigendgerichtetzes

Artikel 7: Inkrafttreten
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